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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T
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D e r a k t u e l l e B e i t r a g

Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Fortbildungspflicht für Rechtsanwälte

Die Fortbildungspflicht des Rechtsanwaltes
ist europaweit Thema; so auch in Öster-
reich. Nur ständige Fortbildung sichert
die Qualität der Leistung des Rechtsanwal-
tes, lebenslanges Lernen ist für ihn unab-
dingbar und entspricht im Übrigen auch
der von der Europäischen Union definier-
ten Strategie für eine im höchsten Maße
wettbewerbsfähige und dynamische, wis-
sensbasierte Wirtschaftsordnung.

Auch der bestausgebildete Rechtsanwalt
wird in recht kurzer Zeit den immer höher
werdenden Qualitätsansprüchen einer im-
mer detaillierter und komplexer werden-
den Rechtsordnung nicht gerecht werden
können, wenn er sich nicht ständig fortbil-
det. Dass Fortbildung daher ein Muss und
damit rechtsanwaltliche Pflicht ist, ist quer
durch die EU daher unstrittig. Auch der
österreichische Rechtsanwalt unterliegt ei-
ner Pflicht zur Fortbildung, wenn auch
das Wie und das Ausmaß in sein Ermes-
sen gestellt sind, das er eigenverantwort-
lich und individuell nach der Art der von
ihm ausgeübten Tätigkeit auszuüben hat.

Wenn damit auch die Pflicht zur Fortbil-
dung klar ist, so scheiden sich doch die
Geister an der Frage, ob diese Verpflich-
tung überprüfbar gestaltet werden soll
und ob an eine Verletzung dieser Verpflich-
tung (disziplinäre) Folgen geknüpft wer-

den sollen. Qualitätssicherung durch über-
prüfbare Pflichtfortbildung war daher das
Thema einer Konferenz der Bundesrechts-
anwaltskammer vor einigen Wochen.
Der Überblick, der dabei gegeben wurde,
ergab tatsächlich, dass die meisten euro-
päischen Länder in der einen oder ande-
ren Form eine Pflichtfortbildung für Rechts-
anwälte vorsehen und diese auch überprü-
fen. So sieht zB die deutsche Bundesrechts-
anwaltsordnung eine Pflichtfortbildung für
Fachanwälte vor, denen schlussendlich die
Bezeichnung als Fachanwalt entzogen
werden kann, wenn sie ihre diesbezügli-
chen Pflichten verletzen. Es trat aber auch
klar zutage, dass dort, wo Sanktionen vor-
gesehen sind, solche bisher nicht oder
kaum angewandt wurden.

Sieht man auf das breite Spektrum der Tä-
tigkeit des Rechtsanwaltes ergibt sich
schon daraus die ganze Problematik. Die
ganz unterschiedlichen Rechtsgebiete wür-
den es erfordern, ein auf das tatsächliche
Tätigkeitsgebiet des Rechtsanwaltes aus-
gerichtetes Fortbildungsangebot zu bie-
ten, soll die Fortbildung überhaupt sinnvoll
sein. Sonst würde der Rechtsanwalt zu
Fortbildungsveranstaltungen, die letztlich
auch mit Kosten verbunden sind, gezwun-
gen, die für ihn nur von beschränktem
Wert sein können. Inwieweit dies mit der

von uns so hochgehaltenen Freiheit der Be-
rufsausübung in Übereinstimmung zu brin-
gen wäre, wäre dann durchaus ein The-
ma. Andererseits wird man aber nicht
gut behaupten können, dass die Länge
der Ausbildung des Rechtsanwaltes in
Österreich wegen der unbedingt notwen-
digen Leistungsqualität wirklich erforder-
lich ist, wenn für die Zeit danach kein aus-
reichendes Fortbildungsangebot vorhan-
den ist, das auch genutzt wird.

Dennoch: Nach meiner Überzeugung
verträgt die Sache keinen Zwang. Wir
sind aber aufgerufen, nicht nur unsere
Rechtsanwaltsanwärter hervorragend
auszubilden, sondern auch unseren Kolle-
gen ein möglichst passendes Fortbil-
dungsangebot zu bieten. Das geschieht
zum Teil bereits jetzt durch die AWAK
(Gesellschaft zur Förderung anwaltlicher
Aus- und Fortbildung mbH). Diese Bemü-
hungen werden zu verstärken sein und
jeder Rechtsanwalt ist im Rahmen einer
verantwortungsbewussten Selbstbeurtei-
lung aufgerufen, von dem für ihn passen-
den Angebot Gebrauch zu machen.
Möglicherweise wäre die AWAK auch
gut beraten, jenen Kollegen, die ihre
Fortbildung mit ihr gemeinsam verantwor-
tungsvoll betreiben, in geeigneter Weise
hervorzuheben.
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Rechtspolitik – Dokumentation

Rechtsanwälte fordern universelle Juristenausbildung
Im Rahmen des Präsidentenrates und der Delegiertenversammlung
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages wurde eine Re-

solution zur Ausbildung von Juristen beschlossen.

Am 22. April 2005 fand in Wien der Präsidentenrat und die Dele-
giertenversammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages statt. ImVordergrund dieserGespräche standenAus- und Fort-
bildungsfragen der Juristen. Die österreichische Rechtsanwaltschaft
fordert in diesem Zusammenhang geschlossen eine universelle Juris-
tenausbildung, die aber auch das notwendige wirtschaftswissen-
schaftliche Wissen vermittelt. Dazu wurde Folgendes beschlossen:

Resolution

In der Erwägung,
* dass es zu den Grundrechten der rechtsuchenden Bevölkerung ge-

hört, im Bedarfsfalle qualitativ hochwertigen Rechtsrat bzw Rechts-

vertretung zu erhalten,
* dass aber die Qualität derartiger Leistungen nicht oder nur schwer

überprüfbar ist,

ist es unabdingbar notwendig, dass Rechtsdienstleistungen nur von
umfassend ausgebildeten Rechtsanwälten erbracht werden, die
sich ständiger Fortbildung unterziehen.
* Diese Ausbildung hat in einer umfassenden wissenschaftlichen so-

wohl juristischen als auch wirtschaftswissenschaftlichen Ausbil-

dung (Berufsvorbildung) an einer Universität zu bestehen, wobei

nur die Graduierung zum Mag. iuris eine ausreichende wissen-

schaftliche und fachliche Grundlage sicherstellt, und daher Berufs-

voraussetzung zu sein hat.

* Daran hat sich eine ausreichende praktische Berufsausbildung un-

ter praktischer Verwendung im Rechtsanwaltsberuf anzuschließen.

Diese praktische Verwendung ist von einer theoretischen Fachaus-

bildung mit Praxisbezug zu begleiten und durch eine Rechtsan-

waltsprüfung abzuschließen.
* Der so mit umfassenden Kenntnissen in allen wesentlichen Rechts-

gebieten für den Rechtsanwaltsberuf ausgestattete Rechtsanwalt

unterliegt der Rechtsanwaltsordnung immanenten Berufspflicht,

sich auf der Höhe der Rechtsentwicklung in den von ihm geübten

Rechtsgebieten zu halten.

Um dies sicherzustellen, darf der Beruf des Rechtsanwaltes nur auf-
grund eines juristischen Vollstudiums ausgeübt werden, das
* eine umfassende juristische und wirtschaftswissenschaftliche Aus-

bildung an einer Universität bietet, mindestens 8 Semester dauert

und durch den Mag. iuris abschließt.

Verkürzte Studien, oder Studien mit anderen wissenschaftlichen

Schwerpunkten, die die umfassende Grundausbildung in den juris-
tischen Fächern nicht mehr voll vermitteln (Bakkalaureus, Rechts-

und wirtschaftswissenschaftliche Studien, die keine universelle Ju-
ristenausbildung bieten) sind keine geeignete Grundlage zum Zu-

gang für den Beruf eines Rechtsanwaltes.

Wien, am 22. April 2005

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG
Dr. Gerhard Benn-Ibler

Präsident

Fortbildung ist Qualitätssicherung im Wettbewerb
Die Pflicht zur ständigen Fortbildung, die aufgrund der Rechtsent-
wicklung unabdingbar ist, ist ein wesentlicher Teil des anwaltlichen
Berufsbildes und entspricht dem allgemein anerkannten Berufsver-
ständnis. Dazu hat es bislang bei den freien Berufen weder eines
gesetzlichen noch eines standesrechtlichen Auftrages bedurft.
Auf europäischer Ebene wird schon seit längerem diskutiert, ob das
Prinzip des lebenslangen Lernens effizienter gemacht werden kann
und welche Mittel hiefür eingesetzt werden dürfen. Dieser bildungs-
politische Aspekt ist Bestandteil eines umfangreicheren und umfas-
senderen Zieles der Europäischen Union, nämlich die Schaffung
des „größten wissensbasiertenWirtschaftsraumes“. Dieses ambitio-
nierte Vorhaben ist unterstützungswürdig, auch wenn derWeg dort-
hin nochweit und beschwerlich sein dürfte. Eine Etappe hat am8. 4.
2005 in Berlin stattgefunden. Die deutsche Bundesrechtsanwalts-
kammer hat zu einer europäischen Konferenz unter demGeneraltitel
„Qualitätssicherung durch überprüfbare Pflichtfortbildung?“ einge-

laden, an der Vertreter zahlreicher Rechtsanwaltskammern Europas
teilgenommen haben. Die Diskussion war höchst kontroversiell. Kon-
sens bestand über das Ziel, nämlich den qualitätssichernden und
den wettbewerbsfördernden Aspekt, nicht aber über die Mittel.
Der europäische und nationale Rechtsberatungsmarkt ist im Wan-
del. Durch die Niederlassungsrichtlinie vom 16. 2. 1998 (98/
5/EG), die Dienstleistungsrichtlinie vom 22. 3. 1977 (77/249/
EWG) und die Diplomanerkennungsrichtlinie vom 21. 12. 1988
(89/48/EWG) wurde bereits ein hohes Maß an grenzüberschrei-
tender anwaltlicher Betätigung erreicht und gesichert. Parallel zur
Frage der Fortbildung wird bereits die Einführung und inhaltliche
Ausgestaltung von Baccalaureat-Studien und die Frage der Zulas-
sung der Absolventen verkürzter Baccalaureat-Studien zu den juris-
tischen Kernberufen diskutiert. Die eingangs aufgeworfene Kern-
frage, ob eine Überprüfung der Fortbildung eingeführt werden
und welche Rechtsfolgen die Nichteinhaltung dieser Verpflichtung
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nach sich ziehen soll, kann nur im Gesamtzusammenhang betrach-
tet werden. Denn die Fortbildung ist bloß das Dach des anwaltli-
chen Bildungshauses.

Im Vorfeld der Tagung in Berlin wurde eine Erhebung bei den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union durchgeführt, um den Befund
zu erheben, insbesondere welche Staaten eine kontrollierte Fortbil-
dung haben und welches System der Kontrolle gegebenenfalls be-
steht. Das Ergebnis dieser Befundaufnahme war sehr uneinheitlich.
Dort, wo eine sanktionierte Fortbildungsverpflichtung eingeführt
wurde, besteht die innere Überzeugung, dass eine kontrollierte
Fortbildungsverpflichtung eine taugliche Möglichkeit darstellt, sich
von anderen Beratern abzugrenzen. Aussagen über die Effizienz
und die Auswirkungen auf den Rechtsberatungsmarkt lassen sich
allerdings (noch) nicht treffen. Der europäische Befund wird daher
trotz der schon langen Bemühungen des Trainingsausschusses des
CCBE wohl noch längere Zeit uneinheitlich bleiben.

In Belgien etwa gibt es seit 2002 eine nach Niederländischem Vor-
bild auf einem Punktesystem aufbauende Fortbildungsverpflichtung
(20 Punkte pro Jahr). Für den Besuch von (approbierten) Fortbil-
dungsveranstaltungen gibt es ebenso wie für wissenschaftliche Pu-
blikationen oder eigene Vortragstätigkeit eine bestimmte Punktean-
zahl. Die Überprüfung erfolgt durch den Kammerpräsidenten nach
einem Stichprobensystem. Eine einheitliche Evaluierung der Semi-
narveranstaltungen bzw der Publikationen findet in der Regel nicht
statt, wobei allerdings eine gewisse Auswahl der Seminaranbieter
bzw der Publikationsmedien gegeben ist. Ein Verstoß wird mit ei-
ner Ladung vor eine Anerkennungskommission geahndet. Ähnliche
Strukturen gibt es in England, Wales, Nordirland und Schottland,
wobei dort die große Anzahl von Anbietern von Fortbildungsveran-
staltungen (ca 3000) bemerkenswert ist. Frankreich hat 2004 eine
auf einem Stundenkontingent aufbauende Pflichtfortbildung einge-
führt, die unter strenger Disziplinarsanktion steht. Die Schweiz
kennt keine generelle Pflichtfortbildung, sondern nur in bestimmten
Bereichen (Geldwäsche, Mediation), bietet aber auf freiwilliger
Basis eine breite Palette an Fortbildungsveranstaltungen an.

Die deutsche Bundesministerin der Justiz, Frau Dr. Zypries, hat sich
zu Beginn der Tagung in Berlin vehement dafür ausgesprochen,
dass Fortbildung, derenWert sie unterstrichen hat, bei einem freien
Beruf nicht strafbewehrt sein soll. Sie hat damit beim größeren Teil
der Tagungsteilnehmer viel Beifall geerntet. § 43a Abs 6 BRAO
legt zwar eine gesetzliche Verpflichtung sich fortzubilden fest, ent-
hält allerdings keinerlei Vorschriften über Kontrolle oder Sanktio-
nen. Lediglich die Berechtigung, die Bezeichnung „Fachanwalt“
zu führen, ist vom Nachweis des Besuches von Fortbildungsveran-
staltungen abhängig. Die Nichterbringung dieser Nachweise führt
letztlich zum Verlust der Erlaubnis, die Bezeichnung Fachanwalt zu
führen. Diese Sanktion wurde mit Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichtes in Karlsruhe vom 4. 1. 2002 (AZ 1 BvR 2011/01)
gebilligt. Einzelne Rechtsanwaltskammern der deutschen Bundes-

länder überlegen derzeit, da eine bundesweite generelle Überprü-
fung der Fortbildungspflicht in absehbarer Zeit nicht eingeführt
werden soll, standesautonom Auszeichnungen für jene Rechtsan-
wälte zu schaffen, die Fortbildung ernst nehmen und Fortbildungs-
veranstaltungen nachweislich besucht haben.
Jedes System, das eine sanktionierte Fortbildungsverpflichtung vor-
sieht, muss auf dem Boden des europäischen Grundrechtsrahmens
stehen. Eingriffe in die Erwerbsausübungsfreiheit sind im allgemei-
nen und auch in Österreich nur dann zulässig, wenn die Maß-
nahme effizient, notwendig und nach dem Prinzip des gelindesten
Mittels ausgerichtet ist. Die große Zahl anwaltlicher Betätigungsfel-
der und die sehr unterschiedliche Art der anwaltlichen Tätigkeit so-
wohl im forensischen als auch im kautelajuristischen Bereich, zu de-
nen auch neue Aspekte wie Mediation und außergerichtliche Streit-
beilegungstechniken zählen, lassen erhebliche Zweifel aufkom-
men, ob eine sanktionierte Fortbildungspflicht ein durch die
Verfassung gedeckter Weg zum Ziel der Qualitätssicherung im
Wettbewerb darstellt.
Der österreichische Gesetzgeber hat Fragen der Fortbildung bis-
lang in die Hände der Standesautonomie gelegt und beabsichtigt
nach Angabe aus dem BMJ nicht, dies in Zukunft zu ändern. Darauf
aufbauend wurde am 22. 4. 2005 anlässlich der Delegiertenver-
sammlung des ÖRAK eine Resolution verabschiedet, die einerseits
die Wichtigkeit einer fundierten Basis für die Ausbildung zum
Rechtsanwalt betont und andererseits denWert der dauernden Fort-
bildung im Interesse der rechtsuchenden Bevölkerung festgehalten
hat. DieserWeg sollte auch in Hinkunft beschritten werden. Die Frei-
willigkeit der anwaltlichen Fortbildung ist ein Merkmal des freien
Berufes. Die Anwaltsakademie als Trägerin der standesautonomen
Aus- und Fortbildung wird in Hinkunft der anwaltlichen Fortbildung
verstärktes Augenmerk schenken und das Angebot erweitern. Ziel
für die kommenden Jahre ist es daher, speziell für Rechtsanwälte
ausgerichtete Veranstaltungen anzubieten, um der ständigen Fort-
entwicklung bestehender Rechtsgebiete Rechnung zu tragen und
auf neue Entwicklungen aufmerksam zumachen. Es werden sowohl
Schwerpunktthemen wie Arbeitsrecht, öffentliches Recht oder Wirt-
schaftsrecht abgedeckt wie auch Nischenbereiche.
Der Wert anwaltlicher Fortbildung kommt nicht nur der rechtsu-
chenden Bevölkerung zugute. Anwaltliche Fortbildung ist, weil
Werbung mit Spezialkenntnissen nach § 45 RL-BA grundsätzlich
erlaubt ist, in zunehmendem Maße ein Marketingfaktor. Es obliegt
daher jedem einzelnen, den Wert der anwaltlichen Fortbildung zu
erkennen und für sich zu nutzen und nicht erst dann, wenn die haf-
tungsrechtliche Judikatur zu Kunstfehlern dies im Nachhinein ein-
fordert oder gar, wenn die Gefahr irreführender Angaben nach
§ 2 UWG droht, wenn man sich nicht vorhandener Kenntnisse
und Fähigkeiten berühmt.

Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA
Vorsitzender des Arbeitskreises Aus- und Fortbildung des ÖRAK

Rechtspolitik – Dokumentation
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Die Klientenzeitschrift

Zu einer wirkungsvollen Klientenpflege gehört
regelmäßige Information

Klientenzeitschriften sind periodisch erscheinende Publikationen
mit informativ-unterhaltendem Charakter, die den Dialog mit den
Klienten intensivieren. Sie gehören zu den erfolgreichsten Klienten-
bindungsmaßnahmen. Die Gründe, eine Klientenzeitschrift ins Le-
ben zu rufen, sind klar: Es wird immer schwieriger, neue Klienten
zu finden und alte zu halten.

Im Rennen um die Gunst des Konsumenten müssen Rechtsanwälte
ihre Produkte und Dienstleistungen mit einem deutlichen Mehrwert
ausstatten. Dieser Mehrwert sollte – neben der Professionalität des
Advokaten – in Form eines ausgeprägten Klientenservice zu finden
sein. Die Klientenzeitschrift ist dabei ein direkter Weg zum Klienten
und ein passendes Kommunikations- und Service-Instrument. Als In-
strumente zur Klientengewinnung und -bindung haben Klientenma-
gazine einen ganz besonderen Stellenwert.

Die Klientenzeitung erlaubt einen wesentlich persönlicheren und
unterhaltsameren Ton als Inserate oder Prospekte, und hier liegt ei-
ner ihrer großen Vorteile. Der Erfolg dieses Imageproduktes hängt
jedoch von der Professionalität ab, mit der es konzipiert und reali-
siert wird. Das Magazin muss die Informationen effizient zum
Klienten und Leser transportieren und den Dialog mit dem Klienten
initiieren.

Erfolgreiche Klientenzeitschriften sind aus einem Mix aus allgemei-
nen interessanten Informationen, Unterhaltung sowie PR gestaltet
und schaffen mit dieser aktiven, regelmäßigen Information eine
Imageförderung und sprechen neue Klienten an. Dieses Medium
ist ein ausgezeichnetes Mittel zur Klientenbindung.

Wie sieht ein gutes Konzept für eine
Klientenzeitung aus?

Das ist von Kanzlei zu Kanzlei verschieden und hängt von unter-
schiedlichen Faktoren wie zum Beispiel Größe, Umsatz, Spezial-
gebiet und Zielgruppe ab. Der Markt ist ständig in Bewegung,
viele neue Dienstleistungen oder auch Produkte sind erklärungsbe-
dürftig. Das Image des Rechtsanwalts verlangt nach einer ständi-
gen kommunikativen Auseinandersetzung. Es bietet sich also an,
vorhandene oder neue Klienten über eine Publikation anzuspre-
chen.

Egal in welcher Form publiziert wird, es gibt ein gemeinsames Ziel:
ein positives Image schaffen, Emotionen wecken, Bindungen erzie-
len und den Markterfolg fördern.

Wie wird eine Klientenzeitschrift geplant?

Folgendes sollte bei der Planung bedacht werden: Welche Zielset-
zungen sollen mit der Klientenzeitschrift verfolgt werden? Wer soll

das Magazin erhalten, also wer ist die Zielgruppe? Welche Auf-
lage ist geplant? Wie oft soll das Medium erscheinen? Wie sieht
die Redaktion und Gestaltung aus? Wie kann eine Erfolgskontrolle
durchgeführt werden?

Durch eine gut konzipierte Klientenzeitschrift hebt sich ein Unter-
nehmen aus der Menge der Mitbewerber ab. Die regelmäßige In-
formation unterstützt den direkten Dialog mit dem Klienten und
schafft Vertrauen. Klientenzeitschriften bieten eine optimale Ergän-
zung zu den übrigen Kommunikationsaktivitäten wie klassische
Werbung oder Internet-Auftritte. Oft werden diese Medien gesam-
melt, so ist die Langzeitwirkung hier nicht zu unterschätzen und so-
mit ein wichtiger Faktor.

Es ist nicht notwendig, die Klientenzeitschrift auf Hochglanzpapier
zu drucken. Die technischen Mittel, die einer durchschnittlichen
Rechtsanwaltskanzlei zur Verfügung stehen, sollten für ein anspre-
chendes Layout ausreichen. Und übrigens, vergessen Sie nicht,
dass derartige Klienteninformationen auch auf dem Wege des
E-Mails möglich sind.

Julia Bisanz,
ÖRAK Öffentlichkeitsarbeit

PR-Tipps

POLEN  DEUTSCHLAND 
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Dr. Andrzej Remin 
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 Neue Weltgasse 21; 1130 Wien; 
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Inland
9. Juni Wien

Verlag Österreich Akademie: GeS-Tagung – Steuer-

recht aktuell – Univ.-Prof. MMag. Dr. Klaus Hirschler,
MR Hon.-Prof. Dr. Werner Wiesner, HR Univ.-Doz.
Dr. Nikolaus Zorn, ua

16. Juni Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Fallstudien zum

Schadenersatzrecht anhand der aktuellen Judikatur

– Ri Prof. Dr. Karl Vrba, Ri Prof. Mag. Wolfgang
Wulff-Gegenbaur

16. Juni Salzburg
ÖKSA Fachtagung 2005: „Freiheitsbeschränkungen“
bei Personen mit einer geistigen Behinderung und/
oder einer psychischen Erkrankung

21. Juni Graz
Verlag Österreich Akademie: Grundwissen GmbH-

Recht für Geschäftsführer und Gesellschafter – Rechte
– Pflichten – Wissenswertes – Dr. Lukas Fantur

21. Juni Wien
Verlag Österreich Akademie: Einführung in die prakti-
sche Hausverwaltung – Dkfm. Mag. Gudrun Hasen-
auer

22. Juni Wien
ON Österreichisches Normungsinstitut: Die neue Ge-

währleistung/Garantie – Auf welche Verträge sind
die alten und auf welche die neuen Gewährleistungs-

und Garantiebestimmungen anzuwenden? – HR Prof.
Dr. Franz Hartl, Dr. Horst Schlosser

23. Juni Salzburg
Verlag Österreich Akademie: Gewerbeordnung im
Umbruch – Dr. Josef Unterweger

27. und
28. Juni

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Internationale
Verträge erfolgreich gestalten – Univ.-Lekt. RA Dr. Ar-
thur Wolff

29. Juni Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Pharmahandel
im Internet – RA Mag. Dr. Florian Perschler, Mag.
Dr. Andreas Janka, Dr. Gottfried Endel

30. Juni Wien
RESI: Mobbing aus „psychologischer Sicht“ – RI HR
Dr. Herbert Hopf, Univ.-Lekt. Mag. Dr. Christa Kolodej

7. Juli Wien
Österreichischer Rechtsanwaltsverein: Sommer-Block-

seminar (BU-Kurs)
10. bis
14. Juli

Rust
4th International Tax Law Summer Conference

6. bis
8. Okt.

Innsbruck
Tiroler Rechtsanwaltskammer/Österreichischer
Rechtsanwaltskammertag: Anwaltstag

Termine

Ausland
10. und
11. Juni

Kopenhagen
International Association of Young Lawyers (AIJA):
Societas Europaea – The European Company

17. und
18. Juni

Jena
Friedrich-Schiller-Universität, Symposium: Diskriminie-

rungsschutz durch Privatrecht – Prof. Dr. Stefan Leible,
Monika Schlachter

4. bis
9. Juli

Groningen
Association Européene des Avocats (AEA) – European
Association of Lawyers (EAL): Sommerakademie Euro-

päisches Wirtschaftsrecht
15. bis
17. Okt.

den Haag
Association Européene des Avocats (AEA) – European
Association of Lawyers (EAL): Vertragsrecht in Europa

Leitner
Das
Transparenz-
gebot

Das Transparenzgebot 
(§ 6 Abs 3 KSchG) ver-
pflichtet den Verwender
Allgemeiner Geschäfts-

bedingungen, die Rechte und Pflichten seines
Vertragspartners klar und deutlich darzustel-
len, wobei der Schutz vor Übervorteilung nicht
durch die Angemessenheitskontrolle des AGB-
Inhalts erfolgt; sondern der Kunde durch die
transparente Klauselgestaltung in die Lage ver-
setzt werden soll, Bedeutung und Inhalt des
Klauselwerkes zu erfassen.

Der Autor:
Dr. Max Leitner ist Assistent am Institut für
Zivilrecht.

2005. XXII, 162 Seiten. Br. EUR 38,– 
ISBN 3-214-08584-0
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§§ 502 Abs 1, 508 a Abs 2 ZPO:

Außerordentliche Revision, mündliche Revisionsverhandlung

Eine mündliche Revisionsverhandlung, deren Anberaumung im Er-
messen des OGH steht (SZ 66/97, SSV-NF 8/60 uva), findet nur
dann statt, wenn sie schon vor dem Berufungsgericht beantragt

wurde. Letztlich entscheidet das Revisionsgericht im Zuge der „ers-
ten Prüfung“ iSd § 508a ZPO stets in nicht öffentlicher Sitzung
(1 Ob 127/01 k).

OGH 14. 12. 2004, 10 ObS 181/04 x (OLG Wien, 10. 9.
2004, 7 Rs 124/04p-44).

Mitgeteilt von RA Dr. Herbert Pochieser, Wien

&

§ 104 Abs 1 FrG, § 106 Abs 1 FrG, § 28 StGB:

Echte Idealkonkurrenz von Schlepperei und Vermittlung von

Scheinehen

Die Strafdrohung des § 104 Abs 1 FrG gegen Schlepperei zielt
auf Migrationsunrecht ab, das durch spezifische Verknüpfung
der Verletzung staatlicher Hoheitsrechte, insbesondere des Schut-
zes der Grenzen, mit der Beeinträchtigung des öffentlichen Frie-
dens und wirtschaftlicher Interessen Österreichs und der Europäi-
schen Union gekennzeichnet ist (vgl auch 13 Os 139/99 – „staat-
licher Anspruch auf Vollziehung der Normen über Einreise und Auf-
enthalt von Fremden“). Das Verbot der Vermittlung von Scheinehen
gemäß § 106 Abs 1 FrG erfasst zwar gleichfalls Migrationsun-
recht, aber ohne Blick auf den Schutz der Grenzen, weil damit
auch Verhaltensweisen in Bezug auf bereits – rite – eingereiste, le-
diglich im Inland (bzw Unionsgebiet) eine Erteilung der Aufenthalts-
bewilligung anstrebende Fremde erfasst werden.

OGH 30. 9. 2003, 14 Os 79/03 (RS 118057); RZ 2004, EÜ28.

&

§ 7 FSG (§ 207 Abs 1 StGB):

Sexueller Missbrauch von Unmündigen – Verkehrsunzuverlässig-
keit; Festsetzung der FS-Entziehungsdauer

Für die Festsetzung der Entziehungsdauer ist die – unter Berücksich-
tigung der Wertungskriterien gem § 7 Abs 5 FSG zu erstellende –

Prognose maßgebend, wann der Betreffende die Verkehrszuverläs-
sigkeit wiedererlangen werde, maW, wann er die Sinnesart gem
§ 7 Abs 1 oder 2 FSG, deretwegen die Verkehrsunzuverlässigkeit
anzunehmen ist, überwunden haben wird.

Der VwGH hält es (auch im Geltungsbereich des FSG) für zulässig,
Entziehungszeiten unter Nichteinrechnung von Haftzeiten festzu-
setzen. Dies ist dann nicht rechtswidrig, wenn es über dasWohlver-
halten während der Haft hinaus noch eines weiteren in Freiheit un-
ter Beweis gestellten Wohlverhaltens bedarf, um auf die Wiederer-
langung der Verkehrszuverlässigkeit schließen zu können. Die

Schon gelesen?

2005, 250 Seiten, kart.
ISBN 3-7073-0794-8
EUR 58,–

Das Firmenbuch ist nicht nur ein Verzeichnis der voll-
kaufmännischen Unternehmen, sondern dient auch der
Offenlegung von rechtserheblichen Tatsachen und
Rechtsverhältnissen der einzutragenden Rechtsträger, ist
ein öffentliches Register aller relevanten Daten kaufmän-
nisch tätiger Unternehmen und schützt – ähnlich wie das
Grundbuch – im Rechtsverkehr denjenigen, der auf einen
Firmenbucheintrag vertraut. Der vorliegende Kommentar
erläutert die Bestimmungen des FBG sowie einschlägiger
Nebengesetze aus der Sicht des Praktikers.

Tel.: 24 640
Fax: 24 630-23

office@lindeverlag.at
www.lindeverlag.at

Kurzkommentar zum 
Firmenbuchgesetz
 Aktuell – letzte Änderungen durch das GesRÄG

2004, die ZivVerfNov 2004 und das ReLÄG 2004
berücksichtigt

 Umfassend – für Firmenbucheintragungen rele-
vante Bestimmungen des HGB, GmbHG, AktG,
GenG, VAG und SEG inkludiert

 Praxisorientiert – zahlreiche nützliche Verweise
auf Literatur und Rechtsprechung
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Haftzeiten sind aber in diesem Zusammenhang nicht ohne Bedeu-
tung, sondern in die Prognose miteinzubeziehen, insbesondere
weil die Strafe auch spezialpräventiven Bedürfnissen dient.
Hat der Bf im Zusammenhang mit den von ihm zu verantwortenden
Straftaten (hier: wiederholter sexueller Missbrauch von Unmündi-
gen) kein Kfz verwendet und unterzieht er sich einer Therapie, ist
die Prognose, er werde erst rund 6 Jahre nach Beendigung der
strafbaren Handlung die zur Verkehrsunzuverlässigkeit führende
Sinnesart überwunden haben, verfehlt.
Für die Annahme der Verkehrsunzuverlässigkeit nach § 7 Abs 2
FSG reicht es nicht aus, dass die Begehung weiterer schwerer straf-
barer Handlungen nicht ausgeschlossen werden kann. Es muss viel-
mehr die Annahme begründet sein, dass der Betreffende „sich wei-
terer schwerer strafbarer Handlungen schuldig machen wird“.
VwGH 23. 4. 2002, 2001/11/0195 (LH OÖ 10. 5. 2001,
VerkR-394.179/1 –2001-Kof/Hu), ZVR 2004/96.

&

§ 90a Abs 2 StPO (§ 90 g Abs 1 StPO):

Geständnis keine generelle Voraussetzung diversioneller Erledi-
gung

Angesichts des Umstands, dass eine planwidrige Lücke des § 90a
Abs 2 StPO nicht erkennbar ist, darf ein Geständnis zwar im Fall
des § 90g Abs 1 StPO (und auch dort unabhängig von fehlender
Zustimmung des Verletzten [vgl § 7 Abs 4 JGG]), nicht aber als ge-
nerelle Voraussetzung für diversionelle Erledigung angesehen wer-
den.
OGH 19. 5. 2004, 13 Os 16/04 (LG St. Pölten, 14 Hv 144/
03a), EvBl 2005/10.

&

§ 202 StPO (§ 302 StGB; § 57 RDG):

Eine Absprache zwischen Richter und Verteidiger über zahlenmä-
ßig determinierte Auswirkungen des Aussageverhaltens des Ange-
klagten auf die über diesen zu verhängende Strafe, die sich bereits
vom Ansatz her mit den auf eine mögliche Diversion gerichteten,
gesetzlich determinierten Verfahrensschritten nicht vergleichen
lässt, ist schon wegen des ersichtlichen Verstoßes gegen § 202 ers-
ter und zweiter Fall StPO, vor allem aber wegen des eklatantenWi-

derspruchs zu den tragenden Grundprinzipien des österrei-
chischen Strafverfahrensrechts, namentlich jenem der – ein Kontra-
hieren des Gerichts mit (mutmaßlichen) Rechtsbrechern ausschlie-
ßenden – Erforschung der materiellen Wahrheit, prinzipiell
abzulehnen und kann die Beteiligten disziplinärer (§ 57 RDG)
und strafrechtlicher Verantwortlichkeit (§ 302 StGB) aussetzen.

OGH 24. 8. 2004, 11 Os 77/04; ÖJZ-LSK 2005/22.

&

§§ 89, 91, 93, 102 GmbHG; § 9 AußStrG:

Zum Rekursrecht der Gesellschafter betreffend die Entlohnung des
Nachtragsliquidators:

Die Gesellschafter haben gegen den im außerstreitigen Verfahren
ergangenen Beschluss des Gerichts über die Entlohnung des Nach-
tragsliquidators kein Rekursrecht.

OGH 4. 3. 2004, 6 Ob 290/03w, RdW 2004/488 = ecolex
2004/445.

&

Artikel von DDr. Martin Gelter, WU Wien: „Rechnungslegungs-
pflicht der englischen Limited Companies mit Sitz in Österreich“:
RdW 2005 / 176, S 134.

(In dem Beitrag wird darauf hingewiesen, dass „der Einsatz einer
englischen Limited in Österreich mit möglicherweise unerwarteten
Verpflichtungen verbunden ist; die Rechnungslegung nach UK-
GAAP könnte somit für österreichische Gründer abschreckend wir-
ken“. Der Autor empfiehlt für eine „seriöse Unternehmensgründung
in jedem Fall eine eingehendere Befassung“ und zeigt die anste-
hende Problematik auf. Bisanz)

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter der Mitwir-
kung von RA Dr. Manfred Ainedter, RA Dr. Harald Bisanz und
RA Dr. Ullrich Saurer.

Schon gelesen?
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Dr. Leopold Veigl, Wien

Zur Weitergabe von „Stammdaten“
„Im Auslegen seid recht frisch und munter, wenn´s nichts zum Auslegen gibt, dann leget etwas unter“, reimte Prof. Winkler in
seiner Einführungsvorlesung seine Skepsis vor übereifriger „Zweckinterpretation“.
In diesem Sinne ist der folgende Aufsatz zur Weitergabe von Stammdaten verfasst. Der erste Teil wurde einem Artikel1) von
Univ.-Ass. Dr. Margarethe Flora (Innsbruck) entnommen und deshalb unter Anführungsstriche gesetzt.
Der zweite Teil erörtert die derzeit aktuelle Frage der Voraussetzungen für die Bekanntgabe der Stammdaten.

„Bei einem Streit in einem Wirtshaus wurde das Opfer schwer ver-
letzt. Der Täter konnte unerkannt entkommen und niemand der an-
wesenden Gäste konnte zweckdienliche Angaben machen.

Bei diesem Tathergang würde man kaum vermuten, dass Informa-
tionen, die dem Bankgeheimnis unterliegen, zur Aufklärung dieser
Straftat beitragen könnten. Doch der Täter hatte seine Zeche mit
seiner Kreditkarte bezahlt.

Die Strafverfolgungsbehörden wollten den Namen des Täters über
die Nummer seiner Kreditkarte ausforschen, was vor dem StRÄG
2002 rechtlich von § 145a StPO nicht gedeckt war. Der Untersu-
chungsrichter odnete dennoch eine Erhebung nach § 145a StPO
an. Das Kreditkarteninstitut, das den Namen ihres Kunden nicht
preisgeben wollte, beschwerte sich gegen diesen Beschluss. Die
Ratskammer gab der Beschwerde statt und sie entschied, dass
die Kreditkartenfirma nicht gezwungen werden dürfe, den Namen
ihres Kunden bekanntzugeben.

Für eine Durchbrechung des Bankgeheimnisses nach § 145a
StPO sei es notwendig, dass der Verdacht bestehe, der Verdäch-
tige habe zur Begehung der Straftat das von der Erhebung betrof-
fene Konto benützt bzw dieses Konto diene als Depot für inkrimi-
niertes Vermögen. Ein solcher Zusammenhang bestand zwischen
der Straftat der schweren Körperverletzung und dem Kreditkarten-
konto nicht.

Die Staatsanwaltschaft regte daraufhin bei der Generalprokuratur
eine Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes an. Die
Generalprokuratur nahm die Anregung auf. Sie führte aus, dass
der nach § 145a StPO geforderte Zusammenhang zwischen Straf-
tat und dem Konto nicht vorliegen müsse, wenn es sich um das
Konto der verdächtigen Person handelt.

Der OGH betonte, dass für eine Kontoeröffnung immer ein Zusam-
menhang der Straftat mit einer Geschäftsverbindung bestehen müs-
se.2) Er fand aber einen Ausweg, die gewünschten Ermittlungen zu-
zulassen. Dies war begrüßenswert, da es vor dem StRÄG 2002
zwar zulässig gewesen wäre Auskunft über Kontostand und Konto-
bewegungen zu bekommen, es aber keine Möglichkeit gab, den
Namen eines verdächtigen Kontoinhabers zu ermitteln.

Der OGH differenzierte in seiner Entscheidung3) zwischen ver-
schiedenen Arten von Bankauskünften: Auskünfte, die den „Kern
des Geheimnisbereiches“ des Bankgeheimnisses berührten, dürfen

nur unter den Voraussetzungen des § 145a StPO preisgegeben
werden. Die sog „inhaltlichen Daten“ geben Rückschluss auf Um-
fang und Inhalt einer Geschäftsverbindung, bieten also Überblick
über den Kontostand oder Kontobewegungen.

Davon zu unterscheiden sind die Stammdaten eines Bankkunden.
Dazu zählen Informationen über den Namen, Wohnort und Ge-
burtsdatum eines Kunden. Bei Auskünften über diese Daten war
es nach Meinung des OGH für eine Durchbrechung des Bankge-
heimnisses ausreichend, dass die Voraussetzungen des § 38
Abs 2 Z 1 BWG erfüllt sind. Damit war zwar eine Kontoöffnung
nach § 145a StPO unzulässig, das Gericht konnte die gewünschte
Identitätsermittlung aber nach den Bestimmungen des § 143 StPO
erlangen. So konnte eine Identität vor dem StRÄG 2002 über
§ 143 StPO erreicht werden.

Anschließend daran wurde die Ermittlung der Identität eines Inha-
bers einer Geschäftsverbindung, mit dem StRÄG 2002 im Sinne
des OGH ausdrücklich in § 145a Abs 1 Z 1 StPO verankert.

Mit dem StRÄG 2002 wurde nun ein eindeutiger Eingriffstatbe-
stand geschaffen, der sowohl die Auskunft über Stammdaten als
auch über die inhaltlichen Daten abschließend regelt.

Daher ist die Durchbrechung des Bankgeheimnisses jeglicher Art
auf § 145a StPO beschränkt und kann nicht mehr mittels § 143
StPO erzwungen werden.“

Dies aus einem Aufsatz, der sich im Druck befindet, der Univ.-Ass.
Dr. Margarethe Flora, Universität Innsbruck/Institut für Strafrecht.4)

Nun zum Schutz der Stammdaten „im Internet“:

Als Vorfrage ist zu prüfen, an welchemNetz der „Mehrdienstanbie-
ter“ (MWDA) seinen Dienst angeschaltet hat. Dieser Netzbetreiber
wird Quellnetzbetreiber (QNB) genannt. Der Dienstnetzbetreiber
(DNB) ist jener Betreiber, von dessen Netz aus der Dienst angebo-
ten wird. Diese Unterscheidungen haben ihre Grundlage im Zu-
sammenschaltungsbereich.5)

Abhandlungen

1) Das Bankgeheimnis im gerichtlichen Strafverfahren, NW Verlag, Recht,
33. Ottensteiner Fortbildungsseminar aus Strafrecht und Kriminologie;
im Druck.

2) EvBl 2002/105 = JBl 2002, 744.
3) 14 Os 4/02 [EvBl 2002/105].
4) Siehe FN 1.
5) Vgl § 48 ff TKG.
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Generell ist von folgenden Vertragsverhältnissen auszugehen:
Zweifelsfrei besteht ein Vertragsverhältnis zwischen dem QNB
und dem Teilnehmer sowie zwischen dem DNB und dem MWDA
mit dem Inhalt der technischen Bereitstellung des Mehrwertdienstes
sowie sonstiger damit verbundener Leistungen.6)

Davon zu unterscheiden ist das Vertragsverhältnis, welches – zwar
basierend auf der technischen Bereitstellung durch den MWD,
aber ansonsten unabhängig – zwischen dem Teilnehmer und
dem Mehrwertdienstanbieter (MWDA) entsteht.

Nach der Entscheidung des OGH vom 27. 5. 2003 (1 Ob 244/
02 t) steht fest, dass ein Vertrag zwischen dem MWDA und dem
Teilnehmer zustande kommt.7)

So effizient und nützlich das Internet auch geworden ist, so mehren
sich damit auch die Probleme und Graubereiche in diesem Medi-
um.

So die Frage unter welchen Bedingungen die Stammdaten der Teil-
nehmer weitergegeben werden dürfen!

Dies ist im TKG abschließend geregelt.
Stammdaten sind im § 92 Abs 3 Z 3 TKG 2003 definiert als „alle
personenbezogenen Daten, die für die Begründung, die Abwick-
lung, Änderung oder Beendigung der Rechtsbeziehungen zwi-
schen dem Benutzer und dem Anbieter oder zur Erstellung und He-
rausgabe von Teilnehmerverzeichnissen erforderlich sind; dies
sind:
a) Familienname und Vorname,
b) akademischer Grad,
c) Wohnadresse,
d) Teilnehmernummer und sonstige Kontaktinformationen über die
Nachricht,
e) Information über Art und Inhalt des Vertragsverhältnisses,
f) Bonität“.
Die Formulierung „dies sind“, welche den zweiten Teil der Defini-
tion einleitet, deutet darauf hin, dass der Gesetzgeber hier eine ta-
xative Aufzählung vorgenommen hat.
Auf die Definition der Stammdaten wird nur an drei Stellen des Ge-
setzes zurückgegriffen:
Diese dürfen nach § 96 Abs 1 nur für Zwecke der Besorgung eines
TK-Dienstes ermittelt oder erarbeitet werden. Übermittelt werden
dürfen diese Daten nach § 96 Abs 2 nur für die Erbringung jenes
TK-Dienstes, für den diese Daten ermittelt und unmittelbar verarbei-
tet wurden. „Übermittlung von Daten“werden definiert als dieWei-
tergabe von Daten einer Datenanwendung an andere Empfänger
als den Betroffenen, den Auftraggeber oder Dienstleister.
Eine sonstige Übermittlung darf nur aufgrund der vorherigen
schriftlichen Zustimmung stattfinden.8)
An zwei weiteren Stellen wird (nur auf einen Teil) der Stammdaten
verwiesen.
Und zwar:
An Verwaltungsbehörden sind, wenn ein Teilnehmer im Verdacht
steht, über ein Telekommunikationsgesetz eine Verwaltungsübertre-
tung begangen zu haben, auf deren Anfrage gem § 90 Abs 6
TKG 2003 die in lit a bis e aufgezählten Stammdaten zu übermit-
teln.
UndNotträger haben gem § 98 TKG 2003 das Recht auf Auskunft
über die in lit a bis d aufgezählten Stammdaten.
Damit ist die Übermittlung „Stammdaten“ im TKG abschließend ge-
regelt.
Eine darüber hinausgehende Übermittlung von Stammdaten der
Kunden (Vertragspartner) von Mehrwertdienstanbietern im Internet
unterliegt demzufolge dem § 149a StPO.

Welser (Hrsg)
Fachwörter-
buch zum 
bürgerlichen
Recht

Klarheit und die punktge-
naue Verwendung der
richtigen Begrif fe sind
zweifellos zeitlose Grund-
lagen Ihrer erfolgreichen

juristischen Tätigkeit. Die schwierigste Auf-
gabe, die über Erfolg oder Misserfolg entschei-
det, ist letztlich immer die juristische Maß-
arbeit: Sie haben den individuellen Sachverhalt
eindeutig und mit geringst möglichem Aus-
legungsrisiko dem angepeilten Tatbestand zuzu-
ordnen.
Mit diesem Fachwörterbuch stehen Ihnen nun
erstmals alle wichtigen Begrif fe und
Definitionen einfach und jederzeit schriftsatz-
reif zur Verfügung!

2005. XXII, 652 Seiten.
ISBN 3-214-00294-5 Geb. EUR 79,–
ISBN 3-214-00299-6 Br. mit Hörerschein für
Studierende EUR 45,–  
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6) OGH 27. 5. 2003, 1 Ob 244/02 t.
7) Vgl Zanger/Schöll, Telekommunikationsgesetz Kommentar zum TKG

20032 RN 19, 20, 21.
8) Vgl Zanger/Schöll, Telekommunikationsgesetz Kommentar zum TKG

20032 RN 23.
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RAA Univ.-Doz. Mag. Dr. Adrian Eugen Hollaender, Wien*)

Die „Fairness des Strafverfahrens“ und das „richtige Verfahrens-
ergebnis“
Ist die Verfahrensfairness ein absoluter Wert oder ist sie relativierbar? Muss die Verfahrensfairness mit dem Anliegen eines
„richtigen Verfahrensergebnisses“ in Balance gehalten werden? Kann denn überhaupt ein „richtiges Verfahrensergebnis“
einerseits einem fairen Verfahren andererseits gegenübergestellt werden? Vermag ein derartiges Postulat einer Balance-
haltung zwischen dem Bedingenden und dem Bedingten logisch zu bestehen oder tritt Letzteres vielmehr erst und aus-
schließlich als Folge des Ersteren in Existenz? Im vorliegenden Beitrag werden diese grundlegenden Fragen und die sie
aufwerfende Forderung eines der renommiertesten österreichischen Strafrechtslehrer einer kritischen Untersuchung unter-
zogen.

I. Ausgangspunkt

In einem vielbeachteten Vortrag1) anlässlich der Eröffnung des drei-
ßigsten Ottensteiner Strafrechts-Fortbildungsseminars der Vereini-
gung der österreichischen Richter hielt es der zu den Doyens der
österreichischen Strafrechtslehrer zählende letztjährige Jubilar
Manfred Burgstaller für wesentlich, „unbedingt festzuhalten, dass
auch die heute so stark betonte Fairness eines Strafverfahrens kein
absoluter Wert ist, sondern mit dem zentralen Anliegen eines
richtigen Verfahrensergebnisses in sorgfältiger Weise in Balan-
ce gehalten werden muss“. Dieser – mittlerweile von seinem Ur-
heber auch andernorts2) bekräftigte und sogar in der für ihn ge-
stalteten Festschrift prominent hervorgehobene3) – Satz wirft
wichtige grundsätzliche Fragen auf, die einer näheren Analyse4)
bedürfen.

II. Rechtsgrundlage

Zunächst sei einleitend vorausgeschickt, was wohl allgemein außer
Streit stehen dürfte: Was die Rechtsordnung unter dem Begriff der
Fairness eines Strafverfahrens versteht, ist auf verfassungsrechtli-
cher Ebene durch Art 6 MRK, der das faire Verfahren zum Gegen-
stand hat (vgl die Überschrift des Art 6: „Recht auf ein faires Verfah-
ren“), und auf einfachgesetzlicher Ebene durch die einschlägigen
Prozessgesetze (also im Bereich des Strafrechts idR die StPO) gere-
gelt. Solcherart ist auch rechtlich determiniert, wie ein korrektes Er-
gebnis in einem Strafprozess zustande kommt, zumal der Rechts-
staat nur jene Ergebnisse als „richtig“ gelten lässt, die in einem ord-

nungsgemäßen fairen Verfahren zustande gekommen sind.5) In
diesem Zusammenhang gebietet insb die (gleichfalls in Art 6
MRK verankerte) Unschuldsvermutung, dass als Schuldnachweis

nur das gelten darf, was als Ergebnis eines förmlichen Gerichtsver-
fahrens hervorkommt – ist dies nicht der Fall, gilt zwingend die Ver-
mutung der Schuldlosigkeit. Mit anderen Worten: Wer nicht pro-
zessförmig einer Straftat überführt worden ist, ist nach der von

Verfassung wegen6) vorgegebenen Wertung als nicht schuldig an-

zusehen. Die Rechtsprechung der Konventionsorgane, der insofern
auch die innerstaatliche höchstgerichtliche Judikatur gefolgt ist,
stellte in diesem Zusammenhang konsequenterweise auch klar,
dass etwa „Freisprüche erster und zweiter Klasse“ ausgeschlossen
sind: Art 6 EMRK hat zur Folge, dass nur ein Schuldspruch als Er-
gebnis eines ordnungsgemäßen Strafverfahrens eine Schuldfest-
stellung bewirken kann, während allem anderen ausnahmslos die
Bedeutung bestehender Schuldlosigkeit zukommt (sei dies nun in-
folge eines gerichtlichen Freispruchs mangels Tatbestands oder
aus Mangel an Beweisen, sei es wegen „erwiesener Unschuld“
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*) RAA Mag. Dr. Adrian Eugen Hollaender ist Mitherausgeber des bekann-
ten Standardwerks „Strafprozessordnung“ in der kommentierten Judika-
tursammlungsreihe „Das österreichische Strafrecht“ und wissenschaftli-
cher Mitarbeiter beim in derselben Reihe erschienenen „Strafgesetz-
buch“ sowie Universitätsdozent für Europarecht/Europäische Menschen-
rechtskonvention und Autor diverser juristischer Publikationen mit
Schwerpunkt auf dem Grundrechtsschutz im österreichischen Straf- und
Verfassungsrecht. Kürzlich ist von ihm beim Neuen Wissenschaftlichen
Verlag (NWV) das Buch „Die neue Beschwerde in Auslieferungssachen
nach dem ARHG“ erschienen. Kontakt: Adrian.Hollaender@aon.at

1) Burgstaller, Wohin geht unser Strafprozess? publiziert in: Strafrechtliche
Probleme der Gegenwart, Bd 30, 15, sowie am in FN 2 genannten Ort.

2) Burgstaller, Wohin geht unser Strafprozess? JBl 2002, 273 (280); ders,
„Statement“ in: Strafverteidigung – Realität und Vision, hrsg v Soyer,
Schriftenreihe der Vereinigung Österreichischer StrafverteidigerInnen,
Bd I (NWV 2003) 58 f.

3) Ratz in Burgstaller-FS 2004 (NWV), 307.
4) Vgl zum Problem bisher passim: Hollaender, Strafprozessreform: Recht-

staatlichkeit oder effiziente Strafverfolgung? Anwalt aktuell, Ausgabe
Nr 2/9, Oktober 2002, 10; ders, Gewaltenteilung und Bindungswir-
kung, Der Fall SholamW., AnwBl 2003, 530 ff, AnwBl 2003/Nr 10; so-
wie darauf Bezug nehmend (unter inhaltlich treffender Kritikübung an
dem zitierten Ausspruch Burgstallers, wenngleich offenbar unter irrtümli-
cher Zuschreibung desselben): Bertel, Glosse zum Beschluss des Obers-
ten Gerichtshofes vom 9. September 2003, 14 Os 30/03, JBl 2004,
194 ff.

5) Zur Prüfung der Relevanz unterlaufener Verfahrensfehler und damit zur
Frage, wann sie nach der Wertung des Gesetzgebers die Fairness des
Verfahrens insgesamt zu verletzen geeignet sind, siehe sogleich in FN 8.

6) Unschuldsvermutung gem Art 6 MRK und Rechtsstaatsprinzip gem
Art 18 B-VG; vgl auch Klecatsky/Morscher, B-VG9, FN 3 zu Art 6 MRK:
„Die hier ausgesprochene Unschuldsvermutung kann nur durch ein recht-
mäßiges Strafurteil widerlegt werden.“
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oder „im Zweifel“ oder sei es auch im Wege einer Verfahrensein-
stellung oder einer Abolition).7)

Jedes Zweckmäßigkeitsdenken findet seine Grenze an den Prinzi-
pien des fairen rechtsstaatlichen Verfahrens, wobei diesbezüglich
auch kein Raum für Interessensabwägungen ist, da die grundle-
genden Prinzipien des Strafprozesses a b s o l u t gelten.8) Zu
den grundlegenden Prinzipien des Strafprozesses gehört unzwei-
felhaft derGrundsatz des fairen Verfahrens. Der Grundsatz des fai-
ren Verfahrens ist nun aber eo ipso einer In-Balance-Setzung oder
gar Opferung gegenüber einem Verfahrensergebnis, das aus wel-
cher Vorab-Perspektive auch immer als „richtig“ angesehen wird,
nicht zugänglich. Vielmehr kommt – aus rechtsstaatlicher Sicht –
ein „richtiges Verfahrensergebnis“ ausschließlich als Resultat eines
fairen Verfahrens überhaupt erst in Betracht. Anderes zu fordern
hieße den logischen Bedingungszusammenhang zu verkennen
und die rechtsstaatliche Deutung der Strafprozessordnung aufzu-
geben, denn es gilt: „Nicht nur der ‚Unschuldige‘ hat ein Recht
auf Freispruch, sondern jeder, gegen den der Beweis der Schuld
nicht erbracht werden kann.“9) Dieser liberalen Definition Pallins
ist beizupflichten, denn nur unter (dem liberalen und demokrati-
schen Prinzip Tribut zollender) Gewährleistung des „beneficium du-
bii“ und unter (dem rechtsstaatlichen Prinzip Tribut zollender) Wah-
rung uneingeschränkter Verfahrensfairness kann ein Verfahrenser-
gebnis als nach der Verfassung legitimiert und somit „richtig“ ange-
sehen werden. Die Postulierung eines (angeblich) „richtigen
Ergebnisses“, das nicht etwa im Zuge eines fairen Verfahrens als
dessen in Rechtskraft10) erwachsenes Ergebnis zustande gekom-
men ist, wäre eine Preisgabe der Rechtsstaatlichkeit.

III. Fragestellung

Auf dem Boden dessen drängt sich nun bei Betrachtung des ein-
gangs zitierten Satzes von Manfred Burgstaller die Frage auf:
Wie kann man der Fairness des Verfahrens ihren absoluten Cha-

rakter absprechen, sie relativieren und ihr gegenüber das „richtige
Ergebnis“ als eigenständigen Wert proklamieren? Denn nichts an-
deres bedeutet das Postulat eines In-Balance-Haltens. Der zitierte
Satz lautete ja nicht etwa: „Der rechtspolitische Ruf nach mehr ver-
fahrensrechtlichen Instrumenten zur Wahrung der Verfahrensfair-
ness darf nicht das Ziel der Wahrheitsermittlung im Prozess zu-
nichte machen.“ Dies könnte als rechtspolitische Forderung durch-
aus berechtigt sein. Nein, der Satz hatte, wie eingangs und hier
zur Verdeutlichung nochmals wörtlich wiedergegeben, die expli-
zite Aussage zum Inhalt, „dass die heute so stark betonte Fairness
eines Strafverfahrens kein absoluter Wert ist, sondern mit dem zen-
tralen Anliegen eines richtigen Verfahrensergebnisses in Balance
gehalten werden muss“.

Wie soll aber eine Balance der „Fairness eines Strafverfahrens“
einerseits mit dem „richtigen Verfahrensergebnis“ andererseits

möglich sein, wenn doch als richtiges Verfahrensergebnis in einem
Rechtsstaat allein und ausschließlich das angesehen werden kann,
was als Ergebnis eines fairen Strafverfahrens zustandekommt? Ist
das faire Strafverfahren demnach nicht Vorausbedingung für die
Erzielung eines rechtsstaatlich als richtig zu bezeichnenden Ergeb-
nisses (statt eigenständig dagegen auf die Waagschale legbarer
Wert)?

Wie wäre denn überhaupt eine Balancehaltung bezüglich des Be-
dingenden und des Bedingten logisch postulierbar, wo doch Letzte-
res bloß als Folge des Ersteren in Erscheinung treten, also erst da-
nach als „richtiges Ergebnis“ Gestalt und Wesen annehmen kann?
Das zeigt ja schon das Wort „Ergebnis“, denn dieses „ergibt“ sich
eben erst aus dem – ihm vorgelagerten – Verfahren. Hieße ein
„richtiges Ergebnis“ mit dem – es in Wirklichkeit doch erst bedin-
genden – Verfahren in Balance setzen zu wollen daher nicht das
Pferd am Schweife aufzuzäumen, die rechtsstaatlich gebotene Rei-
henfolge zu negieren und eigentlich in sich Widersprüchliches zu
fordern?

Kann es denn in einem Rechtsstaat je ein richtiges Ergebnis vor

Durchführung (und rechtskräftiger Beendigung)11) eines fairen Ver-
fahrens geben? Ja entpuppt sich nicht die auf den ersten Blick so
vernünftig klingende Forderung Burgstallers insofern als Ausdruck
einer zu gefährlichem Dezisionismus verleitenden subjektivisti-

schen Falllösungsmethodologie (nach dem Motto: Das „richtige Er-
gebnis“ wird vom Rechtsanwender vorweg nach subjektiver Ein-
schätzung festgelegt und die Verfahrensfairness dann mit diesem
– zuvor solcherart „eruierten“ Ergebnis – „in Balance“ gehalten)?
Genau dies scheint aber mit der von Burgstaller (in dem auf das be-
reits dargestellte Zitat aaO unmittelbar folgenden Satz) gebrauch-

Abhandlungen

7) Dazu kommt, dass aus den Gründen des Art 18 B-VG, des Art 6 MRK
und der StPO als legitimer Schuldspruch nur jener angesehen werden
darf, der in (formeller und materieller) Rechtskraft erwächst. Ist ein ergan-
gener Schuldspruch noch anfechtbar, bewirkt er keine Schuldfeststellung,
es gilt vielmehr die Unschuldsvermutung nach Art 6 MRK fort bis zum
rechtskräftigen Ergebnis des Strafverfahrens. Erst, allein und notwendi-
gerweise ausschließlich das rechtskräftige Ergebnis eines ordentlichen
Strafverfahrens gibt über das Aufschluss, was in einem Rechtsstaat –
als von der Verfassung vorgegebene und durch das Strafprozessrecht
konkretisierte Wertungsentscheidung – als Schuld oder Schuldlosigkeit
gelten kann und darf.

8) Fuchs, Strafrechtliche Probleme der Gegenwart, 29. strafrechtliches Se-
minar 2001, Schriftenreihe des BMJ, Nr 107, 75. Zur Verdeutlichung:
Abwägungen einzelner Verfahrensfehler im Hinblick auf deren Relevanz
und auf das Vorliegen einer Beschwer (zu den Begriffen vgl Hollaender,
Die neue Beschwerde in Auslieferungssachen [NWV 2004] 29 mit FN
62 sowie S 33 und 34 mit FN 73 mwN) sind freilich erforderlich; eine
Abwägung der „Fairness des Verfahrens“ gegenüber dem „richtigen Er-
gebnisses“ hingegen ist logisch unmöglich, da das rechtsstaatlich als
richtig akzeptierte Ergebnis erst (und ausschließlich) aus einem insgesamt
fairen Verfahren entstehen kann.

9) Pallin, zitiert nach Reichenvater in: Strafverteidigung – Realität und Vision
(NWV 2003) 109.

10) Vgl FN 7.
11) Vgl FN 7.
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ten Wendung geradezu offen bekannt: „Ein Strafprozess, der in-
folge übersteigerter Beschuldigtenrechte nicht mehr hinreichend
gewährleisten kann, dass materiell Schuldige auch tatsächlich ver-
urteilt werden, würde den Anforderungen (. . .) nicht genügen.“
Diese erstaunliche Aussage zwingt zu den naheliegenden Fragen:
Was sollen „materiell Schuldige“ sein? Sind denn nicht – kraft der
laut Art 6 MRK verfassungsrechtlich verankerten Unschuldsvermu-

tung12) – „Schuldige“ ausschließlich jene, deren Schuld als Ergeb-
nis eines förmlichen Gerichtsverfahrens durch ein in Rechtskraft er-
wachsenes Gerichtsurteil festgestellt wird?

Ist nicht die Aufgabe des Rechtsanwenders allein die allgemein
gleichmäßig und ohne Ansicht von Ansehen und Person der jewei-
ligen Rechtsunterworfenen erfolgende Anwendung der Gesetze
auf zuvor in einem fairen Verfahren so präzis wie möglich ermit-
telte Sachverhalte? Muss nicht einer jeden Ergebnisfindung (so
das Ergebnis als richtig gelten soll) zwingend eine ordnungsgemäß
im Rahmen eines fairen Verfahrens vonstatten gegangene Sachver-
haltsermittlung vorgelagert sein?

Wenn das „richtige Ergebnis“ demnach aber korrekterweise eben
nur das Resultat eines nach den Maßstäben der Rechtsstaatlichkeit
und nach allgemeingültigen Gleichheitsaspekten fairen Strafver-
fahrens sein kann – also diesem erst entspringt –, wie kann man
dann das richtige Verfahrensergebnis als eigenständigen Wert
dem fairen Verfahren gegenüberstellen und fordern, dass „die
heute so stark betonte Fairness eines Strafverfahrens mit dem Anlie-
gen eines richtigen Verfahrensergebnisses in Balance gehalten“
werde?13)

IV. Beantwortung

Die an sich wohlklingende Forderung, das eine mit dem anderen in
Balance zu halten, erweist sich schlicht und einfach als logisch wi-
dersprüchlich, ist doch die Verfahrensfairness14) nicht irgendein
beliebiges relatives Gebilde, sondern ein in der MRK definierter
(und in der StPO durch entsprechende Verfahrensregeln auf ein-
fachgesetzlicher Ebene konkretisierter) rechtlicher Begriff von fun-

damentaler Bedeutung und ebenso auch das „richtige Ergebnis“
eines Strafverfahrens – also das, was man in einem Rechtsstaat
als solches ansehen darf – ein vom Verfassungs- und Verfahrens-
recht als Ergebnis eines fairen Verfahrens definierter Begriff, der
aus rechtsstaatlichen Gründen nicht durch pauschale „Ausbalan-

cierung“mit dem, was dem einen oder anderen als richtiges Ergeb-
nis erscheint, unterlaufen werden darf!

Denn – um es mit Worten der theologischen Erkenntnisphilosophie
zu sagen – Mund und Medium der Wahrheit Gottes zu sein, kann
sich wohl keiner auf Erden anmaßen. Aufgabe des irdischen

Rechtsanwenders ist ein Vorgehen nach dem Gesetz. Allein dieses
gibt ihm vor, wie die Ergebnisfindung vonstatten zu gehen hat, wie
das dazu führende Verfahren abzulaufen hat, was insofern rele-

vante Verfahrensfehler sind und was nicht, und was demnach eben
in einem Rechtsstaat als „richtiges Ergebnis“ anzusehen ist: nicht
jenes, mit dem man sympathisiert, sondern allein jenes, welches
aus einem ordnungsgemäßen Verfahren nach Vorgabe der jeweils
einschlägigen Prozessgesetze und unter Wahrung der von Art 6
MRK verlangten Verfahrensfairness resultiert. Alles andere wäre
– zumal im besonders eingriffsnahen Strafrechtsbereich, für den
ja eigens die Unschuldsvermutung in Geltung gesetzt wurde – eine
implizite Einladung zur (sich bekanntlich oftmals unter klangvollen
Schlagworten wie der „übergesetzlichen Ergebnisrichtigkeit“ und
dem „Ziel der Ausgeglichenheit von materieller und formeller Ent-
scheidungsrichtigkeit“ verbergenden) potenziellen Willkür. Ein sol-
ches Denken kann manchmal auch wohlmeinend sein, manchmal
aber auch nicht, jedenfalls verlässt es den Boden der strikten Geset-
zesbindung (Art 18 B-VG), der formellen Verfahrensgerechtigkeit
durch gleichmäßige Gesetzesanwendung (Art 7 B-VG, Art 2
StGG) und des Prinzips der Verfahrensfairness (Art 6 MRK) und
wird zur Entscheidung nach Gutdünken. Dies entspricht jedenfalls
nicht unserer Rechtsordnung.

Es ist heutzutage in allen demokratischen Staaten weitgehend de-
ckungsgleich anerkannt, dass sich in der gesetzmäßigen Korrekt-
heit von Strafverfahren (also in der so genannten Verfahrensge-

rechtigkeit) der Stellenwert widerspiegelt, den der Staat und seine
Organe der Wahrung der Rechtsstaatlichkeit beimessen.15) Dies
gilt sowohl für den – einfachgesetzlich sowie von Verfassung we-
gen gebundenen – staatlichen Rechtsanwender im Rahmen der
Durchführung eines Strafverfahrens als auch für den – durch die
entsprechenden verfassungsrechtlichen Determinanten gleichfalls
gebundenen – einfachen Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des
Strafverfahrens. So haben mittlerweile die Verfassungen aller euro-
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12) Vgl dazu FN 6 aE.
13) Dies erinnert an die Geschichte von dem strafprozessordnungswidrig er-

gangenen Schuldspruch und der danach bei einer Dienstbesprechung
gestellten Frage des staatsanwaltschaftlichen Referenten im Kreise seiner
Kollegen: „Warum soll ich das Urteil anfechten, es ist doch im Ergebnis
richtig!?“ Darauf die treffende Antwort seines Vorgesetzten: „Wenn das
Urteil anfechtbar ist, dann ist es nicht richtig, denn darüber, was richtig
ist, entscheidet in einem Rechtsstaat das Gesetz und nicht unsere subjek-
tive Meinung.“ Und dies bedeutet: Wenn der Angeklagte kein faires Ver-
fahren hatte und dennoch verurteilt wurde, so ist die Staatsanwaltschaft
(als Hüter des Gesetzes im Sinne Savignys) auf Grund von § 3 StPO
iVm Art 18 B-VG verpflichtet, das Urteil zu seinen Gunsten anzufechten,
sofern er das nicht selbst tut. Die Frage einer allfälligen „Ergebnisrichtig-
keit“ stellt sich gar nicht erst, denn es gilt kraft dem (im Verfassungsrang
stehenden) Art 6 EMRK ebenso wie (strafverfahrensbezogen und einfach-
gesetzlich betrachtet) unter dem Gesichtspunkt des strafprozessualen
Nichtigkeitskataloges nach § 281 StPO kurz gefasst:
Kein faires Verfahren – kein richtiges Ergebnis!

14) Zum Begriff und dessen Stellenwert in der Rechtspraxis vgl pointiert Weh,
Fairness – ein fremder Rechtsbegriff? in Strafverteidigung – Realität und
Vision, hrsg v Soyer, Schriftenreihe der Vereinigung Österreichischer
StrafverteidigerInnen, Bd I (NWV 2003) 94 ff.

15) Vgl Seiler, Strafprozessrecht6 Rz 3; siehe dazu auch grundlegend E.
Schmidt, Gesetz und Richter, 12 ff, und Coing, Grundzüge der Rechtsphi-
losophie (1950) 259 Anm 20.
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päischen Staaten den einfachen Gesetzgeber ebenso wie die
Rechtsanwendung durch das verfassungsrechtliche Legalitätsprin-

zip16) in dessen heutigem strengen und die gesamte Rechtsordnung
beherrschenden Verständnis zur Rechtsklarheit, Rechtssicherheit

und (diese ermöglichend) zur Rechtsanwendungsgleichheit ver-
pflichtet. Im Bestreben der Ausschaltung jeglicher Willkür und Ka-
binettsjustiz wurde so die strikte Bindung des Richters an das Ge-

setz zur zentralen Stütze des Rechtsstaates. Diese Gesetzesbin-
dung erfordert, dass der staatliche Rechtsanwender durch korrekte
gesetzliche Subsumtion von in einem rechtsstaatlichen Verfahren

ermittelten Sachverhalten und – soweit es um Ermessensentschei-
dungen geht – durch Ermessensübung im Sinne des Gesetzes (und
nicht nach eigenen Präferenzen und Vorstellungen) stets eine ob-

jektive und gleichmäßige Gesetzesanwendung unter Wahrung
der formalen Verfahrensgerechtigkeit vorzunehmen hat. Dies
ist die Gerechtigkeitsaufgabe, die sich dem Rechtsanwender
stellt. Sie zu erfüllen, ist schwierig genug, und es bedarf großer
Fähigkeit und Disziplin, nicht hinter ihr zurückzubleiben, sie aber
auch nicht zu überschreiten, denn „mehr Gerechtigkeit“ als eine
objektive und gleichmäßige Gesetzesanwendung im Rahmen ei-
nes fairen Verfahrens erheischen zu wollen, hieße für den Geset-
zesanwender gleichsam den Gesetzgeber zu substituieren und
wäre insofern eine ihm nicht zukommende Kompetenzüberschrei-
tung.17)

Der Auftrag an den Rechtsanwender18) besteht in der gleichmäßi-

gen Anwendung des Gesetzes und somit in dessen methodisch kor-
rekter und hermeneutisch nachprüfbarer Anwendung im Rahmen
der Gewährleistung eines fairen Verfahrens. Eine allfällige „Abwä-

gung“ zwischen einem Verfahrensergebnis und der Verfahrens-

fairness wäre nicht nur – wie aufgezeigt – ein logischer Wider-
spruch, sondern fiele auch nicht in die verfassungsrechtliche Kom-

petenz des Rechtsanwenders, da dieser Gesetze methodisch kor-
rekt auf von ihm zuvor ebenso korrekt (dies heißt nach heutigen
Maßstäben: auf Grundlage eines fairen Verfahrens) ermittelte
Sachverhalte zu applizieren, nicht aber unter Berufung auf subjek-
tive Gerechtigkeitspostulate ein Ergebnis als eigenständigen Wert
von der Verfahrensfairness loszulösen und ihr gegenüberzustellen
hat. Dies zu tun (statt als richtiges Ergebnis ausschließlich das Re-
sultat eines fairen Verfahrens gelten zu lassen), deutet in die Rich-
tung einer „freien Ergebniserkenntnis“, die dann mit der Verfah-
rensfairness „ausbalanciert“ wird. Ein solcher Balanceakt muss

schon im Ansatz scheitern, weil er vom Ergebnis ausgeht, dieses
aber nach rechtsstaatlicher Auffassung – wie nicht oft genug zu
wiederholen ist – immer erst als Folge eines fairen Verfahrens zu-

standekommen und selbigem daher nicht zur „Ausbalancierung“
gegenübergestellt werden kann. Soweit es um den Strafprozess
geht, sind die Grundlagen der Verfahrensfairness nach Art 6
MRK demnach Voraussetzung für die Erzielung eines rechtsstaat-

lich legitimierten Ergebnisses. Jedes anders gewonnene „Ergebnis“
wäre rechtsstaatlich nicht vertretbar!

Dass man heutzutage darüber noch anders denken kann, erstaunt
nachhaltig, ist aber ein Faktum, wie nicht nur die eingangs zitierte
Äußerung Burgstallers, sondern – in noch weit krasserer Weise –

die (für einen rechtsstaatlich orientierten Menschen schon im An-
satz überraschende) Folterlegitimationsdiskussion in Deutschland
betreffend die Möglichkeit der Rechtfertigung einer durch Folteran-
drohung erlangten Information über den Verbleib eines Entfüh-
rungsopfers deutlich vor Augen geführt hat: So hatte immerhin
der Frankfurter Polizei-Vizepräsident einem Kindesentführer offen
und unverblümt zum Zweck der Aussageerpressung Folter durch
polizeiliche Hilfskräfte androhen lassen, um den Aufenthaltsort
des Entführten in Erfahrung zu bringen.19) Durch diverse Strafan-
zeigen war es daraufhin zu einem Ermittlungsverfahren beim Land-
gericht Frankfurt gegen den (inzwischen rechtskräftig verurteilten)
Polizei-Vizepräsidenten gekommen.20) Bereits vor Anklageerhe-
bung hatte es ernsthafte Diskussionen über die allfällige Zulässig-
keit der Folter zu Ermittlungszwecken gegeben.21) Aber auch noch
nach der Anklageerhebung wurde wenig Verständnis für das recht-
liche Vorgehen gegen den Polizei-Vizepräsidenten gezeigt,22) der
ja nach Meinung vieler und auch nach seiner eigenen Auffassung
bloß eine „vernünftige Abwägung“ zwischen dem angestrebten
hehren Ziel der Ausfindigmachung des Entführungsopfers und
der ihm demgegenüber vernachlässigbar erscheinenden Verfah-
rensrechte des Entführers im polizeilichen Ermittlungsverfahren vor-
genommen hatte. Zu solch extremen Ansichten kann die konse-
quent weitergedachte Beschwörung des „richtigen Ergebnisses“
als eigenständiger Wert führen, verbunden mit der Annahme, dass
die Fairness eines Verfahrens kein absoluter Wert sei und mit dem
richtigen Ergebnis ausbalanciert werden dürfe (oder gar müsse),
frei nach dem Motto: „Der Zweck des ,richtigen Ergebnisses

,

hei-
ligt die Mittel zur Erkenntnis dieses Ergebnisses.“ Dies wäre aber
nicht nur logisch falsch, sondern auch rechtsstaatlich inakzeptabel.

Demgegenüber ist vielmehr immer wieder nachdrücklich zu beto-
nen, dass die Fairness eines Strafverfahrens keineswegs ein rela-
tiver, sondern eben ein (eo ipso einer Abwägung oder gar einem
„In-Balance-Halten“ mit dem – aus dem Strafverfahren überhaupt
erst als rechtliche Geltung beanspruchendes Resultat entspringen-
den – „richtigen Verfahrensergebnis“ unter logischen und rechts-
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16) Art 18 österr B-VG; Art 20 Abs 3 dt GG.
17) Vgl zur Legitimationsfrage grundlegend Kelsen, VVDStRL 5 (1929), 30

(insb 69 f); Rosenzweig JBl 1950, 49; Öhlinger, Verfassungsrecht5(Wien
2003), Rz 25 aE; Böckenforde, Zur Lage der Grundrechtsdogmatik, 81.

18) Vgl dazu näherhin: Hollaender, Gerechtigkeit und Rechtsanwendung,
Scientia Nova 2004/1 (Düsseldorf 2004).

19) Vgl Der Spiegel 14/2003, 74 ff.
20) Rechtssache Daschner, Aktenzeichen 7570 Js 203914/03.
21) Vgl ua Hamm, NJW 2003, 947 f; H. C. Schaefer (NJW 2003) 947.
22) Vgl Bild-Zeitung vom 21. 2. 2003.
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staatlichen Gesichtspunkten nicht zugänglicher) absoluter Wert ist.
Das zeigt auch deutlich die Judikatur des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte, der gerade die diesbezüglich zentrale
Bestimmung des Art 6 MRK immer wieder besonders hervor-
hebt.23) Und dies entspricht auch der Entscheidung des österrei-
chischen Gesetzgebers, erstens durch Erhebung der MRK in Verfas-
sungsrang und zweitens durch ausdrückliche Inkorporierung des
Art 6 MRK in die Formulierung des Nichtigkeitsgrundes des § 281
Abs 1 Z 4 StPO. Demnach kann – bei entsprechender Antragstel-
lung in der Hauptverhandlung – jeder gegen die Grundsätze eines
fairen Verfahrens verstoßende Akt wirksam bekämpft werden.Wel-
che Folgerung liegt da wohl näher: Hat dies der Gesetzgeber ge-
tan, weil die „Fairness eines Strafverfahrens mit dem zentralen An-
liegen eines richtigen Verfahrensergebnisses in Balance gehalten
werden muss“? Oder hat er dies getan, um die Fairness eines Straf-
verfahrens zur Grundvoraussetzung für die Findung des „richtigen
Ergebnisses“ (nämlich des einzigen Ergebnisses, das rechtsstaat-
lich als das „richtige“ angesehen werden darf) zu erheben?

V. Zentrale Aspekte der Verfahrensfairness

Die wesentlichen Gesichtspunkte des in Art 6 EMRK normierten
Rechts auf ein faires Verfahren lassen sich (themenbezogen auf
strafrechtliche Aspekte konzentriert) kurz wie folgt zusammenfas-
sen:

Art 6 EMRK fordert zunächst in Abs 1 ein sowohl hinsichtlich sei-
nes Bestehens als auch des von ihm angewendeten Verfahrens
auf Gesetz beruhendes Gericht, dessen Zusammensetzung den ge-
setzlichen Erfordernissen entsprechen muss und dessen gesetzliche
Zuständigkeiten beachtet werden müssen.24) Art 6 EMRK erfordert
weiters die Unabhängigkeit des Gerichts und somit, dass verfah-
rensfremde Beeinflussungen der Richter per Gesetz ausgeschlossen
sind, dass die Richter (zumindest zum Teil) hauptamtliche Richter
sind, eine feste Amtsdauer haben und von anderen Staatsgewalten
unabhängig sind. Weiters verlangt Art 6 EMRK die Unbefangen-
heit des Gerichts, also dessen Unvoreingenommenheit (wobei be-
kanntlich schon jeder Anschein der Befangenheit als unzulässig an-
gesehen wird). Dabei kann insofern in subjektive und objektive Be-
fangenheit unterschieden werden: Subjektive Befangenheit betrifft
die persönlichen Ansichten des Richters über die Partei, objektive
Befangenheit beruht auf strukturellen, nicht direkt mit den Verfah-
rensparteien verknüpften Ursachen.25) Art 6 EMRK erfordert auch
einen Zugang zu Gericht,26) verbunden mit einer effektiven Über-
prüfung („effective review“) durch das Gericht in Bezug auf die so-
genannten „merits“ der Rechtssache, und normiert schließlich die
einzelnen Verfahrensgarantien; die diesbezüglich maßgeblichen
Absätze 1 und 3 des Art 6 EMRK werden vom EGMR insofern als
zusammengehörig betrachtet, als nach seiner ständigen Rechtspre-
chung die in letzterem Absatz verbürgten Garantien (die nach ih-

rem Wortlaut Mindeststandards darstellen) als besondere Ausprä-
gungen des Rechts auf ein faires Verfahren aufzufassen sind.27)

Von herausragender Bedeutung unter demGesichtspunkt des Art 6
Abs 1 EMRK ist das vom EGMR immer wieder betonte (und teils so-
gar als Inbegriff der Verfahrensfairness angesehene) Prinzip der
Waffengleichheit, das unter anderem auch ein Gebot der Gewähr-
leistung (gleichen) rechtlichen Gehörs enthält.28) Das Anrecht auf
tatsächliches und rechtliches Gehör ist auch losgelöst von dem
Aspekt der Waffengleichheit ein wesentliches Recht, das sich aus
Art 6 Abs 1 EMRK ergibt. So hat nach dieser Bestimmung jede Per-
son ein Recht darauf, dass ihre Sache „verhandelt wird“. Dies um-
fasst auch das Recht darauf, Gelegenheit zu erhalten, zu Beweis-
mitteln sowie zu Verfahrensanordnungen Stellung zu nehmen,
und darauf, dass die Ausführungen der Parteien vom Gericht tat-
sächlich zur Kenntnis genommen werden.29) Das Recht, sich nicht
selbst belasten zu müssen, ist ein weiteres (implizit in Art 6 Abs 1
EMRK enthaltenes) Kernstück des fairen Verfahrens, das es Verfol-
gungsbehörden und Gerichten verbietet, auf Beweise zurückzu-
greifen, die gegen den Willen des Angeklagten erlangt worden
sind (so genanntes „Nemo tenetur“-Prinzip).30) Ein essenzieller Be-
standteil des Art 6 Abs 2 EMRK ist schließlich die schon unter II. er-
wähnte Unschuldsvermutung, die im Strafprozess primär als Ver-
bot von Schuldvermutungen zutage tritt.31)

Die in Art 6 Abs 3 normierten besonderen Garantien für den An-
geklagten im Strafverfahren (wie Unterrichtung über die Beschuldi-

gung,32) Vorbereitung der Verteidigung,33) anwaltliche Vertre-

tung,34) Benennung und Befragung von Zeugen35) [einschließlich
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25) Vgl etwa aus der Rechtsprechung des EGMR: Pullar vs VK, Reports
1996-III, 783 ff.; Sander vs VK, ECHR 2000-V, 343 ff; Piersack vs Bel-
gien, Series A 53 (1982); Bulut vs Österreich, Reports 1996-II, 346 ff;
Haan vs Niederlande, Reports 1997-IV, 1379 ff.

26) Vgl EGMR Golder vs VK (1975), Series A 18.
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31) Vgl EGMR, Salabiakou vs Frankreich, Series A 141-A (1988), und Pham

Hoang vs Frankreich, Series A 243 (1992); siehe auch FN7.
32) Vgl EGMR, Mattoccia vs Italien, ECHR 2000-IX, 89 ff.
33) Vgl EGMR, Kremzov vs Österreich, Series A 268-B (1993) = EuGRZ 23

(1996), 83 ff.; EGMR Twalib vs Griechenland, Reports 1998-IV, 1415 ff.
34) Vgl EGMR, Murray vs Vereinigtes Königreich, Reports 1996-I, 30 ff;

EGMR Croissant vs Deutschland, Series A 237-B (1992).
35) Vgl EGMR P. S vs Deutschland, Urteil vom 20. 12. 2001, EuGRZ 29

(2002), 37 ff; EGMR, Rechtssache Asch, Urteil vom 26. 4. 1991, ÖJZ
1991, 517; EGMR, Rechtssache Artner, Urteil vom 28. 8. 1992, ÖJZ
1992, 846.
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der Problematik anonymer Zeugen in Form von V-Männern36) und
verdeckten Ermittlern37)] etc) werden vom EGMR als besondere
Aspekte des allgemeinen Rechts auf ein faires Verfahren betrach-
tet.38)

Die in den genannten Bestimmungen zum Ausdruck kommenden,
jedem Angeklagten durch die EMRK garantierten Aspekte der Ver-
fahrensfairness stellen nun ganz gezielt verfahrensrechtliche
Schranken für die Ergebnisgewinnung im Strafverfahren auf. Dies
ist ihr Sinn und Zweck. Sie dienen der Sicherung eines fairen Ver-

fahrens für jeden Angeklagten und statuieren gleichzeitig Regeln

für die rechtsstaatliche Ergebnisgewinnung im Strafprozess. Diese
Regeln sind bei der Rechtsanwendung jedenfalls zu respektieren,
zumal sie der österreichische Gesetzgeber in den Verfassungsrang
erhoben und sich somit für ihre Bedeutung nicht nur als völkerrecht-
liche vertragliche Verpflichtung Österreichs, sondern darüber hi-
naus – eben durch die (völkerrechtlich gar nicht notwendige) Er-
hebung in den Verfassungsrang – auch für ihre Bedeutung als
höchstrangiges innerstaatliches Recht entschieden hat, welches sol-
cherart im Sinne des Stufenbaus der Rechtsordnung zugleich eine
maßgebliche Interpretationsmaxime für einfachgesetzliche Rege-

lungen verkörpert.39)

VI. Fazit

Das Postulat, das „richtige Verfahrensergebnis“ mit der „Fairness
eines Strafverfahrens“ in Balance zu halten, erweist sich unter
rechtlichen und logischen Gesichtspunkten als in sich widersprüch-
lich, weil das, was der Rechtsstaat als „richtiges Verfahrensergeb-
nis“ normiert, erst als Folge und Resultat eines fairen Strafverfah-

rens in Geltung tritt.

Und auch, wenn man (durchaus sinnvollerweise) auf die Gesamt-

fairness des Verfahrens abstellt,40) lässt sich das „richtige Verfah-
rensergebnis“ schon rein logisch (mangels einer Einerseits-Anderer-
seits-Beziehung) nicht der „Fairness eines Strafverfahrens“ gegen-
überstellen und kann daher auch nicht mit dieser in „Balance“ ge-
halten werden, da das Verfahrensergebnis eben das Resultat eines
rechtsstaatlich geführten und gesamtheitlich fairen Strafverfahrens,
aber kein ihm gegenüberstellbarer Begriff ist, denn um das „rich-
tige Verfahrensergebnis“ zu ermitteln, bedient sich der Rechtsstaat
eben eines geordneten, förmlichen und den Fairnessanforderun-
gen insgesamt entsprechenden Verfahrens. Ein faires Verfahren

ist somit unverzichtbare Vorausbedingung dessen, was im Rahmen
der Rechtsordnung als „richtiges Verfahrensergebnis“ Geltung be-
anspruchen kann!

Die Verfahrensfairness ist somit – entgegen dem analysierten Pos-
tulat – auch kein relativer, sondern vielmehr ein absoluter Wert und
zudem als unbedingte Voraussetzung für das rechtmäßige Zustan-
dekommen eines jeden Schuldspruchs im Strafverfahren anzuse-
hen, da nur so ein (bekanntlich ausschließlich ultima ratione zuläs-

siger) staatlicher Eingriff in die Rechte des Einzelnen überhaupt erst
seine rechtsstaatliche Rechtfertigungsgrundlage und Legitimation

erhält. Angesichts des Umstandes, dass in einem (naturgemäß be-
sonders eingriffsnahen) Strafverfahren tief in die (Grund-)Rechts-
sphäre des einer Tat Verdächtigen eingegriffen wird, dürfen zur
Durchsetzung des dem Staat von seinen Bürgern anvertrauten ius
puniendi nämlich als Folge der vom Verfassungsgesetzgeber ge-
troffenen Wertungsentscheidung nur solche Mittel zum Einsatz
kommen, die wirkungsvollen Schutz vor allfälligen grundrechtswid-
rigen Eingriffen dergestalt bieten, dass erst die Gewährleistung des
prozessordnungsgemäßen Zustandekommens einer gerichtlichen
Entscheidung unter voller Beachtung des Gebots der Verfahrens-
fairness als konstituierend für die Legitimation des durch die ge-
richtliche Entscheidung bewirkten staatlichen Eingriffes anzusehen
ist und somit die Verfahrensfairness weder mit dem allgemeinen Er-
fordernis effektiver Strafverfolgung noch mit dem Anliegen eines
richtigen Verfahrensergebnisses in „Balance“ gesetzt werden
kann, da – infolge unabweisbaren verfassungsrechtlichen Gebotes
– ein „richtiges Verfahrensergebnis“ ohne Gewährleistung unbe-
dingter Verfahrensfairness bei der Erzielung dieses Ergebnisses
schlicht und einfach rechtsstaatlich nicht denkbar ist.

Kurz gefasst: Ohne Strafverfahren kann logischerweise kein Ver-
fahrensergebnis als dessen Resultat zustande kommen und ohne

faires Verfahren kennt und akzeptiert der Rechtsstaat eben auch
kein „richtiges“ Verfahrensergebnis.

So gibt es – zu Recht – die unserer Rechtsordnung immanente Wer-
tung vor, die insb im rechtsstaatlichen Prinzip und im Grundsatz
der Verfahrensfairness verfassungsrechtlich verankert ist. Oder
mit anderen Worten und etwas dichterischer Freiheit als abschlie-
ßender Merkreim formuliert: Richtig ohne fair – das geht nicht
mehr!
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Harmonisierung des
Europäischen Vertragsrechts
(CFR/GRR)
I. Vorgeschichte

Die europäische Kommission hat am 31. 7. 2004 um Interessens-
bekundung aufgerufen, da ein Expertennetzwerk eingerichtet wur-
de, das unter dem Titel „common frame of reference“ (CFR) bzw
Gemeinsamer Referenzrahmen (GRR) auf dem Gebiet des Europäi-
schen Vertragsrechts seine Arbeit aufnehmen sollte.1)

Dabei geht es darum, dass Anschlussmaßnahmen der Kommission
zum Aktionsplan 2003 getroffen werden sollen.

Der gemeinsame Referenzrahmen (CFR) sollte derart ausgestaltet
werden, dass die Kohärenz des derzeitig geltenden und künftigen
Gemeinschaftsrechts verbessert wird. Weiters enthält der gemein-
same Referenzrahmen spezifische Pläne für das Verbraucherrecht
der Gemeinschaft, die mit den verbraucherpolitschen Strategien
2002 bis 2006 in Einklang stehen. Zusätzlich beschreibt der ge-
meinsame Referenzrahmen die geplanten Aktivitäten zur Förde-
rung EU-weiter Allgemeiner Geschäftsbedingungen und sollten
Überlegungen zur Opportunität eines optimalen Instruments weiter
geführt werden. Der nachfolgende Inhalt dient zur Erstinformation
über mögliche Inhalte, Tätigkeitsfelder, Wünsche und Vorstellun-
gen aus Europabehördlicher Sicht.

II. Zukünftiges Vorgehen

1. Verbesserung des geltenden und künftigen Gemeinschaftsrechts

(Maßnahme I des Aktionsplans)

In den Beiträgen zum Aktionsplan wurde auf die notwendige Ver-
besserung der Qualität und Kohärenz des gemeinschaftlichen Ver-
tragsrechts hingewiesen. Der GRR soll zur Erreichung dieses Ziels
beitragen.

a) Hauptfunktion des GRR

Im zugrunde liegenden Aktionsplan wurden vor allem Problemkate-
gorien des Besitzstands ermittelt.2)
* Verwendung abstrakter Rechtsbegriffe in Richtlinien, die entweder

überhaupt nicht oder zu vage definiert sind,
* Bereiche, in denen sich die Probleme durch die Anwendung von

Richtlinien in der Praxis nicht lösen lassen,
* Unterschiede zwischen nationalen Durchführungsvorschriften als

Ergebnis einer Mindestharmonisierung in den Verbraucherschutz-

richtlinien,
* Unstimmigkeiten im EG-Vertragsrecht.

Bei der Überprüfung soll ermittelt werden, inwieweit die derzeiti-
gen Richtlinien insgesamt und jeweils einzeln den Verbraucher-
schutz- und Binnenmarktzielen der Kommission in der Praxis ge-
recht werden. Zu überprüfen sind dabei nicht nur die Richtlinien

selbst, sondern auch die Art und Weise ihrer Anwendung und
die Märkte (nationale Umsetzungsvorschriften; Rechtsprechung;
Selbstregulierung; Durchsetzung; Grad der Einhaltung in der Pra-
xis sowie Entwicklungen in der Geschäftspraxis, der Technologie
und bei den Verbrauchererwartungen).

Insbesondere sollen folgende Fragen untersucht werden:
* Reicht das von den Richtlinien geforderte Verbraucherschutzni-

veau zur Vertrauensbildung beim Verbraucher aus?
* Reicht der Harmonisierungsgrad zur Beseitigung von Binnenmarkt-

schranken und Wettbewerbsverzerrungen für Wirtschaft und Ver-

braucher aus?
* Belastet das Regulierungsniveau die Wirtschaft nicht mehr als nö-

tig und fördert es den Wettbewerb?
* Werden die Richtlinien effektiv angewandt?
* Bestehen zwischen den Richtlinien insgesamt wesentliche Lücken,

Unstimmigkeiten oder Überschneidungen?
* Welche der Richtlinien bedarf besonders dringend einer Überar-

beitung? Auch einige spezifische Fragen spielen hier eine Rolle:
* Ist der Geltungsbereich der Richtlinien richtig abgegrenzt? Sind

die vorvertraglichen Informationspflichten angemessen?
* Sollten Dauer und Modalitäten der Kündigungsfristen in den Richt-

linien über Haustürgeschäfte, über Teilzeitnutzungsrechte an Im-

mobilien und über Fernabsatz richtlinienübergreifend voll harmo-

nisiert und standardisiert werden?
* Bedarf das Verbrauchervertragsrecht einer noch weitergehenden

Harmonisierung?
* Sollten einige dieser Richtlinien zusammengefasst werden, um Un-

stimmigkeiten zu verringern?

Bei der Überprüfung des Verbraucherrechts der Gemeinschaft sind
mehrere Maßnahmen vorgesehen:
* Entwicklung einer öffentlichen Datenbank, die nicht nur das Ge-

meinschaftsrecht, sondern nationale Rechtsvorschriften und Recht-

sprechung enthält. Dabei soll auch eine vergleichende Analyse

der Umsetzung der Richtlinien in der Praxis vorgenommen wer-

den.
* Einsetzung einer ständigen Arbeitsgruppe von Sachverständigen

aus den Mitgliedstaaten als Forum für Informationsaustausch und

Diskussion über die Umsetzung des Besitzstands.
* Berichte über die Umsetzung der Richtlinien über Preisangaben,

Fernabsatz, Verbrauchsgüterkauf und Unterlassungsklagen. Da-

bei werden auch Interessengruppen konsultiert und Seminare als

Anschlussmaßnahme organisiert.

Nach Abschluss des Projekts und Vorliegen der Berichte wird die
Kommission dann die Notwendigkeit von Vorschlägen zur Abän-
derung der bestehenden Richtlinien prüfen. Diese Diagnosephase

Europa

1) 2004/S 148 –127525 vom 31. 7. 2004.
2) Vgl ABl C 137 vom 8. 6. 2002, S 2; Richtlinien 85/577, 90/314, 93/

13, 94/47, 97/7, 98/6, 98/27, 99/44.
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soll voraussichtlich ehrgeiziger Weise Ende 2006 abgeschlossen
sein.

b) Andere denkbare Funktionen des GRR

Nationale Gesetzgeber könnten den GRR bei der Umsetzung ver-
tragsrechtlicher EU-Richtlinien in nationales Recht heranziehen. Fer-
ner könnten sie vom GRR bei der Rechtsetzung auf Gebieten des
Vertragsrechts Gebrauch machen, die nicht auf Gemeinschafts-
ebene geregelt sind.

Eine weitere vom Europäischen Parlament (EP) vorgeschlagene
Funktion wäre die Nutzung des GRR in Schiedsverfahren. So könn-
ten Schiedsgerichte auf den GRR zurückgreifen, um sachliche und
ausgewogene Lösungen bei Konflikten zwischen Vertragsparteien
zu finden.

Darüber hinaus kann der GRR auch bei den übrigen im Aktions-
plan genannten Maßnahmen eine Rolle spielen. So hat etwa das
EP darauf hingewiesen, dass aus dem GRR Allgemeine Geschäfts-
bedingungen für Rechtspraktiker entwickelt werden könnten. Auch
die Kommission hält es für wünschenswert, den GRR bei der Maß-
nahme II des Aktionsplans möglichst umfassend zu nutzen. Ferner
könnte der GRR wahrscheinlich als Basis bei der Erarbeitung eines
optionalen Rechtsinstruments dienen.

Nicht zuletzt könnte der GRR auf der Grundlage des gemeinschaft-
lichen Besitzstands und der als vertragsrechtliches Gemeingut der
Mitgliedstaaten ermittelten bewährten Lösungen dem Europäi-
schen Gerichtshof als Anhaltspunkt bei der Auslegung des Ver-
tragsrechts der Gemeinschaft dienen.

Die Kommission prüft darüber hinaus weitere Vorschläge, doch die
konkrete Funktion steht noch nicht fest.

c) Rechtsnatur des GRR

In mehreren Beiträgen zum Aktionsplan wurde die Frage nach der
Rechtsnatur des GRR aufgeworfen. Die Vorschläge gingen dabei
von einem von Rat und EP verabschiedeten verbindlichen Rechtsakt
bis zu einem unverbindlichen, von der Kommission beschlossenen
Instrument. Derzeit vertritt die Kommission die Auffassung, dass der
GRR ein unverbindliches Instrument sein sollte.

2. Förderung der Verwendung EU-weiter Allgemeiner Geschäfts-
bedingungen (Maßnahme II des Aktionsplans)

a) Vorschläge der Kommission im Aktionsplan

Mit der zweiten Maßnahme sollte die Ausarbeitung von Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen (AGB) von privater Seite zur EU-weiten
Verwendung und weniger zum Gebrauch in einer einzigen Rechts-
ordnung gefördert werden. Noch sind Vertragsparteien vielfach
der Meinung, dass sie wegen der Geltung unterschiedlicher zwin-
gender Vorschriften im Vertragsrecht oder auf anderen Rechtsge-
bieten in den einzelnen Mitgliedstaaten auf unterschiedliche
AGB zurückgreifen müssten (so scheinen Unterschiede im Delikts-
recht, unterschiedliche Vertragsbedingungen in Haftungsfragen
zu verlangen).

Akzeptable EU-weite Lösungen dürften daher auch in anderen Fäl-
len in Frage kommen, wo zurzeit nationale AGB Anwendung fin-
den. Da die Existenz solcher EU-weiter Lösungen offenbar nicht
ausreichend bekannt ist, wurde im Aktionsplan eine umfassende
Initiative vorgeschlagen, um die derzeit schon bestehenden Mög-
lichkeiten besser bekannt zu machen.

b) Reaktionen von Interessengruppen und anderen Mitbeteiligten

In einigen Stellungnahmen wurde der vorgeschlagene Ansatz be-
grüßt, in anderen freilich wurde die Einbindung der Kommission
in diesem Bereich skeptisch beurteilt, da vermutet wurde, dass
die Kommission die Ausarbeitung von AGB selbst plane. Dies ist
mit Sicherheit nicht die Absicht der Kommission. Den Inhalt von
AGB müssen die Marktteilnehmer selbst festlegen, und die Ent-
scheidung zur Verwendung von AGB ist ebenfalls Sache der Wirt-
schaftsakteure. Die Kommission will hier lediglich als Vermittler, als
so genannter „ehrlicher Makler“ fungieren und die Interessenten
zusammenbringen, sich aber nicht mit inhaltlichen Fragen befas-
sen.

Vertieft wurden diese Fragen auf einem Seminar am 19. 1. 2004,3)
wo der Schwerpunkt auf der Verwendung von AGB bei Geschäften
zwischen Unternehmen sowie bei Verträgen zwischen Unterneh-
men und staatlichen Stellen lag. Dabei wurden zwei Hauptschluss-
folgerungen gezogen:

Erstens bestand allgemeine Übereinstimmung dahingehend, dass
EU-weite AGB in einer signifikanten Zahl von Fällen erfolgreich an-
gewandt werden könnten, wenngleich auf bestimmten Gebieten
nach wie vor einige rechtliche und administrative Hindernisse be-
stehen. Eine Bestandsaufnahme der auffälligsten Hindernisse soll
von der Kommission mit Hilfe der Interessengruppen erstellt wer-
den.

Zweitens wurde Übereinstimmung dahingehend erzielt, dass eine
Sensibilisierung über die bestehenden Möglichkeiten nützlich wä-
re, insbesondere durch die Bereitstellung übersichtlicher Informa-
tionen zu erfolgreichen Beispielen EU-weiter AGB auf einer von
der Kommission betreuten Website.

c) Aktionen: Website zur Förderung der Entwicklung und Verwen-
dung EU-weiter AGB

Als Fazit dieser Beiträge hat die Kommission den Schluss gezogen,
dass sich eine Bewusstseinsbildung über die bestehenden Möglich-
keiten positiv auswirken würde. Die Kommission wird daher eine
Schwerpunktsetzung auf AGB im Verhältnis zwischen Unterneh-
men bzw im Verhältnis Unternehmen – Behörden vornehmen.

Im Anschluss an eine Auswertung dieser Aktionen können dann
weitere Maßnahmen vorgeschlagen und eine Ausweitung dieser
Arbeiten in Betracht gezogen werden.

Europa

3) http://europa.eu.int/comm/internal_market/contractlaw/2004
workshop_de.htm.
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aa) Plattform für den Informationsaustausch zu bestehenden und
geplanten EU-weiten AGB

Die Informationen werden unter ausschließlicher Verantwortung
der Parteien publiziert, die die Information bekannt geben. Mit ei-
ner solchen Veröffentlichung ist keinerlei Anerkennung der Rechts-
gültigkeit bzw Verkehrsüblichkeit dieser AGB verbunden. Bevor
sie tätig wird, will die Kommission Interessengruppen konsultieren,
um zu erfahren, welche Informationen die Nutzer tatsächlich benö-
tigen und welche Informationen die Organisationen auf der Web-
site bekannt machen wollen.

bb) Leitlinien zum Verhältnis zwischen den Wettbewerbsvorschrif-
ten und EU-weiten AGB

Die Kommission beabsichtigt derzeit nicht, separate Leitlinien zur
Entwicklung und Verwendung von AGB zu veröffentlichen. Sie
hat bereits darauf hingewiesen, dass sie generell Vereinbarungen
befürwortet, die die wirtschaftliche Verflechtung im Gemeinsamen
Markt oder die Entwicklung neuer Märkte und die Verbesserung
der Lieferbedingungen fördern. Zwar werden somit Vereinbarun-
gen zur Entwicklung oder Verwendung EU-weiter AGB generell be-
grüßt, doch können in bestimmten Fällen Vereinbarungen bzw auf-
einander abgestimmte Verhaltensweisen zur Verwendung von
AGB unvereinbar mit den Wettbewerbsvorschriften sein.

In diesem Zusammenhang weist die Kommission auf ihre „Leitlinien
zur Anwendbarkeit von Artikel 81 EG-Vertrag auf Vereinbarungen
über horizontale Zusammenarbeit“ hin, und zwar insbesondere
auf Abschnitt 6 mit Leitlinien über Normenvereinbarungen.

cc) Ermittlung legislativer Hindernisse bei der Verwendung EU-wei-
ter AGB

Die Kommission wird zusammen mit den betroffenen Kreisen prü-
fen, ob und gegebenenfalls welche legislativen Hindernisse EU-
weiten AGB in den Mitgliedstaaten entgegenstehen mit dem Ziel,
sie bei Bedarf abzubauen.

III. Zukünftige Schwerpunkte

Der Schwerpunkt der Tätigkeit des GRR ist bis jetzt noch nicht fest-
gelegt und klar.

Seither wurden bereits ein paarWorkshops abgehalten, wobei der
österreichische Rechtsanwaltskammertag durch den Artikelverfas-
ser vertreten wurde.

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag hat sich auch in Ab-
sprache mit befassten Kollegen gegen die bisherige Ausformulie-
rung der einzelnen Entwürfe ausgesprochen, da diese nicht die ge-
forderte und von österreichischen Anwälten gewünschte Objektivi-
tät und Balance aufweist. Jedenfalls aber sind der Österreichische
Rechtsanwaltskammertag und die damit befassten Kollegen auch
zukünftig bemüht, über die Harmonisierung des Europäischen Ver-
tragsrechts auf dem Laufenden zu halten.4)

RA Dr. Franz Markus Nestl

Europa

4) Anm: Der Verfasser ist Partner der Graff Nestl Baurecht Zorn Rechtsan-
wälte GmbH und wurde auf dessen Bewerbung und Vorschlag der Wie-
ner Rechtsanwaltskammer und des ÖRAK als Vertreter des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertages von der Europäischen Kommission
am 2. 12. 2004 zur ständigen Mitarbeit in Brüssel eingeladen.
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Terminübersicht – Seminare
September 2005

6. und 13. 9. Seminarreihe Steuerrecht:
9. Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 20050906/8 WIEN

7. 9. bis
23. 11.

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr. 20050907/8 WIEN

9. bis 10. 9. Steuer- und Abgabenrecht
Seminar-Nr. 20050909/6 INNSBRUCK

9. bis 10. 9. Der Liegenschaftsvertrag am
Beispiel Wohnungseigentum
Seminar-Nr. 20050909/8 WIEN

16. bis 17. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr. 20050916/3 ST. GEORGEN i. A.

16. bis 17. 9. Exekutionsrecht – Fahrnis- und
Gehaltsexekution, Realexekution
Seminar-Nr. 20050916/5 GRAZ

16. bis 17. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr. 20050916/8 WIEN

16. bis 17. 9. Gesellschaftsrecht II
(Der Gesellschaftsvertrag –

Schwerpunkt GmbH)
Seminar-Nr. 20050916A/8 WIEN

22. bis 24. 9. Zivilverfahren
Seminar-Nr. 20050922/8 WIEN

27. 9. Seminarreihe Steuerrecht:
10. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr. 20050927/8 WIEN

29. 9. bis
1. 10.

Europarecht
Seminar-Nr. 20050929/8 WIEN

30. 9. bis
1. 10.

Verwaltungsverfahren und
VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr. 20050930/3 ST.GEORGEN i. A.

30. 9. bis
1. 10.

Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr. 20050930/7 BREGENZ

Oktober 2005

7. bis 8. 10. Rechtsentwicklung im Schadenersatz-
und Versicherungsrecht
Seminar-Nr. 20051007/2 BADEN

7. bis 8. 10. Be up to date! Die Rechtsentwicklung
im EU-Recht
Seminar-Nr. 20051007/8 WIEN

7. bis 8. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr. 20051007/5 GRAZ

7. bis 8. 10. Zivilverfahren II
Seminar-Nr. 20051007/6 INNSBRUCK

11. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
11. Liegeschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr. 20051011/8 WIEN

13. bis 15. 10. „D
,
rum prüfe, wer sich ewig bindet . . .“

Anwaltliches Know-how rund um Ehe und
Lebensgemeinschaft
Seminar-Nr. 20051013/2 MELK

14. bis 15. 10. Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminar-Nr. 20051014/8 WIEN

17. 10. Infopill Unternehmensstrafrecht
Seminar-Nr. 20051017/4 SALZBURG

17. 10. Infopill Unternehmensstrafrecht
Seminar-Nr. 20051017/6 INNSBRUCK

18. 10. Infopill Unternehmensstrafrecht
Seminar-Nr. 20051018/7 BREGENZ

19. 10. Infopill Unternehmensstrafrecht
Seminar-Nr. 20051019/5 GRAZ

21. 10. Rhetorik und Kommunikation
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr. 20051021/7 BREGENZ

21. bis 22. 10. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr. 20051021/3 ST. GEORGEN i. A.

21. bis 22. 10. Exekutionsrecht intensiv
Seminar-Nr. 20051021/6 INNSBRUCK

21. bis 22. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr. 20051021/8 WIEN

21. bis 22. 10. Standesrecht
Seminar-Nr. 20051021A/8 WIEN

24. 10. Infopill Unternehmensstrafrecht
Seminar-Nr. 20051024/8 WIEN

Be up to date! Die Rechtsentwicklung im
EU-Recht
update

In zwei Tagen im EU-Recht up to date! Dieser Vorgabe entspre-
chend soll das Seminar allen Interessierten die neuesten Entwicklun-
gen im EU-Recht vermitteln.
Kompetente Referenten werden in komprimierter Form jene Neue-
rungen darstellen, die für die Praxis im Allgemeinen und für die An-
waltschaft im Besonderen von Bedeutung sind.
Termin: Freitag, 7. 10. 2005 bis Samstag, 8. 10. 2005 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch
Referenten: ao. Univ.-Prof. Dr. Peter G. Mayr, Universität Innsbruck,
Institut für Zivilgerichtliches Verfahren
Ass.-Prof. Dr. Walter Obwexer, Universität Innsbruck, Institut für
Völker- und Europarecht
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Dr. Franz Urlesberger, LL.M., RA in Wien, Brüssel, Spezialist für
Wettbewerbsrecht
Seminarort: Wien

Seminar-Nr. 20051007/8

„D,rum prüfe, wer sich ewig bindet . . .“
Anwaltliches Know-how rund um Ehe und Lebensgemeinschaft

Intensive

Termin: Donnerstag, 13. 10. 2005 bis Samstag, 15. 10. 2005 =
6 Halbtage
Referenten in zeitlicher Reihenfolge:
Dr. Robert Fucik, Richter, OLG Wien
Univ.-Prof. Dr. Susanne Ferrari, Universität Graz
Dr. Gottfried Berdnik, RA in Graz
Mag. Johannes Eisl, Wirtschaftstreuhänder und Steuerberater in
Salzburg
Dr. Elisabeth Achatz-Kandut, RA in Linz
ao. Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletecka, Universität Wien
Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Innsbruck
MMag. Dr. Verena Rastner, RA in Lienz
Dr. Friedrich Schwarzinger, RA in Wels
Dr. Günter Tews, RA in Linz
Mag. Franz Mauthner, Richter des BG in Floridsdorf
VPräs. Dr. Waltraute Steger, RA in Linz
HR Dr. Edwin Gitschthaler, OGH
Dr. Thomas Bauer, Richter, BG Linz
Dr. Gottfried Berdnik, RA in Graz
MR Dr. Werner Schütz, Leitender Staatsanwalt, BM für Justiz
Dr. Bernhard Atzmüller, Wirtschaftskammer Oberösterreich
Mag. Johannes Eisl, Wirtschaftstreuhänder und Steuerberater in
Salzburg
Mag. Susanne Beck, Richterin am BG Döbling
VPräs. Dr. Brigitte Birnbaum, RA in Wien
Dr. Helene Klaar, RA in Wien
Seminarort: Stift Melk

Seminar-Nr. 20051013/2

Die Anwaltsakademie freut sich, Ihnen bereits jetzt zwei weitere
update-Seminare vorstellen zu dürfen, die bisher langjährig und
bewährt von der Arbeitsgemeinschaft Recht+Fortbildung unter Vor-
sitz von RA Dr. Rudolf Zitta aus Salzburg veranstaltet wurden, dem
an dieser Stelle unser herzlicher Dank gilt.

Rechtsentwicklung im Schadenersatz- und
Versicherungsrecht
update

Gegenstand des Seminars sind die Rechtsentwicklung der letzten
Zeit (Rechtsänderungen, bevorstehende Rechtsänderungen, Recht-

sprechung) im Schadenersatzrecht und im Versicherungsrecht und,
als Schwerpunkt des heurigen Seminars, das Thema Verkehrsrecht.
Termin: Freitag, 7. 10. 2005 bis Samstag, 8. 10. 2005 = 4 Halb-
tage
Planung: Dr. Elisabeth Zimmert, RA in Neunkirchen
Referenten: Univ.-Prof. Dr. Attila Fenyves, Universität Wien, Juridi-
cum
Dr. Hugo Haupfleisch, ÖAMTC
Univ.-Prof. Dr. Christian Huber, RWTH Aachen
Seminarort: Baden
Seminar-Nr. 20051007/2

Die Rechtsentwicklung im
Abgabenrecht/Rechtsänderungen
update

Gegenstand des Seminars sind die Rechtsprechung und Rechtsän-
derungen der jüngsten Vergangenheit sowie bevorstehende Rechts-
änderungen im Bereich des Abgabenrechts, die 2006 wirksam
werden.
Termin: Freitag, 2. 12. 2005 bis Samstag, 3. 12. 2005 = 4 Halb-
tage
Planung: VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten
Referenten: HR Dr. Nikolaus Zorn, Univ.-Doz. d. VwGH Inssbruck/
Wien
Dr. Christian Huber, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater in Linz
Dr. Nikolaus Arnold, RA in Wien
Hon.-Prof. Dr. Wolf-Dieter Arnold, RA in Wien
MR Dr. Peter Quantschnigg, Univ.-Doz., BM für Finanzen, Wien
Seminarort: Salzburg
Seminar-Nr. 20051202/4

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr nach ihrer
Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“ den Seminarbeitrag,
welcher für Rechtsanwaltsanwärter Gültigkeit hat. Der Veranstal-
tungstermin dieser vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis
zum Ablauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der Anmel-
dung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunktes beigelegt
werden. Mit dieser Maßnahme sollen Rechtsanwälte nach ihrer
Eintragung eine finanzielle Unterstützung erhalten, sich nach ihrer
Ausbildung weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!
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Sehr geehrte Frau Kollegin!

Sehr geehrter Herr Kollege!

Das erste Halbjahr 2005 neigt sich seinem Ende zu, und wir kön-
nen auf ein sehr aktives und auch erfolgreiches erstes Halbjahr zu-
rückblicken.

Es ist uns heuer erstmals gelungen, neben der reinen Mediations-
ausbildung eine eigenständige, kompakte Kommunikationsausbil-
dung auf die Füße zu stellen, wobei diese Kommunikationsausbil-
dung als solche oder als Paket mit der Collaborative-Law-Ausbil-
dung gebucht werden kann. Beide Seminarreihen sind gut besucht
und haben einen äußerst positiven Anklang gefunden. Wir sind
überzeugt davon, dass gerade Kommunikation und Konfliktmana-
gement sowie Verhandlungstechnik zusätzliche Qualitätsmerkmale
sind, die für einen Anwalt in unseren Zeiten unverzichtbar sind.
Wir können daher diese Ausbildung nur allen Kolleginnen und Kol-
legen, aber auch allen Anwärterinnen und Anwärtern wärmstens
empfehlen.

Am 8. 4. 2005 hat in Wien ein internationaler Kongress für Wirt-
schaftsmediation stattgefunden, den Kollege Dr. Gerhard Falk fe-
derführend organisiert hat. Hauptredner der Veranstaltung war
der amerikanische Rechtsanwalt und bekannte „Mediationsguru“
Jack Himmelstein. Zu meiner großen Freude verwies er in seinen
Ausführungen auf die immens gestiegene Bedeutung von Collabo-
rative Law in Amerika. Diese Methode hat sich in Amerika gera-
dezu explosionsartig entwickelt und verbreitet und stellt, so Jack
Himmelstein, jedenfalls eine gleichwertige Alternative zur klassi-
schen Mediation dar.

Österreich ist in dieser Hinsicht in Europa führend, da wir als erstes
Land in Europa für Collaborative Law eine eigene Ausbildung kon-
zipiert und auf die Füße gestellt haben. Wir laden Sie daher herz-
lich ein, von diesem Angebot Gebrauch zu machen, auch unter
dem Aspekt, dass die Collaborative-Law-Ausbildung insgesamt
für Anfänger 5 Module à 2 Tage umfasst und sohin mit einem rela-
tiv geringen zeitlichen und finanziellen Aufwand ein Zertifikat er-
worben werden kann. Die AVM hat auch bereits eine Liste von Col-
laborative Law Lawyers ins Netz gestellt und bereitet für das heu-
rige Jahr noch eine bundesweite Marketingkampagne vor.

ImApril 2005 ist eine vomBundesministerium fürWirtschaft undAr-
beit beauftragte Studie (durchgeführt von der IFF – Fakultät für Inter-
disziplinäre Forschung und Fortbildung an der Universität Klagen-
furt) unter dem Titel „Wirtschaftsmediation für Klein- undMittelunter-
nehmen in Österreich“ erschienen. Das Ergebnis dieser Studie ist,
dass praktisch 90% aller Unternehmen, die mit Wirtschaftsmedia-
tion zu tun gehabt haben, dieser Methode der Konfliktregelung po-
sitiv gegenüber stehen und gute Erfahrungen damit gemacht haben.

Leider haben aber bislang höchstens etwa 5% aller Klein- und Mit-
telbetriebe in Österreich Wirtschaftsmediation für Konfliktregelun-

gen, seien es externe oder interne Konflikte, in Anspruch genom-
men.

Es besteht offensichtlich noch ein akutes Defizit bei den Unterneh-
men, wie Mediation sinnvoll eingesetzt werden kann und wie Me-
diation überhaupt ausschaut. Es ist daher von besonderer Wichtig-
keit, dass hier Marketing betrieben wird über das Wesen und die
Einsatzmöglichkeiten der Mediation, da hier noch ein großes Po-
tential brachliegt. Hier gilt es Überzeugungsarbeit zu leisten, wo-
bei gerade die Wirtschaftsanwälte gefordert sind, deren Aufgabe
es sein sollte, ihre Klienten verstärkt von diesen alternativen Kon-
fliktlösungsmodellen zu überzeugen und schon im Vorfeld durch be-
ratende und strukturelle Maßnahmen Konfliktvermeidung zu betrei-
ben.

Hier könnte der Anwalt sicherlich im Rahmen der Betreuung seines
Klienten noch mehr zum Einsatz kommen, als dies bisher der Fall
war.

Um diese umfassende Beratungskompetenz von Anwälten, die ge-
rade mit größeren Unternehmen als Klienten zusammenarbeiten,
zu verstärken und zu fördern, bietet die AVM ab Herbst dieses Jah-
res eine neue Seminarreihe unter dem Schlagwort „Clienting“ an.

Clienting ist ein Begriff, der sich auf das Verhältnis des Rechtsan-
waltes/der Rechtsanwältin zu seinem/ihrem Klienten bezieht. Ge-
rade wenn es sich beim Klienten um ein Unternehmen handelt, sind
hier vom Rechtsanwalt neue Fähigkeiten gefordert. Es genügt nicht
mehr nur, den Klienten in Rechtsstreitigkeiten zu vertreten oder bei
Vertragsgestaltungen zu beraten, der Anwalt muss hier eine umfas-
sendere Rolle gerade als Beratungsanwalt in allen rechtlichen An-
gelegenheiten einnehmen. Dazu gehört aber auch vorsorgliche
Rechtsgestaltung im Sinne von Konfliktvermeidung, Beratung und
Konfliktmanagement bei Streitigkeiten auch innerhalb des Unter-
nehmens und vieles mehr. Clienting betrifft das sensible und diffi-
zile Verhältnis zwischen Unternehmen und Rechtsanwalt in beiden
Richtungen. Was muss ein Anwalt von seinem Klienten wissen, da-
mit er diesen umfassend beraten und vertreten kann bzw was muss
der Klient vom Anwalt wissen, damit er in der Lage ist, die Leis-
tungspalette des Anwaltes in vollem Umfang in Anspruch zu neh-
men – eine interessante, neue Sichtweise gerade für Wirtschafts-
anwälte.

Wir dürfen daher Ihr Augenmerk auf das erste Seminar in dieser
Reihe mit dem Referenten Dr. Mario Patera im Herbst dieses Jahres
richten.

Die im zweiten Halbjahr 2005 von der AVM veranstalteten Semi-
nare sind nachstehend angeführt. Es gibt bei allen Seminaren noch
offene Plätze, und wir laden Sie ein, von unserem Angebot Ge-
brauch zu machen. Hinsichtlich der seit 1. 7. 2005 verpflichten-
den 6 zusätzlichen Halbtage Mediation und andere ADR-Metho-
den darf ich darauf verweisen, dass die AVM heuer bereits 25 Se-
minare organisiert hat und noch weitere zusätzliche Seminare or-
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ganisieren wird, um jeden wie immer gearteten Bedarf seitens der
Rechtsanwaltsanwärter/innen im heurigen Jahr abdecken zu kön-
nen. Das für diese Seminarreihe von Frau Kollegin Dr. Andrea Ha-
niger-Limburg herausgegebene Skriptum kann bei der AVM bezo-
gen werden. Das Skriptum ist ein exzellenter Einstieg in das Reich
der ADR. Nachdem sich die erste Aufregung über diese zusätzli-
che Verpflichtung gelegt hat, zeigt sich, dass die Seminarreihe
von den Rechtsanwaltsanwärter/innen positiv aufgenommen wird
und als sinnvolle Ergänzung und Zusatzqualifikation gesehen wird.
Als solche wollen wir sie unseren jungen Kolleginnen und Kollegen
auch ans Herz legen. Unser Stand kann sich heute nur noch dann
behaupten, wenn er flexibel auf veränderte Bedürfnisse reagiert,
seine Leistungspalette vergrößert und neue Nischen erschließt, be-
vor sie von anderen Berufsgruppen erschlossen werden.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen
Ihr Dr. Michael Czinglar

Generalsekretär der AVM

AVM – Seminare

Collaborative Law 1

Kooperatives Anwaltsverfahren
TrainerInnen: Dr. Andrea Haniger-Limburg
Dr. Friedrich Schwarzinger
Termin: 10. und 11. Juni 2005, Salzburg

Kommunikation – Modul 3

Trainerin: Dr. Renate Wustinger
Termin: 23. und 24. Sep. 2005, Salzburg

Collaborative Law 2

Kooperatives Anwaltsverfahren
TrainerInnen: Dr. Andrea Haniger-Limburg
Dr. Friedrich Schwarzinger
Termin: 11. und 12. November 2005, Salzburg

Professionalisierung für MediatorInnen – Systemische Haltung,
Methoden in Mediationsprozessen II
Trainerin: Marlies Lenglachner
Termin: 28. und 29. Nov. 2005, Wien

Wirtschaftsmediation

Wirtschaftsmediation spezial – Mod. 1
Trainer: Dr. Gerhard Falk
Termin 2. und 3. Dez. 2005, Wien

MEDIATION UND KONSENSORIENTIERTES VERHANDELN I UND II

Seminarreihe für KonzipientInnen, die sich nach

dem 1. Juli 2005 eintragen lassen möchten.

Neue Seminartermine im 2. Halbjahr 2005:

Feldkirch

Teil I: 16. und 17. Sep. 2005

Innsbruck

Teil I: 2. und 3. Sep. 2005
Teil II: 28. und 29. Okt. 2005
(Terminreserve – wird bei Bedarf in Innsbruck
eingeschoben):
Teil I: 4. und 5. Nov. 2005
Teil I od. II: 9. und 10. Dez. 2005

Oberösterreich

Genauer Ort wird noch bekannt gegeben.
Teil I: 11. und 12. Nov. 2005

Graz

Termine für Teil I und Teil II im Herbst 2005 sind in Ausarbeitung

Wien

Teil I: 9. und 10. Sep. 2005 (zusätzlich)
30. Sep. und 1. Okt. 2005
11. und 12. Nov. 2005
Teil II: 4. und 5. Nov. 2005
Weitere Termine für Seminarteil II
sind in Ausarbeitung
Information und Anmeldung im
AVM-Büro!
AVM Anwaltliche Vereinigung für
Mediation und kooperatives Verhandeln
1010 Wien, Tuchlauben 12
Tel: 01/513 12 01, Fax. 01/513 12 05
E-Mail: office@avm.co.at
Website: www.avm.co.at
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Kundmachung des
Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages
Die Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertages hat bei ihrer Tagung am 22. April 2005 beschlossen:

Änderung der „Richtlinie für die Ausbildung von Rechtsanwaltsan-
wärtern (Ausbildungsrichtlinie)“

(RL-RAA, kundgemacht im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ am
14. Februar 1993), die mit 1. Juli 2005 in Kraft tritt:

§ 1 Abs 1 RL-RAA lautet nunmehr wie folgt:

Rechtsanwaltsanwärter haben an Ausbildungsveranstaltungen im
Ausmaß von mindestens 42 Halbtagen teilzunehmen.

Von den 42 Halbtagen müssen jedenfalls 6 Halbtage Kenntnisse
und Fertigkeiten zum Gegenstand haben, die die Grundlagen
der Mediation und anderer Methoden der außergerichtlichen
Streitbeilegung und des konsensorientierten Verhandelns vermit-
teln.

Ausbildungsveranstaltungen von mindestens 24 Halbtagen sind
als Voraussetzung für die Ablegung der Rechtsanwaltsprüfung ge-
mäß § 2 Abs 2 RAPG zu besuchen.

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG
Dr. Gerhard Benn-Ibler

Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages (http://www.rechtsanwaelte.at) am 22. April
2005.

Kundmachung des
Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages

Geschäftsbedingungen für Anderkonten der
Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsgesellschaften

Herausgegeben vom Fachverband/Verband . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

im Einvernehmen mit dem
ÖSTERREICHISCHEN RECHTSANWALTSKAMMERTAG

(Beschluss der Vertreterversammlung vom 22. April 2005)
und der

BUNDESSPARTE BANK UND VERSICHERUNG der
WIRTSCHAFTSKAMMER ÖSTERREICH

(Nicht gültig für Anderkonten der Notare, Wirtschaftstreuhänder,
Immobilienmakler und Immobilienverwalter sowie der Architekten
und Ingenieurkonsultenten.) Die folgenden Bestimmungen gelten

– sofern nicht Abweichendes geregelt – sinngemäß für Rechtsan-
waltsgesellschaften gemäß § 1a RAO in der jeweils gültigen Fas-
sung.

Fassung 2005

1.

(1) Das Kreditinstitut führt Konten und Depots (beide im folgenden
„Konten“ genannt) unter dem Namen seiner Kunden für deren
eigene Zwecke (Eigenkonten). Neben diesen Eigenkonten er-
richtet das Kreditinstitut ausschließlich für Angehörige bestimm-
ter Berufe Konten, die nicht eigenen Zwecken des Kontoinha-
bers dienen, bei denen aber gleichwohl der Kontoinhaber –
wie bei seinen Eigenkonten – dem Kreditinstitut gegenüber al-
lein berechtigt und verpflichtet ist (Anderkonten).

(2) Voraussetzung für die Eröffnung eines Anderkontos einer
Rechtsanwaltsgesellschaft im Sinne des § 1a RAO in der je-
weils geltenden Fassung ist, dass dem Kreditinstitut die Eintra-
gung in die Liste der Rechtsanwalts-Gesellschaften bei der
Rechtsanwaltskammer, in deren Sprengel die Gesellschaft ihren
Kanzleisitz hat, nachgewiesen wird.
Bei Rechtsanwaltsgesellschaften in Form einer eingetragenen
Erwerbsgesellschaft (Rechtsanwalts-Partnerschaft) bzw einer
Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist ferner die Eintragung
in das Firmenbuch erforderlich.

(3) Für Anderkonten eines Rechtsanwaltes oder einer Rechtsan-
waltsgesellschaft gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen des Konto führenden Kreditinstitutes mit den folgenden Ab-
weichungen.

2. Die Eröffnung eines Anderkontos bedarf eines schriftlichen An-
trages des Rechtsanwaltes und darf nur für solche Treuhand-
schaften erfolgen, hinsichtlich derer nach seinem Wissensstand
kein Verdacht auf Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung
besteht. Der Kontoeröffnungsantrag hat die Erklärung des
Rechtsanwaltes zu enthalten, dass das Konto als Anderkonto
nicht eigenen Zwecken des Kontoinhabers dient und ob es sich
beim Treugeber um einen Deviseninländer oder einen Devisen-
ausländer handelt.
Der Rechtsanwalt bestätigt, dass er die Identität des Treugebers
entsprechend der Rechtsanwaltsordnung feststellt und dem Kre-
ditinstitut über Anforderung Informationen über die tatsächliche
Identität bekanntgeben wird.
Dem Kreditinstitut gegenüber ist ein auf Antrag eines Rechtsan-
waltes errichtetes Konto ein Eigenkonto, sofern ihm nicht bei
Eröffnung des Kontos eine ausdrückliche schriftliche gegentei-
lige Erklärung des Rechtsanwaltes zugeht. Geht eine solche Er-
klärung dem Kreditinstitut nach Eröffnung des Kontos zu, so wer-
den die bis zu diesem Zeitpunkt an dem Konto begründeten
Rechte des Kreditinstitutes hierdurch nicht berührt.

Amtliche Mitteilungen
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3. Der Kontoinhaber darf Werte, die ihn selbst betreffen, nicht ei-
nem Anderkonto zuführen oder auf einem Anderkonto belassen.

4.

(1) Verfügungen über das Anderkonto von Rechtsanwaltsgesell-
schaften dürfen nur von Rechtsanwälten als persönlich haftende
Gesellschafter oder von diesen dazu bevollmächtigten Rechts-
anwälten erfolgen. Bei Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung dürfen Verfügungen über das Anderkonto nur von den je-
weils alleine zur Vertretung und Geschäftsführung befugten Ge-
sellschaftern oder von diesen dazu bevollmächtigten Rechtsan-
wälten erfolgen.

(2) Eine Kontovollmacht darf der Kontoinhaber nur einem Rechts-
anwalt, einer Rechtsanwaltsgesellschaft oder einem Rechtsan-
waltsanwärter erteilen; einen anderen Bevollmächtigten wird
das Kreditinstitut nicht anerkennen. Die Kontovollmacht kann
nicht über den Tod hinaus erteilt werden.

(3) Rechte Dritter auf Leistung aus einem Anderkonto bestehen dem
Kreditinstitut gegenüber nicht. Das Kreditinstitut hält sich dem-
gemäß auch nicht für berechtigt, einem Dritten Verfügungen
über das Anderkonto zu gestatten, selbst wenn nachgewiesen
wird, dass das Konto seinetwegen errichtet worden ist. Das Kre-
ditinstitut gibt einem Dritten über das Anderkonto nur Auskunft,
wenn er sich durch eine schriftliche Ermächtigung des Kontoin-
habers ausweist.

(4) Das Kreditinstitut hat die Rechtmäßigkeit der Verfügungen des
Kontoinhabers in seinem Verhältnis zu Dritten nicht zu prüfen.
Es lehnt demnach jede Verantwortung für den einem Dritten
aus einer unrechtmäßigen Verfügung des Kontoinhabers entste-
henden Schaden ab.

5. Das Kreditinstitut betrachtet das Anderkonto nicht als geeignete
Grundlage für eine Kreditgewährung. Es wird demnach bei
dem Anderkonto weder das Recht der Aufrechnung noch ein
Pfand- oder Zurückbehaltungsrecht geltend machen, es sei denn
wegen solcher Forderungen, die in Bezug auf das Anderkonto
selbst entstanden sind.

6.

(1) Der Kontoinhaber ist nicht berechtigt, die Eigenschaft seines
Kontos als eines Anderkontos aufzuheben.

(2) Ansprüche aus Anderkonten können nicht abgetreten werden.
Der Kontoinhaber darf das Anderkonto auf einen anderen
Rechtsanwalt oder eine andere Rechtsanwaltsgesellschaft um-
schreiben lassen, nicht aber auf eine andere Person.

(3) Sind der Kontoinhaber und sein Bevollmächtigter an der Aus-
übung des Verfügungsrechtes über das Anderkonto verhin-
dert, so kann der Präsident der örtlichen Rechtsanwaltskam-
mer oder der zur Vertretung des Präsidenten Berufene dem
Kreditinstitut einen Rechtsanwalt, eine Rechtsanwaltsgesell-

schaft oder einen Rechtsanwaltsanwärter als neben dem Kon-
toinhaber eingesetzten Verfügungsberechtigten bekanntge-
ben. Die Verfügungen des eingesetzten Verfügungsberechtig-
ten sind dem Kontoinhaber und dem Kreditinstitut gegenüber
auch dann wirksam, wenn die Voraussetzungen für die Einset-
zung nicht erfüllt waren. Der eingesetzte Verfügungsberech-
tigte kann nur von dem Präsidenten der Rechtsanwaltskammer
oder zur Vertretung des Präsidenten Berufenen abberufen wer-
den. Dem Kreditinstitut gegenüber bleibt sein Verfügungsrecht
so lange bestehen, bis es der Präsident der Rechtsanwaltskam-
mer oder der zur Vertretung des Präsidenten Berufene der
Konto führenden Stelle gegenüber widerruft, oder diese auf
anderem Weg von dem Erlöschen Kenntnis erlangt. Bei wider-
streitenden Erklärungen des Kontoinhabers oder seines Bevoll-
mächtigten und des eingesetzten Verfügungsberechtigten wird
das Kreditinstitut nur mehr gemeinsame Verfügungen zulas-
sen.

(4) Stirbt der Kontoinhaber, so geht die Forderung aus dem Ander-
konto nicht auf seine Erben über. Kontoinhaber wird vielmehr
der vom Ausschuss der zuständigen Rechtsanwaltskammer be-
stellte mittlerweilige Stellvertreter. Im Falle einer aufgelösten
Rechtsanwalts-Gesellschaft darf nur der zum Liquidator be-
stellte Rechtsanwalt über das auf dem Anderkonto vorhandene
Guthaben disponieren.

(5) In den Fällen des Erlöschens oder Ruhens der Rechtsanwalt-
schaft gem § 34 RAO, ist ausschließlich der vom zuständigen
Ausschuss der örtlichen Rechtsanwaltskammer bestellte mittler-
weilige Stellvertreter über das Konto verfügungsberechtigt (ein-
schließlich der Kündigung des Kontos). Dem Kreditinstitut ge-
genüber bleibt das Verfügungsrecht des bisherigen Kontoinha-
bers so lange bestehen, bis ihm das Erlöschen oder Ruhen der
Berufsausübung zur Kenntnis gebracht wird oder es auf andere
Weise davon Kenntnis erlangt. Im Falle der Konkurseröffnung
gilt Punkt 7 Abs. 2.

7.

(1) Bei einer Pfändung wird das Kreditinstitut die Anderkonten des
Pfändungsschuldners nur dann als betroffen ansehen, wenn
dies aus dem Pfändungstitel ausdrücklich hervorgeht. In der
Auskunft an den Pfändungsgläubiger wird das Kreditinstitut
das Vorhandensein von Anderkonten des Pfändungsschuldners
erwähnen, jedoch ohne Angabe des Kontostandes und sonsti-
ger Einzelheiten, es sei denn, dass ein bestimmtes Anderkonto
gepfändet ist.

(2) Sollte das Konkursverfahren über das Vermögen des Kontoinha-
bers eröffnet werden, so wird das Kreditinstitut dem durch Ge-
richtsbeschluss ermächtigten Masseverwalter Kenntnis von der
Führung von Anderkonten und auf Verlangen auch Auskunft
über diese Konten geben. Das Kreditinstitut wird über das An-
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derkonto nur mit Zustimmung des an Stelle des Gemeinschuld-
ners vom Ausschuss der zuständigen Rechtsanwaltskammer be-
stellten mittlerweiligen Stellvertreters und jedenfalls des durch
Gerichtsbeschluss ermächtigten Masseverwalters verfügen las-
sen.

(3) Im Falle einer außerhalb eines Konkursverfahrens eingeleiteten
Liquidation einer Rechtsanwaltsgesellschaft geht das Verfü-
gungsrecht über das Anderkonto auf den als Liquidator bestell-
ten Rechtsanwalt über.

8. Rechtsanwaltsanwärter können Anderkonten unter denselben
Bedingungen errichten, wenn ihnen Vermögenswerte von amtli-
chen Stellen anvertraut werden.

9. Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinngemäß auch für die
Vermietung von Safes, die nicht eigenen Zwecken des Safemie-
ters dienen („Andersafes“), an Rechtsanwälte.

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG
Dr. Gerhard Benn-Ibler

Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages (http://www.rechtsanwaelte.at) am 22. April
2005.

Amtliche Mitteilungen

RECHTaktuell
Das Neueste zum Zivilrecht

Jelinek/Zangl
Konkursordnung
7. Auflage

Diese Ausgabe enthält KO, AO, AnfO, IEG, EuInsVO, IESG, URG, alle einschlägigen
Nebengesetze (in Auszügen) und besonders wichtige Bestimmungen aus 26 weiteren
Gesetzen (eingearbeitet in die Anmerkungen), die über ein eigenes Verzeichnis leicht auf-
zufinden sind. Die 7. Auflage ist auf dem Stand vom 31. 3. 2004 und berücksichtigt
daher alle Änderungen der insolvenzrechtlichen Haupt- und Nebengesetze seit der
Vorauflage. Hervorzuheben sind vor allem das BG über das Internationale Insolvenzrecht
– IIRG und das GIRÄG 2003, mit dem das Eigenkapitalersatzrecht kodifiziert wurde.

Berücksichtigt wurden auch die Ergänzungen der EUInsVO, die sich mit dem Beitritt der zehn neuen MS mit 
1. 5. 2004 ergeben, sowie die Änderungen durch das neue AußerstreitG.
Die – gegenüber der Vorauflage wesentlich – erweiterten Anmerkungen enthalten viele für den Praktiker wichti-
ge Hinweise.

7. Auflage 2004. XXVI, 894 Seiten. Br. EUR 54,–  ISBN 3-214-01307-6

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien
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Plenarversammlung der RAK
für Kärnten
Am 18. 3. 2005 wurde die Plenarversammlung 2005 der Rechts-
anwaltskammer für Kärnten abgehalten. Zur Plenarversammlung
erschienen 51 Kolleginnen und Kollegen.

Nach der Begrüßung durch Präsident Dr. Anton Gradischnig und
Feststellung der Beschlussfähigkeit erstattete dieser Bericht über
das abgelaufene Geschäftsjahr. Er berichtete über die Präsidenten-
rat-Sitzungen, die ÖRAK-Tagungen, die Europäische Präsidenten-
konferenz, den Delegiertentag der österreichischen Anwaltschaft,
welcher bekanntlich 2004 in Villach abgehalten wurde, und die
vielen standespolitischen Begegnungen (Treffen der Sachverständi-
gen, Richter, Staatsanwälte). Weiters berichtete er über die Be-
suchsreise der Österreichischen Kammerpräsidenten und ÖRAK-
Vertreter in Brüssel und über die als Vertreter des ÖRAK besuchte
Jahresversammlung der Rechtsanwälte Kroatiens in Zagreb.

Vizepräsident Dr. Gernot Murko berichtete über die mit 1. 7.
2005 In Kraft tretende Änderung der Ausbildungsrichtlinie und teilt
mit, dass eine Erweiterung des Ausbildungsangebotes durch die
RAK Kärnten in Planung ist.

Hervorgehoben wurde der verbesserte Kontakt zur Universität Kla-
genfurt, der sich zuletzt in einer gemeinsamen Veranstaltung, ei-
nem Praktikerseminar, niederschlug. Ebenso wurde die Zusammen-
arbeit mit der Telekom Austria AG hervorgehoben, wobei bisher
zwei Informationsveranstaltungen zum neuen Anwaltsausweis
stattfanden. VP Dr. Murko informierte über die Diskussionen und
Vorbereitungen zur Einbindung der Rechtsanwaltsanwärter in die
Versorgungseinrichtung.

In Vertretung des aus familiären Gründen entschuldigten Präsiden-
ten des Disziplinarrates Dr. Peter Gradischnig, erstattete der Vize-
präsident des Disziplinarrates, Dr. Rudolf Denzel, ebenso Bericht
wie der scheidende Kammeranwalt Dr. Gerald Herzog, der seine
Tätigkeit als Kammeranwalt nach 35 Jahren beendete.

Präsident Dr. Anton Gradischnig hob unvorgreiflich besonderer Eh-
rungen die langjährige Tätigkeit des scheidenden Kammeranwal-
tes hervor und brachte seine eigene, aber auch die Hochschätzung
der Kollegenschaft zum Ausdruck und stellte fest, dass Dr. Herzog
mit seiner Leistung ein nicht leicht erreichbares Vorbild bleiben
wird.

Nach dem Rechnungsbericht über den Verwaltungsaufwand und
die Versorgungseinrichtung durch den Finanzreferenten Dr. Dieter
Huainigg beantragte Rechnungsprüfer Dr. Walter Suppan, dem
Ausschuss die Entlastung zu erteilen. Dieser Antrag wurde mit
Stimmenthaltungen des Präsidiums und der Ausschussmitglieder
einhellig angenommen.

Nach den Beschlussfassungen über die Voranschläge sowohl für
die Versorgungseinrichtung als auch für den Verwaltungsaufwand

2005 wurde die Leistungs-, Umlagen- und Beitragsordnung 2005/
2006 einstimmig beschlossen.

Sodann erfolgten die Ersatzwahlen in die Funktionen der Rechtsan-
waltskammer für Kärnten, die folgendes Ergebnis brachten:

Kammeranwalt: Dr. Christian Tschurtschenthaler

2. Kammeranwalt-Substitut: Mag. Eva Lanker-Wiedenig

Nach kurzer Beantwortung anstehender Fragen schloss Präsident
Dr. Anton Gradischnig um 16.35 Uhr die Plenarversammlung
2005, und man traf sich im Anschluss daran noch zu einem gemüt-
lichen Beisammensein im Restaurant Oscar.

RA Dr. Anton Gradischnig
Präsident der Rechtsanwaltskammer für Kärnten

Unternehmen hinter Gitter?
Die Tiroler Anwaltschaft steht dem Verbandsverantwortlichkeitsge-

setz mit Distanz und Kritik gegenüber. Dies zeigte sich im Rahmen
des dritten Tiroler Anwaltssymposiums „Unternehmen = Straftä-

ter?“. Gefordert wird, dass Geldstrafen nicht auf Kosten der An-
sprüche der Geschädigten gehen dürfen.

Normalerweise kommen verurteilte Straftäter hinter Gitter. Da man
ein Unternehmen nicht einsperren kann, ist die Sanktion auf einen
Verstoß die Verhängung von Geldstrafen in Millionenhöhe. Die
Konsequenz könne sein, dass das Unternehmen auf Grund der Be-
zahlung der Geldstrafe zahlungsunfähig wird, Konkurs anmelden
muss und daher die Ansprüche des Geschädigten nicht mehr be-
friedigt werden können, befürchtet Dr. Georg Santer, Präsident
der Tiroler Rechtsanwaltskammer.

RA Dr. Georg Santer, Präsident der Tiroler Rechtsanwaltskammer, eröffnete

das Tiroler Anwaltssymposium 05 „Unternehmen = Straftäter? Das Ver-

bandsverantwortlichkeitsgesetz“

Mit dem Entwurf eines Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes wurde
die Basis dafür gelegt, Unternehmen strafrechtlich zu verfolgen,

Berichte
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dem abstrakten Gebilde Unternehmen „Schuld zu geben“. Santer
hält dieses Unterfangen für problematisch, weil unter anderem
der Grundsatz der subjektiven Verbrechensauffassung (keine
Strafe ohne Schuld) missachtet werde. Schuld bedeutet im österrei-
chischen Strafrecht das Zusammentreffen dreier Elemente: Der Tä-
ter muss zurechnungsfähig sein, subjektiven Anteil an der Tat ha-
ben und es muss ihm ein rechtmäßiges Verhalten zugemutet wer-
den können. „Fehlt auch nur eines dieser Elemente, bedeutet dies
Straffreiheit – bekanntes Beispiel Kaprun. Nach den oben genann-
ten Grundsätzen kann keine juristische Person, also kein Unterneh-
men, ein Straftäter sein“, so Präsident Santer.

v.l.n.r.: RA Dr. Georg Santer, Präsident der Tiroler Rechtsanwaltskammer,

mit den Referenten des Tiroler Anwaltssymposiums RA Univ.-Doz. Dr. Ri-

chard Soyer (Wien) und RA Dr. Eckhart Müller, Vize-Präsident der RAK
für den Oberlandesgerichtsbezirk München

Was in Österreich mit dem Verbandsverantwortlichkeitsgesetz ge-
schaffen werden soll, gibt es in Deutschland bereits. Referent
Dr. Eckhart Müller, Vize-Präsident der Rechtsanwaltskammer für
den Oberlandesgerichtsbezirk München, zeigt auf Basis von Bei-
spielen aus der deutschen Judikatur, was ein solches Gesetz leisten
kann und was nicht. Ein „ungemein scharfes Schwert“ ist die in
Deutschland übliche und erlaubte automatische Kontoabfrage
ohne dringenden Tatverdacht, die 2001 zur Terrorismusbekämp-
fung eingeführt wurde. Problematisch sei dabei, dass nicht nur Fi-
nanzbehörden, sondern sämtliche Behörden Zugriff auf Kontoda-
ten haben.Wolle sich beispielsweise ein Angestellter eines zugriffs-
berechtigten Amtes von seiner Frau scheiden lassen, so könne er
ohne größere Probleme ihre Kontodaten abrufen, illustriert Müller
die Tragweite eines solchen Instruments.

Als Herausforderung für die Anwaltschaft bezeichnete RA Univ.-
Doz. Dr. Richard Soyer (Wien) den vorliegende Entwurf des „Unter-
nehmensstrafrechts“, weil das neue Strafrecht Entscheidungsträger
großer Unternehmen – beispielsweise Banken, Hotels oder Kran-
kenhäuser – ins Visier nimmt. Mit In-Kraft-Treten werde auch eine

Veränderung der beruflichen Tätigkeit der Anwälte zu bewirken,
erklärte Univ.-Doz. Dr. Richard Soyer (Wien). Die präventive Bera-
tung von Unternehmen zur Vermeidung einer strafrechtlichen Verur-
teilung wird unerlässlich werden. Was heißt, dass der Anwalt von
Unternehmen viel früher beigezogen werden soll, nicht erst, wenn
der sprichwörtliche Hut brennt.

Gäste aus Politik, Exekutive, Richter- und Staatsanwaltschaft, Wirtschaft

und Vertreter der Rechtsanwaltskammern Rovereto und Bozen, Funktionäre

der Tiroler Rechtsanwaltskammer sowie Tiroler Rechtsanwälte folgten der
Einladung zum Symposium

Avv. Nicola Canestrini (Rovereto), RA Dr. Georg Santer (Präs. der Tiroler

Rechtsanwaltskammer), Avv. Paolo Mirandola (Präs. der Rechtsanwalts-

kammer Rovereto), RA Dr. Ivo Greiter (Ausschussmitglied Tiroler RAK)

Der Einladung des Präsidenten der Tiroler Rechtsanwaltskammer
folgten: Stadtrat Dr. Georg Gschnitzer, HR Dr. Josef Unterlechner,
Dr. Hans Ebenbichler (Sicherheitsdirektor Innsbruck), Hauptmann
Clemens Wechner (Landesgendarmeriekommando für Tirol),
Dr. Hanspeter Rieser (WK Tirol), Dr. Thomas Radner (AK Tirol),
Dr. Barbara Sparer-Fuchs (Präsidentin LG Innsbruck), Dr.Wolfgang
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Lorenzi (Vize-Präs LG Innsbruck), Dr. Rudolf Riccabona (Vize-Präs
LG Innsbruck), Dr. Eckehart Planckh (Vorsteher BG Innsbruck),
Dr. Georg Menardi (Obmann der Richtervereinigung Sektion Ti-
rol), Dr. Klaus Schröder (Vorsitzender LG Innsbruck), Dr. Rudolf Koll
(Leitender Staatsanwalt), Dr. Kurt Spitzer (Oberstaatsanwalt-
schaft), Avv. Paolo Mirandola (Präsident der Rechtsanwaltskammer
Rovereto), Avv. Nicola Canestrini (Rovereto), Dr. Peter Platter
(Sekretär Rechtsanwaltskammer Bozen), Dr. Ivo Greiter (Ausschuss-
mitglied der Tiroler Rechtsanwaltskammer), Dr. Markus Heis (Aus-
schussmitglied der Tiroler Rechtsanwaltskammer), Dr. Gert Kastner
(Ausschussmitglied der Tiroler Rechtsanwaltskammer), Dr. Chris-
tianWinder (Ausschussmitglied der Tiroler Rechtsanwaltskammer),
Dr. Georg Huber (Präsident des Disziplinarrates der Tiroler RAK),
Dr. Andreas König (Vize-Präsident des Disziplinarrates der Tiroler
RAK), Dr. Eva Maria Posch (Mitglied des Disziplinarrates der Tiro-
ler RAK), Dr. Hermann Rieder (Mitglied des Disziplinarrates der
Tiroler RAK) ua.

Beim Kaffee nach dem Mittagsbuffet: RA Dr. Ivo Greiter, Univ. Doz. RA

Dr. Richard Soyer, Präs. Dr. Georg Santer, RA Dr. Eckhart Müller; im Hinter-

grund: RA Dr. Georg Huber (Präsident des Disziplinarrates), Dr. Hanspeter
Rieser (WK Tirol)

Elisabeth Sandbichler,
Pressereferentin Tiroler RAK

Berichte
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Disziplinarrecht
7991

1. § 21 DSt – KA: Einschreiten
2. § 9 Abs 2 RAO – Verschwiegenheitspflicht

des RA
3. § 9 Abs 2 RAO – Verschwiegenheitspflicht,

Verletzung

1. Dem KA steht, nachdem er den Antrag auf Be-
stellung eines Untersuchungskommissärs gestellt
hat, nicht mehr das Recht zu, die Einstellung des
Verfahrens durchzusetzen. Ein Vorgehen nach
§§ 90, 109 StPO ist ihm ebenso verwehrt wie ein
Rücktritt von der Anklage nach den §§ 227, 259
StPO. Die nur den StA treffende Verpflichtung ei-
nes Verfolgungsvorbehaltes nach § 263 StPO ist
auf den KA nicht anzuwenden.

2. Von der Verschwiegenheitspflicht des RA sind
nicht bloß die ihm von seinem Klienten gemachten
Mitteilungen erfasst, sondern auch die ihm sonst in
seiner beruflichen Eigenschaft bekannt geworde-
nen Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse
seiner Partei gelegen ist.

3. Die Aussage eines RA über den Inhalt eines Ku-
verts vor einer Verwaltungsbehörde, dies trotz
Rechtsbelehrung über die Verschwiegenheits-
pflicht ist – insbesondere ohne Befreiung von die-
ser Pflicht – ein DisVergehen.

OBDK 25. 10. 2004, 4 Bkd 3/04

Aus den Gründen:

Zu 1. Gem § 21 DSt ist der KA berufen, von Amts wegen oder im
Auftrag des Ausschusses der RAK einzuschreiten. Gem § 22 DSt
sind alle beim DR oder bei der RAK einlangenden Anzeigen wegen
eines DisVergehens zunächst dem KA zuzuleiten, dem auch sonst
jeder Verdacht eines DisVergehens zur Kenntnis zu bringen ist. Lie-
gen die Voraussetzungen für die Zurücklegung der Anzeige nicht
vor, hat der KA die Bestellung eines UK zu beantragen. Dieser An-
trag hat gem § 2 Abs 1 Z 1 DSt so rechtzeitig zu erfolgen, dass in-
nerhalb eines Jahres ab Kenntnis des KA von der den Verdacht be-
gründenden Tat die Bestellung eines UK erfolgen kann. Abgesehen
von der Möglichkeit, mangels hinreichender Verdachtsgründe die
Anzeige zurückzulegen, steht dem KA, hat er einmal den Antrag
auf Bestellung des UK gestellt, anders als dem StA nicht mehr

das Recht zu, die Einstellung des Verfahrens durchzusetzen. Ein
Vorgehen nach §§ 90, 109 StPO ist ihm ebenso verwehrt wie
ein Rücktritt von der Anklage nach den §§ 227, 259 StPO. Die
Stellung des KA nach dem DSt ist mit jener des StA nach der StPO
nicht zu vergleichen. Die nur den StA treffende Verpflichtung eines
Verfolgungsvorbehaltes nach § 263 StPO ist auf den KA nicht an-
zuwenden. Dieser hat die Jahresfrist nach § 2 DSt zu beachten,
was hier geschah. Gem § 77 Abs 3 DSt sind die Bestimmungen
der StPO im DisVerfahren insoweit sinngemäß anzuwenden, als
sich aus dem DSt nichts anderes ergibt und die Anwendung der Be-
stimmung der StPO mit den Grundsätzen und Eigenheiten des Dis-
Verfahrens vereinbar ist.

Zu § 281 Abs 1 Z 9 lit b StPO behauptet die Berufung, die Verfol-
gung der Tat sei ausgeschlossen, weil sich der KA nicht in sinngem
Anwendung des § 263 StPO die Verfolgung vorbehalten habe, als
der Sachverhalt in einem anderen Verfahren bekannt geworden ist.
Diese Bestimmung über die zur Verfolgung einer erst in einer strafge-
richtlichen HV hervorgekommenen anderen Tat notwendigen Erklä-
rungen des StA sind im rechtsanwaltlichen DisVerfahren nicht gem
§ 77 Abs 3 DSt anwendbar, weil sie auf dem die StPO beherrschen-
den Anklageprinzip (welches dem DisVerfahren nicht zugrunde
liegt, Bkd 117/85) beruhen, während in DisSachen der RAe die In-
quisitionsmaxime gilt, dem KA nicht die Funktion eines Anklägers zu-
kommt und er daher die dem § 263 StPO entsprechenden Erklärun-
gen gar nicht abgeben könnte. Der den Anklagevorwurf eingren-
zende Einleitungsbeschluss, dem überhaupt nicht die Funktion einer
Anklageschrift zukommt, wird nicht vom KA, sondern vom DR ge-
fasst. Der KA kann diesen Beschluss nicht ausdehnen, demzufolge
wäre auch ein Ausdehnungsvorbehalt systeminkonsistent (vgl 6
Bkd 2/00). Die in §§ 20 ff DSt umschriebene Stellung des KA im
rechtsanwaltlichen DisVerfahren unterscheidet sich auch im Hinblick
auf seine Rechte und Pflichten im Verfahren grundsätzlich von jener
in den §§ 2, 29 ff StPO für den öffentlichen Ankläger normierten.

Zu 2. Die Verschwiegenheitsverpflichtung des RA gem § 9 Abs 2
RAO ist unabdingbare Voraussetzung für die Ausübung des RA-Be-
rufes. Sie ist zentrales Element der Berufsausübung der RA-schaft.
Die Verschwiegenheitspflicht erstreckt sich (seit je her) wie bereits
dargestellt auch auf alle Angestellten und Hilfskräfte des RA (OBDK
2. 5. 1988, Bkd 115/87; 4 Bkd 1/02). Jedermann muss durch
Betrauung eines solchen Rechtsvertreters absolut darauf vertrauen
können, dass er nicht gerade dadurch Beweismittel gegen Vor-
würfe welcher Art auch immer, seien sie rechtlicher oder ethischer
Art, gegen sich selbst schafft. Gem den gesetzlichen Bestimmungen
des § 9 Abs 2 RAO erstreckt sich die Verschwiegenheitsverpflich-
tung auf dem RA anvertraute Angelegenheiten und die ihm sonst
in seiner beruflichen Eigenschaft bekannt gewordenen Tatsachen,
deren Geheimhaltung im Interesse seiner Partei gelegen ist. Daraus
ergibt sich, dass nicht bloß die Mitteilungen, die dem RA von sei-
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nem Klienten gemacht werden, von dieser Verschwiegenheits-
pflicht umfasst sind. Es kommt nicht darauf an, ob bereits ein rechts-
anwaltliches Vertretungsverhältnis begründet worden ist oder nicht.
Wer sich einem RA in der Absicht, von diesem vertreten zu werden,
anvertraut oder ihm Unterlagen übergibt, hat einen Anspruch da-
rauf, dass seine dem RA gemachten Mitteilungen und überhaupt al-
les, was diesem – sei es auch durch Übergabe von Unterlagen – in
welcher Weise immer in seiner beruflichen Eigenschaft bekannt
wurde, durch das Berufsgeheimnis gedeckt ist; und zwar in jedem
Fall, deshalb auch dann, wenn der RA die Übernahme der ihm zu-
gedachten Angelegenheit ablehnen sollte. Maßgebend ist nur, ob
es eine dem RA anvertraute, dh im Vertrauen auf dessen Berufsstel-
lung übertragene Angelegenheit ist.
Zu 3. Gem § 9 Abs 2 RAO ist der RA zur Verschwiegenheit über
ihm anvertraute Angelegenheiten und die ihm sonst in seiner beruf-
lichen Eigenschaft bekannt gewordenen Tatsachen, deren Geheim-
haltung im Interesse seiner Partei gelegen ist, verpflichtet. Er hat
das ausdrückliche Recht auf diese Verschwiegenheit in gerichtli-
chen und behördlichen Verfahren nach Maßgabe der verfahrens-
rechtlichen Vorschriften. Nicht ausschließlich, aber vor allem zum
Zweck der Wahrung dieser Pflicht räumen Verfahrensvorschriften
die Möglichkeit ein, die Zeugenaussage zu verweigern. Nach
§ 104 Abs 2 FinStrG können, über die allgemein zustehenden Ent-
schlagungsgründe hinaus, zur berufsmäßigen Parteienvertretung
befugte Personen (neben ihren Hilfskräften) die Zeugenaussage
auch darüber verweigern, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Vertre-
ter der Partei über diese zu Kenntnis gelangt ist. Darüber hinaus be-
steht die Möglichkeit, die Beantwortung einzelner Fragen zu ver-
weigern, falls dies eine dem Zeugen obliegende, gesetzlich aner-
kannte Pflicht zur Verschwiegenheit verletzen würde (§ 104 Abs 1
lit d FinStrG). Der DB wurde vor seiner Vernehmung als Zeuge aus-
drücklich auf diese Möglichkeiten hingewiesen, hat es aber abge-
lehnt, davon Gebrauch zu machen (ES 5). Dass der DB von seiner
Verschwiegenheitspflicht entbunden wäre, hat er nie behauptet. Er
wäre daher im vorliegenden Fall zur Vermeidung einer Verletzung
dieser Berufspflicht gehalten gewesen, von der gesetzlichen Mög-
lichkeit der Aussageverweigerung Gebrauch zu machen. In jenen
(über bloße Aussagedelikte hinausgehenden) Fällen, in denen die
Verletzung einer besonderen Berufspflicht durch eine gesetzliche
Möglichkeit, sie zu vermeiden, hintangehalten werden kann, ist
auch durch eine Zeugenaussage das DisVergehen der Berufspflich-
tenverletzung verwirklicht.

Anmerkung:

Diese E enthält grundlegende Ausführungen über die anwaltliche
Verschwiegenheitspflicht, die weiter geht als die vom Klienten gege-
benen Informationen oder Unterlagen.

Ende gut, alles gut: einen Strafausspruch gab es hier nicht.
Strigl

7992

§ 16 Abs 1 RAO, § 879 Abs 2 Z 2 ABGB –

quota litis

Wenn ein RA streitverfangene Liegenschaftsan-
teile kauft, um damit einen Honoraranspruch sei-
nes Klienten abzudecken, hat er keine „ihm an-
vertraute Streitsache an sich gelöst“. Die Veräuße-
rung solcher Liegenschaftsanteile hat auf den Pro-
zess keinen Einfluss.

OBDK 4. 10. 2004, 14 Bkd 3/04

Aus den Gründen:

§ 16 Abs 1 RAO und § 879 Abs 2 Z 2 ABGB finden auf den DB
Anwendung.
§ 16 Abs 1 RAO lautet: „Der RA ist jederzeit berechtigt, sich eine
bestimmte Belohnung zu bedingen; er ist jedoch nicht berechtigt,
eine ihm anvertraute Streitsache ganz oder teilweise an sich zu lö-
sen.“
§ 879 Abs 2 Z 2 ABGB lautet: „Insbesondere sind folgende Ver-
träge nichtig:
. . . wenn ein Rechtsfreund eine ihm anvertraute Streitsache ganz
oder teilweise an sich löst oder sich einen bestimmten Teil des Be-
trages versprechen lässt, der der Partei zuerkannt wird.“
Die zu § 16 Abs 1 RAO und § 879 Abs 2 Z 2 ABGB vorliegende
Judikatur und Literatur geht durchwegs von einem Zusammenhang
zwischen der Honorarforderung des RA und dem verbotenen An-
sich-Lösen bzw einer quota-litis-Vereinbarung aus.
Als pactum de quota litis wird sowohl das An-sich-Lösen als auch
die Streitanteilsvereinbarung verstanden (Gschnitzer, Allgemeiner
Teil 199; Koziol/Welser12, 159). Beide Autoren scheinen wie
selbstverständlich davon auszugehen, dass das pactum de quota
litis im Zusammenhang mit einer Entgeltvereinbarung zu verstehen
ist (Krejci in Rummel3, § 879 Rz 207: Das Unwerturteil [gemeint
des § 879 ABs 2 Z 2] bezieht sich doch eher auf die Art der Ent-
geltvereinbarung als auf den in Abs 2 Z 2 angesprochenen Beruf).
Häufig zitiert wird die E OGH 5. 10. 1996, 6 Ob 311/66, SZ
39/160, in welcher ausgeführt wird, dass es sich bei der Nichtig-
keit nach § 879 Abs 2 Z 2 um eine absolute Nichtigkeit handle
und dies damit begründet sei, dass das Verbot auch im Interesse
des Ansehens des RA-Standes liege und durch die Aufnahme in
die RAO der rein privatrechtlichen Sphäre entrückt und zu einer
zwingenden Norm geworden ist. Auch diesem Fall lag jedoch
der Honoraranspruch eines RA zugrunde, der sich zur Deckung
seiner Honorarforderung entsprechende Ansprüche abtreten hat
lassen.
In OGH 23. 2. 1999, 5 Ob 28/99 z, wird dasWesen der Bestim-
mung des § 879 Abs 2 Z 2 erörtert und ebenfalls im Zusammen-
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hang mit der Entgeltvereinbarung des RA (oder anderer Berufs-
gruppen) gesehen.

Auch aus Abs 1 des § 16 RAO ist abzuleiten, dass es sich bei die-
ser Bestimmung um eine Honorarvorschrift handelt. Der 1. Satz,
der den Anwalt berechtigt, sich eine bestimmte Belohnung auszu-
bedingen, ist vom 2. Satz durch einen Strichpunkt getrennt. Der
2. Satz enthält im 1. Satzteil das Wort „jedoch“ und stellt damit
eine Verknüpfung mit dem 1. Satz her. Daraus muss geschlossen
werden, dass der Gesetzgeber einen Zusammenhang zwischen
dem An-sich-Lösen der ihm anvertrauten Streitsache und dem Hono-
raranspruch sieht. Der unabhängig von einer Honorarforderung er-
folgende Verkauf der in Streit verfangenen Sache ist sohin von
§ 16 Abs 1 RAO und § 879 Abs 2 Z 2 ABGB nicht umfasst. Ein
derartiges absolutes Verbot würde wohl auch dem Grundrecht
auf Freiheit des Eigentums sowie auf Freiheit des Liegenschaftsver-
kehrs widersprechen.

Im konkreten Fall liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass der DB
die Liegenschaft gekauft hat, um damit einen Honoraranspruch ab-
zudecken. In dem Schreiben des A vom 1. 7. 1999 wird im Ge-
genteil berichtet, sein Mandant habe ein Gespräch mit dem Kläger
geführt und in diesem Gespräch erfahren, dass der Kläger die Lie-
genschaft verkauft und die Prozesskosten bezahlt habe, mit der Sa-
che also nichts mehr zu tun habe.

Der DB hat daher kein gem § 16 Abs 1 RAO verpöntes Verhalten
gesetzt, Anhaltspunkte dafür, der Kauf sei aus sonstigen Gründen,
wie etwa wegen Benachteiligung des Verkäufers, bedenklich ge-
wesen, liegen nicht vor.

Gem § 234 ZPO hat die Veräußerung einer in Streit verfangenen
Sache auf den Prozess keinen Einfluss. Der Erwerber ist nicht be-
rechtigt, ohne Zustimmung des Gegners als Hauptpartei einzutre-
ten. § 234 ZPO gilt auch für Teilungsklagen (wobl 1998/156).
Es besteht daher bei Verkauf der Sache kein unmittelbarer prozes-
sualer Handlungsbedarf und keine Mitteilungspflicht an den Pro-
zessgegner.

Anmerkung:

Die E enthält grundsätzliche Ausführungen zur quota litis, deren Zu-
sammenfassung nützlich und interessant ist.

Die OBDK hat den erstinstanzlichen Schuldspruch aufgehoben und
den Besch freigesprochen. Ob die Abdeckung eines „Honoraran-
spruches“ einen solchen gegen den Klienten betrifft, ist der E nicht
zu entnehmen, aber anzunehmen. Die OBDK hat aus dem Strich-
punkt (!) in § 16 Abs 1 RAO zwar geschlossen, dass der Gesetzge-
ber einen Zusammenhang zwischen dem an – sich – Lösen der dem
RA anvertrauten Streitsache und dessen Honoraranspruch „sieht“
(besser: macht), doch sei die Veräußerung einer in Streit verfange-
nen Sache grundsätzlich ohne Einfluss auf den Prozess. Hiefür wer-
den Grundrechte wie Freiheit des Eigentums- und des Liegenschafts-

verkehrs herangezogen. Angenehm für den Bf war, dass § 234 ZPO
auch für Teilungsklagen (wie hier) gilt, weswegen keine Mitteilungs-
pflicht an den Prozessgegner bestehe.

Das nicht, aber: na ja!
Strigl

Strafprozessrecht

Beeidigung von Laienrichtern

7993

§§ 240a, 281 Abs 1 Z 3, 281 Abs 3 StPO

Die Unterlassung der neuerlichen Beeidigung von
Laienrichtern, die im selben Jahr noch nicht be-
eidigt worden sind, kann selbst dann keinen für
den Angeklagten nachteiligen Einfluss auf die Ent-
scheidung üben, wenn trotz mehr als 12 Monate
zurückliegender Beeidigung in der Zwischenzeit
mehrere Hauptverhandlungen ohne vorgenom-
mene Beeidigung durchgeführt wurden.

OGH 13. 1. 2005, 12 Os 111/04

Aus den Entscheidungsgründen:

Die Verfahrensrüge (Z 3) behauptet einen nichtigkeitsbegründen-
den Verstoß gegen § 240a StPO, weil die Schöffen im Jahr 2004
und insbesondere in der am 17. 5. 2004 gemäß § 276a StPO
wegen Zeitablaufs neu durchgeführten Hauptverhandlung nicht be-
eidigt worden seien.

Vorliegend wurden die beiden Schöffen Ludwig G. und Sonja P. in
der Hauptverhandlung vom 7. Mai 2003 beeidigt (S 65/II). In der
Folge wurden am 14. Juli 2003 (ON 22) (die für 29. Oktober
2003 anberaumte Hauptverhandlung – ON 28 – wurde verlegt),
21. Jänner 2004 (ON 39), 22. Jänner 2004 (ON 42), 16. Fe-
bruar 2004 (ON 50), 17. März 2004 (ON 54) und 17. Mai
2004 (ON 56) in unveränderter Senatsbesetzung Hauptverhand-
lungen abgehalten.

Wenngleich in einer in einem anderen Kalenderjahr gem § 276a
StPO neu durchgeführten Verhandlung auch die Beeidigung der
Schöffen zu wiederholen ist, somit die Unterlassung der neuerli-
chen Beeidigung der genannten Schöffen im Jahr 2004 gegen
§ 240a StPO verstößt, ist im Hinblick auf die Durchführung der
aufgezählten zahlreichen Hauptverhandlungen über einen Zeit-
raum von ca einem Jahr unzweifelhaft erkennbar, dass den (konti-
nuierlich am Verfahrensfortgang beteiligten) Schöffen der Eid nicht
in Vergessenheit geraten und somit die gerügte Formverletzung kei-
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nen auf den Angeklagten nachteiligen Einfluss üben konnte (§ 281
Abs 3 StPO; Ratz, WK-StPO § 281 Rz 257; 15 Os 145/02 ua).

Anmerkung:

Gemäß § 240a Abs 1 StPO sind die Schöffen, die in demselben
Jahre noch nicht beeidigt worden sind, bei sonstiger Nichtigkeit zu
beeidigen. Die Beeidigung erfolgt durch die in § 240a StPO ange-
führte Formel, welche klarstellen möchte, dass die Schöffen über die
ihnen auferlegten Pflichten in Kenntnis gesetzt werden. Der Gesetz-
geber hat somit klar zum Ausdruck gebracht, dass er die Beeidigung
der Schöffen (wie auch der Geschworenen, § 305 StPO) für derart
wesentlich erachte, dass die Unterlassung nicht nur mit ausdrückli-
cher Nichtigkeitssanktion bewehrt, sondern diese auch noch in je-
dem Kalenderjahr erneut durchzuführen ist.

In der Judikatur des OGH hat dieser wiederholt iSd § 281 Abs 3
StPO den nachteiligen Einfluss auf die Entscheidung ausgeschlossen,
wenn trotz Neudurchführung des Verfahrens gemäß § 276a StPO –

bei Fortsetzung innerhalb der Zweimonatsfrist wird ohnehin nicht
von einem nachteiligen Einfluss ausgegangen – zwischen der letzten
Beeidigung und der neu durchgeführten Hauptverhandlung nur eine
Frist von wenigen Monaten liegt (JBl 1988, 257; Ratz, WK-StPO
§ 281 Rz 257; Danek, WK-StPO § 240a Rz 2; 15 Os 145/02;
E. Steininger, Handbuch3, § 281 Abs 1 Z 3 Rz 28; Fabrizy, StPO9

§ 240a Rz 1). Darüber hinaus sah es das Höchstgericht auch als
ausreichend an, wenn die Laienrichter vor der Hauptverhandlung
vom Vorsitzenden unter Wiederholung der Ergebnisse der Hauptver-
handlung an den im Vorjahr geleisteten Eid erinnert worden waren
(Mayerhofer/Hollaender, StPO5 § 240a E 8b; 13 Os156/85;
14 Os107/97).

All den zitierten Entscheidungen bzw Lehrmeinungen ist aber ge-
mein, dass der OGH bislang immer nur dann davon ausgegangen
ist, dass kein nachteiliger Einfluss für den Angeklagten entstehen kön-
ne, wenn es sich lediglich um drei (JBl 1988, 257) oder jüngst maxi-
mal sechs Monate (15 Os 145/02) Intervall zwischen der letzten Be-
eidigung und der im neuen Kalenderjahr neu durchgeführten Haupt-
verhandlung gemäß § 276a StPO (ohne weitere Beeidigung), in der
die Verurteilung erfolgte, handelt.

Noch in 13 Os 160/86 verfolgte der OGH den gesetzgeberischen
Willen aber weit strikter. Ein Intervall von nicht ganz sechs Monaten
veranlasste das Höchstgericht damals zu nachfolgenden Ausführun-
gen: „Dem Obersten Gerichtshof fehlt jede Grundlage für die Beur-
teilung der Frage, ob und in welchem Maß die Unterlassung der
bei sonstiger Nichtigkeit vorgeschriebenen neuerlichen Eidesleis-
tung der Schöffen die Überzeugung des erkennenden Gerichts be-
einflussen konnte. Damit ist jedenfalls nicht unzweifelhaft erkennbar,
dass die Formverletzung auf die Entscheidung keinen dem Angeklag-
ten nachteiligen Einfluss üben konnte.“

In 13 Os 64/87 führte der OGH dann aus, dass ein Intervall von et-
was mehr als zwei Monaten jedoch noch als ausreichend angesehen
werden muss: „Seit der Beeidigung war also nur ein Bruchteil jenes
Zeitraums verstrichen, über den nach dem Gesetz die Erinnerung an
den geleisteten Eid ihre für die Verpflichtung der Laienrichter maßge-
bende Wirkung entfalten kann, nämlich vom Jänner bis Dezember
eines Jahres.“ In der Folge bewegt sich die Judikatur in Bandbreiten
von „zulässigen“ zwei bis sechs Monaten (vgl 14 Os 116/96,
14 Os 107/97; 15 Os 145/02).
Nunmehr führt der OGH allerdings in der gegenständlichen Ent-
scheidung aus, dass es keinen dem Angeklagten nachteiligen Ein-
fluss üben konnte, wenn Schöffen am 7. 5. 2003 beeidigt werden
und über ein Jahr später, nämlich am 17. 5. 2004 ohne dazwi-
schenliegender neuerlicher Beeidigung zur Urteilsfindung schreiten.
Voraussetzung für den OGH ist dabei, dass es zwischen diesen bei-
den Terminen mehrere Hauptverhandlungstermine gegeben hat. Für
das Höchstgericht ergibt sich nämlich daraus, dass aufgrund der
zahlreichen Hauptverhandlungen den Schöffen „der Eid nicht in Ver-
gessenheit geraten“ sei.

Nun kann man der Auffassung sein, dass die Beeidigung von Schöf-
fen ein reiner Formalakt ist, der für die Frage der Wahrheitsfindung
in einem Strafverfahren keinen wesentlichen Ausschlag gibt. Aller-
dings hat der Gesetzgeber durch § 240a Abs 1 StPO geradezu Ge-
genteiliges angeordnet. Dem Gesetzgeber kam es gerade darauf
an, dass Schöffen in jedem Kalenderjahr auf ihre Verantwortung in-
nerhalb des Strafverfahrens hingewiesen werden. Diese besondere
Wesentlichkeit hat der Gesetzgeber auch durch den formalrechtli-
chen Nichtigkeitsgrund des § 281 Abs 1 Z 3 iVm § 240a Abs 1
StPO verstärkt zum Ausdruck gebracht. Wieso also nach der Auffas-
sung des OGH Schöffen durch die fortgesetzte Durchführung von
Hauptverhandlungen, in welchen ihnen über ein Jahr hinweg nie-
mals die Wesentlichkeit ihrer Aufgabe durch die Spruchformel des
§ 240a Abs 1 StPO in Erinnerung gerufen wird, ihr Eid nicht in Ver-
gessenheit geraten soll, bleibt unerfindlich. Die Durchführung von
Hauptverhandlungen allein, ohne Beeidigung, kann nämlich das
„In-Vergessenheit-Geraten“ des Eides nicht verhindern.

Die oben angeführte Judikatur des OGH lässt zweifellos erkennen,
dass es das Höchstgericht nicht als zielführend ansieht, unter Um-
ständen langwierige Strafverfahren auf Grund solcher Formalfehler
zur Neudurchführung zu bringen und dient – wie Mayerhofer/
Hollaender, StPO5 § 240a Anm zu E 8b völlig zu Recht bemerken
– lediglich der „Bestätigung richtiger Urteile“. Durch die Konterkarie-
rung des gesetzgeberischen Willens ist nach dieser Entscheidung
wohl davon auszugehen, dass der Nichtigkeitsgrund des §§ 281
Abs 1 Z 3 iVm 240a StPO de facto als totes Recht angesehen wer-
den muss. Ein Fall der Nichtigkeit bei Unterlassung der Beeidigung
im neuen Kalenderjahr scheint nun (fast) undenkbar.

RA Mag. Dr. Roland Kier
(am Verfahren beteiligt)
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Gesellschaftsrecht

AG: Selbstanmeldung der Löschung zurück-
getretener/abberufener Vorstandsmitglieder im

Firmenbuch

7994

§ 17 Abs 2 GmbHG

Die analoge Anwendung des § 17 Abs 2 GmbHG
ist auch für das Aktienrecht zu bejahen. Zweck
der Bestimmung ist, die Richtigkeit des Firmenbu-
ches möglichst zu gewährleisten. Im Sinne einer
gebotenen verfassungskonformen Auslegung
wäre es als gleichheitswidrig anzusehen, wenn
bei identer Interessenslage die GmbH anders als
die AG behandelt würde.

OLG Wien 9. 2. 2005, 28 R 216/04 x

Aus der Begründung:

In dem vom Handelsgericht Wien geführten Firmenbuch ist seit
24. 4. 1999 die C***** AG unter FN***** eingetragen.
B***** ist als Vorstand dieser Gesellschaft mit selbständiger Ver-
tretungsbefugnis seit 19. 5. 2004 eingetragen.

Am 30. 7. 2004 beantragte der Vorstand B***** seine Löschung
im Firmenbuch. Dazu brachte er vor, (. . .) er habe selbst mit Schrei-
ben vom 21. 7. 2004 sein Amt als Vorstand der Gesellschaft nie-
dergelegt und seinen Rücktritt mit sofortiger Wirkung erklärt. Das
Rücktrittsschreiben sei dem Aufsichtsratsvorsitzenden zugegan-
gen. In analoger Anwendung des § 17 Abs 2 GmbHG werde
seine Löschung als Vorstand beantragt.

Mit dem angefochteten Beschluss wies das Erstgericht die Anmel-
dung des Rücktritts des Vorstands B***** zur Eintragung im Fir-
menbuch ab. Rechtlich führte es aus, dass eine Regelung wie in
§ 17 Abs 2 GmbHG, nach welcher ein abberufener oder zurück-
getretener Geschäftsführer das Erlöschen der Vertretungsbefugnis
selbst anmelden könne, dem AktG nicht zu entnehmen sei und
keine Analogie zum GmbHG hergestellt werden könne.

Der Rekurs ist berechtigt.

Der Rücktritt von Vorstandsmitgliedern ist im AktG nicht geregelt. In
der Lehre ist jedoch allgemein anerkannt, dass ein Vorstandsmit-
glied aus wichtigem Grund vorzeitig sein Amt niederlegen kann.
Nach herrschender Lehre ist der grundlos erklärte und somit rechts-
widrige Rücktritt wirksam und löst lediglich Schadenersatzpflichten
aus.

Die Beendigung eines Vorstandsmandates, aus welchem Grund
auch immer, ist eine „Änderung des Vorstands“ im Sinne des
§ 73 Abs 1 AktG, die „der Vorstand“ zur Eintragung in das Firmen-

buch anzumelden hat. Der Vorstand, den diese Anmeldepflicht
trifft, sind die dem Vorstand im relevanten Zeitpunkt (aktiven) Vor-
standsmitglieder (somit nach dem Wortlaut nicht das ausgeschie-
dene Vorstandsmitglied), die die Anmeldung der Löschung des aus-
geschiedenen Vorstandsmitglieds zum Firmenbuch in vertretungs-
befugter Zahl vorzunehmen haben.

Die Antragslegitimation des Rekurswerbers für seine eigene Lö-
schung als Vorstand hängt daher davon ab, ob § 17 Abs 2 GmbH
analog anwendbar ist.

§ 17 Abs 2 GmbHG lautet: „Das Erlöschen der Vertretungsbefug-
nis kann auch vom abberufenen oder zurückgetretenen Geschäfts-
führer unter Bescheinigung der Abberufung oder des Zugangs der
Rücktrittserklärung zur Eintragung in das Firmenbuch angemeldet
werden.“

Zweck der Bestimmung ist, die Richtigkeit des Firmenbuches mög-
lichst zu gewährleisten und außerdem unzumutbare Situationen für
den Zurückgetretenen oder Abberufenen zu vermeiden. Der Schutz
des objektiv richtigen Firmenbuchstandes ist jedoch im AktG ge-
nauso zu beachten wie im GmbH-Recht.

Für eine analoge Anwendung von § 17 Abs 2 GmbHG spricht wei-
ters das Argument einer verfassungskonformen Interpretation. Dem
Gesetzgeber kann nicht leichtfertig unterstellt werden, verfassungs-
rechtlich bedenkliche Rechtsnormen schaffen zu wollen. Wollte
man § 17 Abs 2 GmbHG nicht in gleich gelagerten Sachverhalten
analog anwenden, erschiene die Norm verfassungsrechtlich be-
denklich, weil sie gegen den im Verfassungsrang stehenden
Gleichheitsgrundsatz (Art 2 StGG; Art 7 B-VG) verstoßen könnte.
Im Sinne einer gebotenen verfassungskonformen Auslegung wäre
es als gleichheitswidrig anzusehen, wenn bei identer Interessen-
lage die GmbH anders als die AG behandelt würde, sodass auch
aus diesem Grund eine planwidrige Lücke im Aktiengesetz anzu-
nehmen ist.

Die analoge Anwendung von § 17 Abs 2 GmbHG ist somit auch
für das Aktienrecht zu bejahen.

Dem Rekurs war daher Folge zu geben und dem Erstgericht die be-
antragte Firmenbucheintragung aufzutragen.

Anmerkung:

Der erkennende Senat hat im Wesentlichen die Rechtsmeinung von
Steegmüller/Haberer in ecolex 2004, 714 ff übernommen. Diese
haben in Anlehnung an die Entscheidung OLG Wien, 28 R 366/
03 d, in der eine Analogie zu § 17 Abs 2 GmbHG im Stiftungsrecht
für die Selbstanmeldung eines zurückgetretenen Mitglieds eines Stif-
tungsvorstandes bejaht wurde, eine analoge Anwendung dieser Be-
stimmung auch im Aktienrecht befürwortet.

Folgerichtig führt die Entscheidung zunächst aus, dass der wesentli-
che Beweggrund für die Einführung des § 17 Abs 2 GmbHG durch
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das IRÄG 1997 die möglichst rasche Herstellung eines richtigen Fir-
menbuchstandes ist. Die dieser Bestimmung zugrunde liegenden
Wertungen sind daher nicht „GmbH-typisch“, sondern verallgemei-
nerungsfähig.

Dieses an sich richtige Ergebnis darüber hinaus auch auf eine „ver-
fassungskonforme Interpretation“ des § 17 Abs 2 GmbHG durch He-
ranziehung des Gleichheitsgrundsatzes zu stützen, ist mE ein ent-
behrlicher methodischer Kunstgriff: Jede Interpretation – auch die
verfassungskonforme als Unterart der systematisch-teleologischen
Auslegung – ist durch den äußersten möglichen Wortsinn begrenzt
(vgl F. Bydlinski, Methodenlehre2 441, 455 f). Treffend führt Larenz
aus: „Die verfassungskonforme Auslegung darf sich, wenn sie Ausle-
gung bleiben will, nicht über die Grenzen wegsetzen, die sich aus
dem möglichen Wortsinn und dem Bedeutungszusammenhang des
Gesetzes ergeben“ (Larenz, Methodenlehre6 324).

RA Dr. Tibor Gálffy (am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht

Liebhaberei bei anfänglicher Einkünftevermutung
und das Weiterführen elterlicher KMU im Neben-

betrieb

7995

§ 2 EStG 1988; § 2 LVO

Das Unterlassen einer unternehmensgerechten
Reaktion auf Marktentwicklungen und die Beibe-
haltung einer nicht mehr angemessenen Betriebs-
struktur sind gewichtige Kriterien in der Liebhabe-
reiprüfung gem § 2 Abs 1 LVO. Die Absicht der
Aufrechterhaltung des Betriebes für den Fall einer
Arbeitslosigkeit kann einen Liebhabereivorwurf
nicht entkräften.

VwGH 9. 12. 2004, 2000/14/0115

Sachverhalt:

Der Bf hat mit 1. 1. 1977 eine Gastwirtschaft und den beschwer-
degegenständlichen Kohlenhandel, an den auch ein Baumateria-
lienhandel angeschlossen war, von seinem Vater übernommen.
Der Betrieb der Gastwirtschaft ist mit 5. 5. 1981 eingestellt, der
Kohlenhandel dagegen durchgängig verlustbringend weiterge-
führt worden. Nach einer Betriebsprüfung sind die Veranlagungen
ab dem Jahr 1982 vorläufig ergangen. Anlässlich einer 1994
durchgeführten Betriebsprüfung wurde angesichts der Verlustent-
wicklung und des eingetretenen Umsatzrückganges infolge des ört-
lichen Ausbaus der Gasversorgung und der günstigen Ölpreisent-
wicklung ab dem Jahr 1982 Liebhaberei festgestellt.

Spruch:

Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Aus den Gründen:

Die Beschwerde enthält keinerlei Vorbringen, innerhalb welchen
Zeitraums nach Ansicht des Bf mit einem wirtschaftlichen Gesamt-
erfolg zu rechnen gewesen wäre. Schon deswegen ist der Be-
schwerdevorwurf nicht zielführend, der Beobachtungszeitraum
von 1982 bis 1992 sei zu kurz gewählt worden. Mit dem Vorbrin-
gen, nach Wegfall von Anfangsverlusten sei der Betrieb mit Ge-
winnerzielungsabsicht geführt worden, übersieht der Bf, dass in
erster Linie nicht subjektive, sondern objektive Maßstäbe anzule-
gen sind. Die behördliche Feststellung, dass unter den gegebenen
Voraussetzungen die Tätigkeit nicht geeignet war, einen der positi-
ven Steuererhebung aus der betroffenen Einkunftsart zugänglichen
wirtschaftlichen Gesamterfolg innerhalb eines absehbaren Zeitrau-
mes abzuwerfen, kann im Rahmen der dem VwGH zukommenden
Überprüfung nicht als unschlüssig gewertet werden.

Das Beschwerdevorbringen, dass beim Kohlenhandel samt Vermie-
tung und Verpachtung typischerweise keine Liebhaberei vorliege,
muss erfolglos bleiben, weil die bel Beh ohnedies die Betätigung
als solche mit widerlegbarer Einkunftsquellenvermutung gemäß
§ 1 Abs 1 LVO und nicht als solche nach § 1 Abs 2 LVO gewertet
hat. Die Beschwerde tritt den beh Argumenten nicht entgegen, dass
keine unternehmensgerechte Reaktion seitens des Bf erfolgt und die
Betriebsstruktur nicht im Geringsten geändert worden sei, worin
ein gewichtiges Kriterium iSd § 2 Abs 1 LVO zu erblicken war. Ent-
gegen der Beschwerdeansicht hat die bel Beh nicht die hauptberuf-
liche Angestelltentätigkeit des Bf für sich als Begründung dafür ge-
nommen, dass ein daneben geführter Betrieb eine Liebhaberei dar-
stelle, sondern sie hat auf die – zugestandenen –Motive des Bf ver-
wiesen, den Betrieb für den Fall einer Arbeitslosigkeit aufrecht
erhalten zu wollen. Dass diese Absicht das Vorliegen von Liebhabe-
rei in keiner Weise entkräften kann, liegt auf der Hand.

Anmerkung:

1. Während sich ein Unternehmer bei positiver Ertragslage für die
betriebswirtschaftliche Sinnhaftigkeit seiner getätigten Aufwendun-
gen nicht rechtfertigen muss, weil § 4 Abs 4 EStG nur eine kausale
betriebliche „Veranlassung“ (s Doralt, EStG7 § 4 Rz 228) verlangt,
tritt in der Verlustphase über das Rechtsinstitut der Liebhaberei eine
strenge behördliche Wirtschaftlichkeitskontrolle auf den Plan.

2. Ein Liebhabereivorwurf, der ein Abzugsverbot betrieblicher Ver-
luste bewirkt, kann dabei nicht nur von Anfang an verdächtige Tätig-
keiten aus persönlicher Leidenschaft (wie das Betreiben von Yachten
oder Gestüten), sondern auch Aktivitäten ohne jeden Freizeitnutzen

wie eben einen Kohlenhandel treffen. Für sie gilt gem § 1 Abs 1 LVO
eine Einkunftsquellenvermutung, wonach immerhin die Anlaufver-
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luste der ersten drei Jahre steuerlich jedenfalls anzuerkennen sind.
Danach wird anhand des Kriterienkatalogs des § 2 Abs 1 LVO die
Ertragsfähigkeit des Unternehmens dahingehend untersucht, ob es
in einem Gesamtzeitraum profitabel sein wird (Prognoserechnung).
Diese Beurteilung ist freilich ex ante oft schwierig zu treffen und stellt
einen Teil des Unternehmerwagnisses dar. Die Abgbeh macht es sich
dabei jedoch insofern wesentlich einfacher, als sie mit dem Rechtsin-

stitut des vorläufigen Bescheides nach § 200 BAO das unternehme-
rische Geschick bequem von der Amtsstube aus beobachtet und ex-
post würdigt (vgl aber schon Stoll, BAO 2102 ff und jüngst VwGH
23. 2. 2005, 2002/14/0024).

3. Vor dem Hintergrund angespannter Arbeitsmärkte kann die beste-
hende Rigidität der LVO aber rechtspolitisch hinterfragt werden: So
ist etwa die von ihr ausgehende politische Botschaft für das – dem

vorliegenden Erk zugrunde liegende – Weiterführen elterlicher

KMU im Nebenbetrieb ernüchternd: Wer aus Sentimentalität gegen-
über bestehenden Kundenverbindungen und beschäftigten Arbeit-
nehmern die Betriebsschließung zu lang hinauszögert oder sich
aus Zeitmangel nicht rechtzeitig zu einer Umstrukturierung ent-
schließt, verliert – trotz Erhalts von Arbeitsplätzen und damit von
Steuersubstrat (vgl Liebhaberei-RL des BMF Pkt 11.4) – auch noch
die steuerliche Abzugsmöglichkeit für die in Kauf genommenen Ver-
luste (Doralt/Renner, EStG8 § 2 Rz 415)!

4. Angesichts der strengen behördlichen Liebhabereiprüfung für Un-
ternehmer ist es für diese aber wohl umso unverständlicher, dass sich
öffentliche Unternehmen (in Form der sog Betriebe gewerblicher Art)
dieser Effizienzkontrolle offenbar nicht stellen müssen (§ 5 LVO so-
wie VwGH 29. 5. 2001, 2000/14/0195; kritisch auch Doralt/
Renner, EStG8 § 2 Rz 354 und M. Lang, in FS Wiesner 247 f).

Franz Philipp Sutter
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ber – eine Option des geltenden Ar-
beitsverfassungsrechts?

122. Trost, Barbara: Kollektivver-
tragsautonomie und behördliche Fest-
setzung von Mindestlöhnen

136. Kneihs, Benjamin: Betriebli-
ches Disziplinarrecht und Verfassung

Recht der Medizin
2, 35. Kneihs, Benjamin: Die „tobende

Psychose“ und die Rolle des Rettungs-
dienstes

42. Stühlinger, Verena und Roland
Staudinger: Schmerzensgeldansprü-
che nach der deutschen Schadenser-
satzreform. Bedeutende Neuerungen
für anspruchsberechtigte Patienten im
Bereich der Arzt- sowie der Arzneimit-
telhaftung

Steuer und Wirtschaft
International
4, 156. Lang, Michael: Die Neuregelung

der beschränkten Steuerpflicht nach
dem Abgabenänderungsgesetz 2004

Versicherungsrecht
10, 433. Diederichsen, Angela: Neues

Schadensersatzrecht: Fragen der Be-
messung des Schmerzensgeldes und
seiner prozessualen Durchsetzung

Die Versicherungs-Rundschau
3, 70. Fenyves, Attila: Versicherungsver-

tragsrechtliche Grundfragen der
Pflichthaftpflichtversicherung

Wohnrechtliche Blätter
3, 65. Würth, Helmut: Mietrechtliche Än-

derungen nach dem Ministerialent-
wurf zu einer Wohnrechtsnovelle
2005

69. Call, Gottfried: Einige Vor-
schläge für Änderungen des WEG
2002 im Rahmen einer Wohnrechts-

novelle (WRN) 2005. Zugleich eine
Teil-Stellungsnahme zum Entwurf des
BMJ

77. Dirnbacher, Wolfgang: Miet-
rechtsnovelle 2005: Die vorgesehe-
nen Änderungen in § 10 MRG

82. Vonkilch, Andreas: Anmerkun-
gen zum Ministerialentwurf für eine
Wohnrechtsnovelle 2005 (WRN
2005)

4, 105. Vonkilch, Andreas: Bestandver-
träge in Einkaufszentren: Geschäfts-
raummiete oder Unternehmenspacht?

121. Jud, Brigitta: Bestandverträge
in Einkaufszentren

130. Hanel, Norbert: Wohnrechts-
novelle 2005: Parteistellung vonWoh-
nungseigentumsverwaltern ohne un-
mittelbares Betroffensein?

Zeitschrift für Arbeitsrecht und
Sozialrecht
2, 52. Kietaibl, Christoph: Die Verset-

zung aus arbeitsvertraglicher Sicht

59. Tinhofer, Andreas: Die kollektiv-
rechtlichen Aspekte der Versetzung.
Der Versetzungsschutz gem § 101
ArbVG

67. Körber, Katharina: Die Privatnut-
zung von Dienstfahrzeugen

Zeitschrift für Verkehrsrecht
4, 112. Wenusch, Hermann: Protestatio

facto contraria non valet? Überlegun-
gen zum Vertragsabschluss bei Inan-
spruchnahme von öffentlich angebote-
nen Leistungen am Beispiel des Park-
platzfalles

116. Pichler, Josef: Wer hat Vor-
rang, wer hat Nachrang beim Skifah-
ren?
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RECHTaktuell
Das Neueste zum Zivilrecht

Fucik/Kloiber
Außerstreitgesetz

Der neue MANZ Kurzkommentar enthält:
• Außerstreitgesetz idF der ZVN 2004
• Außerstreit-BegleitG
• Wohnrechtliches Außerstreitbegleitgesetz
• Familien- und Erbrechtsänderungsgesetz 2004
• Rechnungslegungs-Änderungsgesetz (Auszug)
• Einführungserlass des BMJ zum Außerstreitgesetz

und Außerstreit-Begleitgesetz
mit
• Wiedergabe sämtlicher Materialien, den

jeweiligen Paragrafen zugeordnet 
• zahlreichen weiter führenden Kommentaren

der Autoren
• Ausweis der weiter verwendbaren Judikatur

und Literatur
• ausführlichem Stichwortverzeichnis.

Die Autoren
Dr. Robert Fucik, Richter des OLG Wien, wurde den legistischen Arbeiten zur
Außerstreitreform in allen Phasen beratend und gestaltend beigezogen.
Dr. Barbara Kloiber, Abteilungsleiterin im BMJ, ist Leiterin der für den Allgemeinen
Teil sowie für die Gesamtkoordination der Reform zuständigen Legislativabteilung
des BMJ.
Die Autoren waren an der Ausarbeitung der neuen Gesetze maßgeblich beteiligt.

2005. XVI, 894 Seiten. Geb. EUR 118,– ISBN 3-214-08110-1

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und
Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien
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Für Sie gelesen

& Außerstreitgesetz (AußStrG). MANZ
Kurzkommentar mit Begleitgesetzen
und den übrigen Reformgesetzen. Von
Robert Fucik/Barbara Kloiber. Verlag
Manz, Wien 2005, XVI, 894 Seiten,
geb, E 118,–.

Mit 1. 1. 2005 ist die Außerstreitreform in
Kraft getreten. Bereits wenige Wochen da-
nach erscheint – für die Praxis erfreulich –

ein hervorragender Kurzkommentar. Den
beiden Verfassern, Robert Fucik, Richter
des OLG Wien, und Barbara Kloiber, Ab-
teilungsleiterin im BMJ, ist für die prompte
Veröffentlichung und die sorgfältige Arbeit
sehr zu danken.

Beide Autoren waren an der Ausarbeitung
der Außerstreitreform maßgeblich betei-
ligt. Sie sind daher profunde Kenner der
langen Entstehungsgeschichte des Reform-
werks. Ebenso ausgewiesene Experten für
die Materie selbst. Die Gesetzesausgabe
ist dementsprechend qualitätvoll:

Der Kurzkommentar enthält nicht nur die
sehr gut und präzise kommentierten Geset-
zesbestimmungen. Auch die umfangrei-
chen Materialien zu diesem Reformwerk
sind vollständig wiedergegeben. Die histo-
rische Absicht des Gesetzgebers wird da-
mit deutlich gemacht. Mit den weiterführen-
den Anmerkungen und Hinweisen auf
auch künftig verwertbare bisherige Litera-
tur (soweit sie das materielle Recht betrifft)
wird dieser Kurzkommentar für den Prakti-
ker zum unentbehrlichen Arbeitsbehelf
werden.

Besonders erfreulich: Im Anhang sind das
Außerstreit-Begleitgesetz, dasWohnrechtli-
che Außerstreitbegleitgesetz, das Familien-
und Erbrechtsänderungsgesetz 2004, Aus-
züge aus dem Rechnungslegungs-Ände-
rungsgesetz sowie der Einführungserlass
des BMJ zum Außerstreitreformwerk je-
weils mit Erläuterungen und kurzen Kom-
mentaren versehen zu finden. Ein Literatur-
verzeichnis zu Beginn des Werks und ein

Stichwortverzeichnis am Ende vervollstän-
digen diese wirklich gelungene kurzkom-
mentierte Gesetzesausgabe.

Also ein Werk, das keine Wünsche offen
lässt? Vielleicht doch einen: Allzu kritische
Distanz zum Reformwerk selbst darf von
den beiden Autoren nicht erwartet werden.
Vor allem zur künftigen Abwicklung des
Erbrechtstreits im außerstreitigen Verfahren
wären aber kritische Reflexionen – gerade
wegen der notwendigen argumentativen
Unterstützung, die ein Kurzkommentar
dem Praktiker auch bieten sollte – geboten:

Es mag Vorteile bringen, künftig das „bes-
te“ Erbrecht im außerstreitigen Mehrpartei-
enverfahren klären zu können, anstatt wie
bisher bloß das „bessere“ Erbrecht streitig
zu ermitteln. Dennoch: Der Gesetzgeber
hat für den Erbrechtsstreit im Außerstreit-
verfahren – entgegen seiner Ankündigung
– keineswegs „gleichwertige Verfahrens-
garantien“ geschaffen. Gerade im Kosten-
ersatzrecht, bei den Rechtsmittelfristen, wie
auch bei der verhandlungsfreien Zeit folgt
der Streit um das „beste“ Erbrecht – und in-
haltlich bleibt dies immer ein Streit – ande-
ren Prozessregeln als etwa der Streit um
den „besten“ Kaufvertrag. Dies ohne er-
kennbare sachliche Rechtfertigung und –

was etwa das Billigkeitsprinzip im Kosten-
ersatzrecht betrifft –mit gravierenden Unsi-
cherheiten für die Parteien und rechtsbera-
tenden Berufe. Die Entscheidung des Ge-
setzgebers, den Streit um das „beste“ Erb-
recht künftig den Instrumentarien des
Außerstreitverfahrens auszusetzen, wird
unter diesen Umständen in der Praxis wohl
noch Anlass zu Diskussionen geben.

Kritische Reflexionen wären auch noch zu
anderen Neuerungen des Reformwerks
notwendig. Beispielsweise genannt seien
hier nur etwa die in den praktischen Aus-
wirkungen nicht durchdacht erscheinende
Erweiterung der Verwaltungs- und Vertre-
tungsbefugnisse des Erben (§§ 171 f iVm
§ 810 ABGB), die schon sprachlich unver-
ständliche Neuerung im Rekursverfahren
(§ 58 Abs 1 und 3), die Weiterentwick-

lung des „durchbrechenden“ Vaterschafts-
anerkenntnisses (§ 163 e ABGB, das of-
fenbar für die Einschränkung der Erwach-
senenadoption entschädigen soll), die nur
wenig praxisgerechten Übergangsbestim-
mungen für die Errichtung mündlicher Tes-
tamente uvm.

Zu allen diesen Vorschriften bleibt vorerst
einmal nur zu hoffen, dass der „alte“ § 2
Abs 3 Z 10 AußerstreitG nicht in Verges-
senheit gerät: Demnach sollte das Gericht
„. . . den Parteien auch nicht durch Zwei-
felsucht und Ängstlichkeit, oder durch Zu-
rückweisung der Gesuche wegen Mangels
unwesentlicher Förmlichkeiten Schaden
verursachen“. Diese Erinnerung des Ge-
setzgebers von 1854 daran, dass Vor-
schriften stets mit Vernunft und Augenmaß
angewendet werden sollten, möge – auch
wenn der Text des neuen Gesetzes eine sol-
che Erinnerung leider nicht mehr enthält –

hoffentlich auch künftig in der Praxis noch
Beachtung finden.

Elisabeth Scheuba

& Das österreichische Denkmalschutz-

recht. Von Christoph Bazil / Reinhard
Binder-Krieglstein / Nikolaus Kraft.
Denkmalschutzgesetz & Kulturgüter-
schutzrecht, Durchführungsvorschriften,
Gemeinschaftsrecht, Rechtsprechung &
Kommentierung. Verlag Manz, Edition
Juridica, Wien 2004, 240 Seiten, br,
E 42,–.

Obiger, in der Manz´schen Verlags- und
Universitätsbuchhandlung GmbH erschie-
nene Kurzkommentar zum österreichischen
Denkmalschutzrecht ist in jeder Hinsicht zu
begrüßen. Er enthält, wie der Werkstitel
schon hinweist, neben dem eigentlichen
Denkmalschutzgesetz in seiner letzten Fas-
sung auch 1999 sämtliche wichtigen Be-
stimmungen des Denkmal- und Kulturgüter-
schutzes in einem für den Praktiker/die
Praktikerin sehr angenehmen und handli-
chen Format. Es handelt sich nicht um einen
„Wälzer“ und doch ist in dieser Neuer-
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scheinung alles enthalten, was für den vom
Denkmalschutz „Betroffenen“ und seine Be-
rater notwendig ist.

Das Denkmalschutzrecht ist nicht nur Anlie-
gen von Ästheten und historisch Interessier-
ten, sondern gewinnt in jüngster Zeit immer
mehr an Bedeutung.

Nicht zu Unrecht hat V.-Ass. Dr. Claudia
Riccabona aus Innsbruck in einem Aufsatz
zum Thema „Entwicklungstendenzen im
österreichischen Denkmalschutzrecht“, er-
schienen in ÖJZ 2002, 176 ff, darauf hin-
gewiesen, dass in den letzten Jahrzehnten
durch die Ausweitung des Denkmalbegrif-
fes einerseits eine „Denkmalexplosion“
stattgefunden habe und dass anderer-
seits das bestehende Spannungsverhältnis
vom Denkmalschutz und dynamischer
Stadtentwicklung vor allem aber auch das
Spannungsverhältnis Bundesdenkmalamt
und Eigentümer immer deutlicher zu Tage
tritt.

Für den Parteienvertreter/die Parteienver-
treterin, welche in dem eben genannten
Spannungsverhältnis Eigentümer vertreten,
die mit einer beabsichtigten Unterschutz-
stellung durch das BDA konfrontiert sind
oder die beabsichtigen, die ihnen eigent-
ümlichen Denkmale einer Veränderung zu
unterziehen, wird das eben erschienene
Buch ein willkommener Arbeitsbehelf sein.
Besonders wertvoll erscheint mir, die zu je-
der einschlägigen Gesetzesbestimmung
angeführte, gut kommentierte Judikatur
der Höchstgerichte.

Auch dieWiedergabe der innerstaatlichen
und europarechtlichen Bestimmungen über
die Ausfuhr von Kulturgütern bildet einen
wichtigen Hinweis für alle diejenigen, die
damit zu tun haben.

Ein umfangreicher Literaturhinweis und ein
gründlich gearbeitetes Stichwortverzeich-
nis runden dieses für den Praktiker/die
Praktikerin wertvolle Buch ab.

Für alle, die mit Denkmal- und Kulturgüter-
schutz zu tun haben, eine unverzichtbare
Arbeitsgrundlage.

Max Josef Allmayer-Beck

& Münchener Kommentar Aktiengesetz.

Band 9/1: §§ 327a –327 f AktG,

WpÜG, SpruchG. Von Bruno Kropff / Jo-
hannes Semler (Hrsg). Verlag C. H.
Beck/Verlag Vahlen, München 2004.
XXXVII, 943 Seiten, Ln, E 168,–;
E 1.167,90 für 7 Bände (es besteht
eine Gesamtabnahmeverpflichtung).

Es ist nunmehr Band 9/1 des Münchener
Kommentars erschienen, der einerseits
die Bestimmungen der §§ 327–327d
dAktG das Wertpapier- und Übernahme-
gesetz, das Spruchgesetz beinhaltet. Von
österreichischer Seite ist das Übernahme-
gesetz sowie auf 60 Seiten das österrei-
chische Konzernrecht dargestellt. Das deut-
sche WpÜG (Wertpapiererwerbs- und
Übernahmegesetz) ist zeitlich nach dem
österreichischen ÜbG entstanden. Die
österreichische Regelung steht in gewisser
Weise auch als Vorbild für die deutschen
Bestimmungen, und es ist interessant, die
deutschen Regelungen mit den österrei-
chischen zu vergleichen.

Von besonderem Interesse ist die Darstel-
lung von Doralt/Diregger zum österrei-
chischen Konzernrecht. Ein Konzern liegt
rechtlich schon dann vor, wenn eine Unter-
nehmensgruppe aus einer Mutter- und ei-
ner Tochtergesellschaft besteht, und die
Tochtergesellschaft Handlungen im Inte-
resse der Muttergesellschaft setzt oder un-
terlässt. Die Regelungen des österrei-
chischen Konzernrechts sind sehr rudimen-
tär (§ 15 AktG, § 115 GmbHG). Eine äu-
ßerst unvollständige Regelung ist auch im
§ 238 AktG zu finden. Weitere Regelun-
gen sind im HGB (§§ 244 ff) betreffend
der Konzernrechnungslegung und im
EKEG (Eigenkapitalersatzgesetz) sowie
im Arbeitsverfassungsgesetz zu finden. In
diversen Nebengesetzen sind ebenfalls Be-
stimmungen hierüber zu finden.

Übersichtlich (RZ 12 ff) haben die Autoren
die verschiedenen Konzerntatbestände
dargestellt. Im Zuge von Unternehmens-
strukturierungen stellen sich auch oft die
Fragen der so genannten „Entherr-

schung“, bei dem eine Gesellschaft aus ei-
nem Konzern ausscheidet (RZ 35 ff). Diese
Fragen sind bisher in der österreichischen
Literatur nicht dargestellt worden; schon
aus diesem Punkt ist dieses Buch ein Se-
gen.
Die Fragen der Konzernszustandskontrolle
sowie das Verbot der Nachteilszufügung
vor allem im Interesse Dritter sind ebenfalls
umfassend geregelt.
Man kann den Autoren nur zu diesem
Werk gratulieren und der Rezensent ver-
meint, dass der Münchener Kommentar in
jeder gesellschaftsrechtlichen Bibliothek
seinen fixen Platz hat.

Wolf-Georg Schärf

& Grundriss des italienischen Steuer-

rechts I. Von Peter Hilpold / Walter
Steinmair. 3. Auflage, Verlag Manz,
Wien 2004, XX, 418 Seiten, br,
E 46,–.

In Zusammenarbeit mit dem Athesia Verlag
(Bozen), dem Verlag Recht und Wirtschaft
(Heidelberg) und Schulthess Juristische Me-
dien AG (Zürich) ist der Band Grundriss
des italienischen Steuerrechts I von ao
Univ.-Prof. Dr. Peter Hilpold und Hon.-Prof.
Dr.Walter Steinmair nunmehr in dritter Auf-
lage herausgegeben worden.
Eine dritte Auflage war auf Grund der Dy-
namik des italienischen Steuerrechts, das
dazu führte, dass verschiedene Kapitel
des Lehrbuchs, die in den vergangenen
Jahren neu geschrieben worden waren,
mehrfach von neuem konzipiert werden
mussten (zumal die zweite Auflage vor sie-
ben Jahren erschienen ist) notwendig ge-
worden.
Der vorliegende Band stellt den ersten Teil
eines auf zwei Bände ausgelegten Gesamt-
werkes dar. Der zweite Band wird den sog
„Allgemeinen Teil“ beinhalten und in Kürze
erscheinen.
Der erste Teil beinhaltet konkret die Ver-
steuerung der Einkünfte aus Grundvermö-
gen, Kapitalvermögen, aus nichtselbstän-
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diger Tätigkeit und aus selbständiger Tätig-
keit; die Einkünfte aus Unternehmen im Be-
reich der IRES (Einkommensteuer für Ge-
sellschaften) und außerhalb davon sowie
der sonstigen Einkünfte. Das achte Kapitel
beschäftigt sich ausführlich mit der IRES
an sich. Zwei weitere Kapitel sind der re-
gionalen Wertschöpfungssteuer IRAP und
der Non-Profit- Organisationen gewidmet.

Das Werk ist übersichtlich gestaltet und
stellt für jeden Anwalt und Steuerberater,
der mit Italien zu tun hat, einen leicht ver-
ständlichen Zugang zum italienischen Steu-
ersystem dar, wenngleich auch im konkre-
ten Fall auf Grund der Unbeständigkeit
der italienischen Steuergesetzgebung im
konkreten Fall die Heranziehung eines ita-
lienischen Steuerberaters nicht erspart blei-
ben kann.

Ulrike Walter

& Vertrag über die Europäische Union

und Vertrag zur Gründung der Europäi-

schen Gemeinschaft. Von Hans von der
Groeben / Jürgen Schwarze (Hrsg).
Kommentar. 4 Bände. 6. Auflage, Ver-
lag Nomos, Baden-Baden 2004,
6.982 Seiten, geb, E 717,60.

Der deutschsprachige Großkommentar
zum EU-/EG-Vertrag liegt in neuer Auflage
vor. Kommentiert werden der Vertrag über
die Europäische Union sowie der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaften in der Fassung des Vertrages von
Nizza (Band 1: Art 1 – 53 EUV, Art 1 –

80 EGV; Band 2: Art 81 – 97 EGV;
Band 3: Art 98 – 188 EGV; Band 4:
Art 189 – 314 EGV). Neben dem Primär-
recht wird auch auf wichtige Sekundär-
rechtsakte eingegangen. Die Literatur-
und Entscheidungshinweise sind gewohnt
zahlreich.

In mehr als vier Jahrzehnten seit seinem
Ersterscheinen hat sich der von Hans
von der Groeben und Hans von Boeckh
begründete, zuletzt von von der Groe-
ben/Thiesing/Ehlermann herausgege-

bene Kommentar als eindrucksvoller Maß-
stab europarechtlicher Studienliteratur
etabliert. Aus ursprünglich zwei Bänden
sind mittlerweile vier geworden; die Zahl
der Autoren ist auf über 100 – aus den Ge-
meinschaftsinstitutionen, derWissenschaft,
Gerichten, nationalen Verwaltungen, Un-
ternehmen, Verbänden sowie der Anwalt-
schaft – gestiegen. Maßstäbe setzt dieser
Kommentar aber auch in qualitativer Hin-
sicht: Seine wissenschaftliche Analyse, Ver-
ständlichkeit und Genauigkeit sind nach
wie vor vorbildhaft.

Insgesamt ein einmaliges Nachschlage-
werk, an dem mit europarechtlichen Fra-
gen befasste Praktiker nicht vorbeigehen
sollten.

Ernst Tremmel

& Die Implementierung des EG-Rechts in

Österreich – Das Berufszugangsrecht.
Von Ulrike Sehrschön. Verlag Manz,
Wien 2004, 228 Seiten, br, E 44,–-.

Mit diesemWerk von Ulrike Sehrschön gibt
es erstmals eine Publikation, die mehrere
klassische Berufe gesammelt unter demGe-
sichtspunkt der Umsetzung von Gemein-
schaftsrecht in Österreich analysiert. Bis-
lang war man dabei auf einzelne Abhand-
lungen angewiesen. Untersucht wird, ob
und inwieweit europäische Vorgaben für
den Berufszugang bestimmter freier Berufe
sowie anderer, die der Gewerbeordnung
unterliegen, in Österreich auch tatsächlich
erfüllt wurden. Im Einzelnen handelt es sich
dabei um die Berufsgruppen der Rechtsan-
wälte, Notare, Wirtschaftstreuhänder, Un-
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Indexzahlen 2005: März April

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) ____ 110,5 110,2*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) __________________ 110,9 110,5*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) _______ 116,2 115,9*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) _______ 152,0 151,6*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) _______ 236,4 235,7*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) _______ 414,8 413,7*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) ______________ 528,5 527,1*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) _____________ 530,2 528,7*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) ________ 4643,9 4631,3*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) _______________ 4002,3 3991,4*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) __________________ 114,2 113,8*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) __________________ 119,1 118,7*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) __________________ 158,6 158,0*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) __________________ 264,1 263,1*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt ____ 2576,1 2566,8*)

Zahlenangaben ohne Gewähr
*) vorläufige Werte
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ternehmensberater, Patentanwälte, Ärzte
und Architekten.

Zu Beginn der Abhandlung wird der Leser
mit den primär- und sekundärrechtlichen
Vorgaben im Bereich Berufszulassung und
Berufsausübung vertraut gemacht. Dabei
werden ua die ersten drei „Anerkennungs-
richtlinien“ (betreffend Diplomen und Befä-
higungsnachweisen), die „SLIM-Richtlinie“,
die sieben berufsspezifischen Einzelrichtli-
nien sowie die verfahrensrechtlichen
Aspekte bei der Anerkennung von Diplo-
men dargestellt. Diese Ausführungen wer-
den um eine Illustration der Judikatur des
EuGH, der in der Verwirklichung der
Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit
eine tragende Rolle spielt, ergänzt.

Es folgt die nach Berufsgruppen geglie-
derte und aktuelle Bestandsaufnahme der
nationalen Berufszugangsregeln. Mit ei-
nem Griff erfährt hier der Leser, ob und in-
wieweit der Rechtsbestand des (ihn selbst)
betreffenden Berufsstandes in Einklang
mit dem Gemeinschaftsrecht steht. Sehr-
schön zeigt dabei auf, dass in manchen Be-
rufen Interessen der einschlägigen Berufs-
verbände stärker und nachhaltiger vertei-
digt werden als in anderen. Äußerst wert-
voll ist in diesem Zusammenhang ihre
Darstellung aller Vertragsverletzungsver-
fahren gegen Österreich, bisher ergange-
ner Vorlageentscheidungen, laufender Vor-
abentscheidungsverfahren, aber auch Ent-
scheidungen österreichischer Höchstge-
richte.

In ihrer gemeinsam mit Peter Slominski ver-
fassten Analyse macht Sehrschön deutlich,
dass es in Ländern, in denen liberale Regu-
lierungssysteme existieren (Großbritan-
nien, Irland, Finnland, Niederlande) im
Vergleich zu anderen (Luxemburg, Italien,
Österreich), die ihre hohe Regulierungs-
dichte mit der Sicherung des Leistungsstan-
dards argumentieren, auch nicht zu einem
signifikanten Marktversagen gekommen
ist. Auffallend sei ihrer Ansicht nach jedoch
die relativ geringe Resonanz der europäi-
schen Liberalisierungsbemühungen in der

Praxis, die zum Teil auf das geringe Mobi-
litätsniveau in Europa zurückzuführen ist,
aber zum Teil auch darin begründet liegt,
dass viele Betroffene aufgrund der rechtli-
chen Hürden im Zielstaat auf ihren Markt-
auftritt völlig verzichten oder sich mit den
nationalen Behörden „arrangieren“. Dies
würde ihrer Ansicht nach freilich vermehrt
zu einer wohl nicht gewünschten Verfesti-
gung bestehender rechtlicher Schranken
beitragen anstatt zu deren Überwindung.

Dieses Buch ist vor dem Hintergrund ge-
genwärtiger Marktliberalisierungsüberle-
gungen in verschiedenen Berufssparten
nicht nur eine wertvolle Bereicherung für
den bestehenden Diskurs, sondern vor al-
lem auch für den Praktiker aufgrund der
Aktualität der Thematik sehr zu empfehlen.

Andreas Eustacchio

& Handbuch des Europäischen Beihilfen-
rechts. Hrsg von Martin Heidenhain.
Verlag Beck, München 2003, 1157
Seiten, geb, E 138,–.

Auf den ersten Blick mag es besonders er-
staunlich erscheinen, dass das EG-Beihil-
fenrecht in jüngerer Vergangenheit zwar
in der Kommissionspraxis unter Rückende-
ckung durch die Gemeinschaftsgerichte un-
glaublich an Bedeutung gewonnen hat,
dass die wissenschaftliche Aufarbeitung
mit dieser Entwicklung allerdings in keins-
ter Weise Schritt halten konnte und es da-
her an einer umfassenden kritischen Beglei-
tung und Bewertung der Fortentwicklungen
des EG-Beihilfenrechts schmerzlich fehlt.
Diese Lücke erklärt sich allerdings aus der
ungemeinen Komplexität des Rechtsge-
biets, seiner Penetration in beinahe alle Be-
reiche des nationalen Unternehmensrechts
und der Einbindung von Kommission, Ge-
meinschaftsgerichten und nationalen In-
stanzen in den Fortentwicklungsprozess.
Ein kritischer Beobachter des EG-Beihilfen-
rechts muss deshalb sowohl die schon na-
hezu unüberschaubare Zahl an allgemei-
nen Leitlinien der Kommission für ihre

Ermessensübung nach Art 87 Abs 3 EGV
als auch die vielen Einzelentscheidungen
sowie die sich erst langsam ausdifferenzie-
rende Rechtsprechung der beiden Gemein-
schaftsgerichte EuGI und EuGH sowie – im
Rahmen des unmittelbar anwendbaren
Durchführungsverbots – der nationalen Ge-
richte im Auge behalten. Eine umfassende
wissenschaftliche Aufarbeitung erfordert
daher ein besonderes Maß an Einlassung
in die Materie und ist eine schwierige
und vor allem zeitintensive Aufgabe.

Dem Herausgeber des vorliegenden Hand-
buchs ist es nun allerdings gelungen, aus
Kommissionskreisen und Anwaltschaft eine
kenntnisreiche Autorenschaft zusammen-
zubringen. Unter den Bearbeitern findet
sich auch Adinda Sinnaeve, die die jün-
gere Entwicklung des EG-Beihilfenrechts
sowie seine Kodifizierung als eine der ers-
ten und konstantesten Stimmen im Fach-
schrifttum wissenschaftlich begleitet hat.
Oftmals fehlt einem Handbuch der rote Fa-
den und es bleiben Aspekte unter- und
überbelichtet. Von einem solchen Vorwurf
weiß sich Heidenhains Handbuch jedoch
gänzlich fern. Dem Herausgeber ist viel-
mehr ein großes Kompliment für die Struk-
turierung der Kapitel zu machen. Das EG-
Beihilfenrecht ist nie zuvor in einer solchen
Umfassendheit vorgestellt und erläutert
worden. Dabei haben die Bearbeiter nicht
nur die schon extrem mühevolle Aufgabe
des Zusammentragens von Judikatur, kom-
missioneller Entscheidungspraxis und
Schrifttum übernommen, sondern haben
durchgängig und mit erkennbarer Liebe
zu ihrem Bearbeitungsgebiet die skizzier-
ten Entwicklungen auch kritisch evaluiert.
Dargestellt werden sowohl die materiellen
wie die verfahrensrechtlichen Vorgaben
des EG-Beihilfenrechts als auch die Umset-
zung in nationales deutsches Recht. Darü-
ber hinaus werden die Rechtsschutzmög-
lichkeiten vor den Gemeinschaftsgerichten
wie vor den nationalen Gerichten geschil-
dert und ein Überblick über die Beihilfen-
kontrolle in den Beitrittsländern gegeben.
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Die Leser können in all diesen Bereichen
versichert sein, den letzten Diskussions-
stand in dem Band widergespiegelt zu er-
halten.

Dabei werden auch die derzeitigen gro-
ßen Unbekannten im EG-Beihilfenrecht
durchgängig angesprochen. So stellt
Repplinger-Hach beispielsweise die noch
viel zu leise Diskussion vor, ob Beihilfenzu-
wendungen unter einem Bruttobetrag von
E 100.000,– innerhalb einer 3-Jahrespe-
riode immer von Notifikationspflicht und
korrespondierender Rückabwicklungsdro-
hung im Verstoßsfalle befreit sind oder
ob es für einen solchen Persilschein noch
konstitutiv der Bezeichnung als „de mini-
mis“-Beihilfe im Zeitpunkt ihrer Gewähr
bedarf (§ 5 Rz 10 f). Vor dem Wortlaut
der Definition von de-minimis-Beihilfen in
Art 2 VO 69/2001 kann man diese zu-
sätzliche Anforderung in Zweifel ziehen,
weil darin lediglich auf die Betragsgrenze
abgestellt wird und Bezeichnungs- sowie
Überwachungspflicht zur Verhinderung un-

zulässiger Kumulierungen erst in Art 3 der
VO geregelt werden. Allerdings könnte
diese Auslegung bei Beihilferegelungen
zu der eigentümlichen Konsequenz führen,
dass die Anwendbarkeit des unmittelbar
anwendbaren Durchführungsverbotes im
Einzelfall davon abhängt, ob der konkret
begünstigte Abgabepflichtige mit allen
von ihm im Prüfzeitraum bezogenen Beihil-
fen die de-minimis-Grenze überschritten
hat oder nicht, was die Durchschlagskraft
des Durchführungsverbots erheblich beein-
trächtigen würde (vgl Quardt § 51
Rz 31). Auch die Undeutlichkeit der
EuGH-Rsp hinsichtlich der Auswirkung ei-
ner nachträglichen Kommissionsgenehmi-
gung auf die Rückforderungsanträge et-
waiger Mitbewerber des rechtswidrigen
Beihilfeempfängers vor nationalen Gerich-
ten wird in dem Handbuch angesprochen
(vgl Jestaedt/Loest § 53 Rz 8, die sich –

wenn auch etwas undeutlich – für eine Prä-
klusion von Konkurrentenansprüchen mit
der Kommissionsgenehmigung ausspre-

chen; ausführlich zu diesem Problemfeld
Sutter, Das EG-Beihilfenverbot und sein
Durchführungsverbot in Steuersachen,
Linde 2005, 288 ff). Ergänzenswert, weil
in dem Band noch gar nicht erst themati-
siert, erscheint dem Rezensenten allein
die Judikatur des VfGH, VfSlg 15450
zum Durchführungsverbot, wonach diesem
auf zweierlei Arten Rechnung getragen
werden könne – nämlich nicht nur durch
Komplettverweigerung der rechtswidrigen
Beihilfe, sondern auch durch deren Aus-
dehnung (!) auf bislang nicht erfasste Un-
ternehmer. Eine solche Verallgemeinerung
nehme der staatlichen Maßnahme nämlich
– so der VfGH – gleichfalls das rechtswid-
rige Beihilfenprädikat (dazu kritisch Sutter
in Mayer, EUV/EGV Art 88 Rz 75 ff
mwN).

Es bleibt der Befund: Selten kann man ein
Werk so uneingeschränkt empfehlen wie
dieses Handbuch. Es ist jeden Cent wert!

Franz Philipp Sutter
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Sonderpreis für RdU-Abonnenten EUR 49,–

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

309AnwBl 2005/6



Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Justizzentrum), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, E-Mail: scheimpflug@aon.at

&

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg (100 Meter

vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, E-Mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

&

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

&

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

&

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

&

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-
Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Erich Hochauer, 1010Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

&

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in Straf- und Zivilsa-
chen) in Wien und Umgebung übernimmt – auch kurzfristig – RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend erreichbar Mobil
(0676) 528 31 14.

&

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien (nächst Justizzentrum
Wien-Mitte).

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Georg E. Thalhammer, 1010Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

&

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664)
302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

&

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
712 55 20-20, E-Mail: iro@aon.at

&

RA Dr. ThomasWürzl, 1010Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, E-Mail: office.
wuerzl@chello.at

&

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, E-Mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT
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RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.
Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, E-Mail: claudia.patleych@aon.at

&

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1130 Wien, Fleschgasse 34,
übernimmt Substitutionen in Wien und Umgebung.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664)
441 55 33.

&

Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Dr. Michael Kreuz, 1010 Wien, Herrengasse 6–8/Stiege 3, Tele-
fon (01) 535 84 11-0, Telefax (01) 535 84 11-15.

&

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz, Kreuz-
gasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch kurzfristig – Substitutio-
nen in Zivil- und Strafsachen in Graz und Umgebung, Telefon
(0316) 82 22 02, Fax (DW) 22, Mobil erreichbar: (0676)
310 48 52.

&

Wien: Zufolge Kanzleinähe zum neuen Justizzentrum Wien-Mitte
übernehme ich Substitutionen vor dem BG I, BGHS und HG Wien;

insbesondere in Reiserechtsachen für auswärtige Kollegen.
RA Mag. Dr. Gerhard Hickl, Postgasse 11, 1010 Wien, Telefon
(01) 587 85 86, Telefax (01) 587 85 86-18.

&

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzü-
gen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksge-
richten Baden, Mödling, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz
und Mürzzuschlag. Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622)
834 94-4.

&

Substitutionen aller Art in Salzburg übernimmt RA Mag. Klaudius
May, Franz-Josef-Straße 41, Telefon (0662) 87 01 63, E-Mail:
raklaudiusmay@aon.at

&

Slowenien: Rechtsanwalt Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5,
Sl 1000 Ljubljana, steht österreichischen Kollegen für Mandats-

übernahmen und cross-border Rechtssachen aller Art zur Verfü-
gung.
Telefon: +386 (0) 1 434 76 12, Telefax +386 (0) 1 432 02 87,
E-Mail: silvo.tischler@siol.net

&

U.S.A.: Dr. Laurence Fauth, amerikanischer Rechtsanwalt, steht Kol-
legen in allen amerikanischen Rechtsangelegenheiten gerne bera-
tend und für Vertretungen (Gerichte) in den U.S.A. zur Verfügung.
Kontakt: Salztorgasse 1/9, A-1010 Wien;
Telefon (01) 532 00 00; Telefax (01) 532 00 00-32.

&

Italien: RA Dr. Ulrike ChristineWalter, niedergelassener europ RA/
RAK Gorizia, Kärntner Straße 35, 1010Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis 54/1, Italien, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staaten-
übergreifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon (01) 512 22 88, Telefax (01) 512 24 17, Mobil (0664)
253 45 16, E-Mail: uc.walter@chello.at

&

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substituti-
on. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!
Rechtsanwalt István Cocron, Ohmstraße 1, 80802 München, Tele-
fon (0049-89) 552 999 50, Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

&

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht, Dr.-Streiter-
Gasse 41, I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471) 05 18
81, E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Anzeigen

Internationaler Automotive Konzern in Krems sucht

Arbeitsrechtspezialist/in 

Die Stellenbeschreibung: 

• Stabstelle die direkt der Leitung Personal berichtet  
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London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kollisi-
onsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht: The
Chambers of Jean Ritchie QC, 4 Paper Buildings, Temple, London
EC4Y 7EX, Telefon (004420) 7353 3366, Telefax (004420)
7353 5778.

&

Tschechische Republik: Rechtsanwalt JUDr. Petr Neubauer, Hra-
dební 35, 370 01 Budweis, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und cross-border-Rechtssachen zur Verfü-
gung. Telefon +420 (387) 435511, Telefax +420 (387) 435514,
E-Mail: petr@neubauer.cz

&

Serbien: Rechtsanwälte Dr. Zoran Janjic & Dr. Teodora Jevtic, Gra-
canicka 7, 11000 Beograd, stehen österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und cross-border-Rechtssachen aller Art zur
Verfügung.
Telefon +381 (11) 262 04 02, Telefax +381 (11) 263 34 52,
Mobil (+664) 380 15 95, E-Mail: janjicco@eunet.yu oder
janjic@chello.at

&

Junge Kollegen/innen aufgepasst! Neu gegründete Sozietät bietet
Zimmer in Untermiete, topsanierter Altbau, modernste (auch techni-
sche) Ausstattung, zentrale Lage (Bezug ab Juni 2005). Zusam-
menarbeit möglich. Telefon (0664) 47 36 032.

&

Kanzlei in 1090 Wien, zentrale und attraktive Lage, bietet ab so-
fort Regiegemeinschaft (großes Zimmer, komplette Nebenräume
und Infrastruktur nebst wechselseitiger Urlaubsvertretung etc, keine
Subst-Pauschale!). VB ca E 2.000,–. Mag. Georg Bürstmayr,
Telefon (01) 319 25 25, E-Mail: georg.buerst@aon.at

&

Moderne Anwaltskanzlei in 1010 Wien sucht Kollegen/innen zur
Zusammenarbeit, die Spaß an der Arbeit und Weitblick haben.
Schönes Zimmer in Untermiete und Mitbenützung der modernen In-
frastruktur sowie spätere Partnerschaft möglich.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100736.

&

Regiegemeinschaft – Kollege/in gesucht für Neubezug von Kanz-
leiräumen im 13. Bezirk. Volle Infrastruktur vorhanden. Telefon
(0676) 670 49 54.

1040Wien, vis-à-vis Belvedere, Rechtsanwalt bietet Mitbenützung
von Kanzleiräumen (Arbeitszimmer, Sekretariat, Konferenzraum
usw) für Kollegen. Regiepartnerschaft und späteres Zusammenge-
hen möglich. Telefon (01) 505 52 00, RA Dr. Thomas Nirk,
Prinz Eugen-Straße 56/7.

&

1030Wien, Nähe Justizzentrum, verkehrsgünstig, Jugendstilhaus,
Mitbenützung von Kanzleiräumlichkeiten (Arbeitszimmer, Sekreta-
riat, Konferenzraum, Nebenräume) samt Infrastruktur.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100718.

&

Wien, Hoher Markt: komplett neu adaptierte, repräsentative, helle
Büroräumlichkeiten geeignet für zwei Anwälte, Sekretariat, Konzi-
pient, ca 95 m2 (4 Räume, Vorraum, Küche), 4. Stock, Lift, Parkett-
böden, Einrichtung samt EDV-Infrastruktur, provisionsfrei; Miete
marktgerecht/günstig; langfristig.
Telefon (01) 535 37 21, Mag. König.

&

Rechtsanwalt, 1. Bezirk (Rathausviertel), bietet Kanzleiräumlichkeit
und Nutzung der Infrastruktur gegen Regiekostenbeteiligung. Spä-
tere Kanzleiübernahme möglich.
Antworten bitte an: reinhard.Neureiter@chello.at

&

Rechtsanwaltskanzlei in Salzburg mit Topausstattung in Gerichts-
nähe bietet Kanzleiräumlichkeiten und Nutzung der Infrastruktur
gegen Regiekostenbeteiligung. Telefon (0662) 84 55 22.

&

Stadtbüro/Kanzlei, Wels, Pfarrgasse, 117 m2 – Erstbezug,
Raumeinteilung noch möglich, Tiefgaragenabstellplatz im Haus,
auch Kaufmöglichkeit gegeben. IS Immobilien-Service GmbH,
Peter Lechner, Grillparzerstraße 18–20, 4020 Linz, Telefon
(070) 66 08 74-142, www.isgmbh.at

&

Büroräume: 275 m2 + 120 m2, Wien Mitte – Landstraße, unmittel-
bar bei neuem Justizzentrum, U4, U3, S-Bahn, Flughafen-Shuttle,
1. Stock, Lift, repräsentative, helle, freundliche Räume, reichlich
Nebenräume, Parkettböden, Gasetagenheizung, E 10/m2, ver-
mietet privat, Telefon (0664) 21 63 06 18.
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